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Hessisches Gesetz
über Einkommensverbesserungen für Tarifbeschäftigte

im öffentlichen Dienst des Landes Hessen
(GEVerbTöD)

Vom 15. November 2007

*) GVBl. II 320-182

§ 1

Persönlicher und sachlicher 
Geltungsbereich

Dieses Gesetz regelt Einkommensver-
besserungen für die Beschäftigten, auf
deren Beschäftigungsverhältnis mit dem
Land Hessen

1. der Bundes-Angestelltentarifvertrag
vom 23. Februar 1961 in der Fassung
vom 31. Januar 2003 (StAnz. S. 1859),

2. der Manteltarifvertrag für Arbeiterin-
nen und Arbeiter des Bundes und der
Länder vom 6. Dezember 1995 in der
Fassung vom 31. Januar 2003 (StAnz.
S. 1859),

3. der Manteltarifvertrag für Waldarbei-
ter der Länder und Gemeinden vom
26. Januar 1982 in der Fassung vom
17. Dezember 2003,

4. der Manteltarifvertrag für Auszubil-
dende vom 6. Dezember 1974 in der
Fassung vom 31. Januar 2003 (StAnz.
S. 1859) oder der Tarifvertrag über die
Rechtsverhältnisse der zum Forstwirt
Auszubildenden vom 3. September
1974 in der Fassung vom 14. März
2003,

5. der Tarifvertrag zur Regelung der
Rechtsverhältnisse der Schülerin-
nen/Schüler, die nach Maßgabe des
Krankenpflegegesetzes oder des
Hebammengesetzes ausgebildet wer-
den vom 28. Februar 1986 in der Fas-
sung vom 31. Januar 2003 (StAnz. 
S. 1859), oder

6. der Tarifvertrag über die Regelung der
Arbeitsbedingungen der Praktikantin-
nen/Praktikanten vom 22. März 1991
in der Fassung vom 31. Januar 2003
(StAnz. S. 1859)

angewendet wird.

§ 2

Einmalzahlungen

(1) Beschäftigte nach § 1 erhalten im
Monat Dezember 2007 eine Einmalzah-
lung. Die Einmalzahlung beträgt

1. 20 vom Hundert für die Beschäftigten
der Vergütungsgruppen X bis Vc des
Bundes-Angestelltentarifvertrags, der
Vergütungsgruppen Kr. I bis Kr. VI des
Bundes-Angestelltentarifvertrags, der
Lohngruppen 1 bis 9 des Manteltarif-
vertrags für Arbeiterinnen und Arbei-
ter des Bundes und der Länder und
der Lohngruppen 1 bis 8a des Mantel-
tarifvertrags für Waldarbeiter der Län-
der und Gemeinden, 

2. 15 vom Hundert für die Beschäftigten
der Vergütungsgruppen Vb bis I des
Bundes-Angestelltentarifvertrags und
der Vergütungsgruppen Kr. VII bis 
Kr. XIII des Bundes-Angestelltentarif-
vertrags, 

mindestens jedoch 250 Euro und

3. 20 vom Hundert für die Beschäftigten
nach § 1 Nr. 4 bis 6.

(2) Bei der Bemessung der Einmalzah-
lung nach Abs. 1 sind die monatliche Ver-
gütung (§ 26 Abs. 1, § 30 des Bundes-An-
gestelltentarifvertrags, § 8 des Mantelta-
rifvertrags für Auszubildende, § 10 Abs. 1
des Tarifvertrags zur Regelung der
Rechtsverhältnisse der Schülerinnen/
Schüler, die nach Maßgabe des Kranken-
pflegegesetzes oder des Hebammenge-
setzes ausgebildet werden, § 6 Abs. 1 des
Tarifvertrags über die Rechtsverhältnisse
der zum Forstwirt Auszubildenden), die
allgemeine Zulage (§ 2 des Tarifvertrags
über Zulagen an Angestellte vom 17. Mai
1982 in der Fassung vom 30. Oktober
2001 [StAnz. 2002 S. 171]), der Monatsta-
bellenlohn, gegebenenfalls zuzüglich des
Sozialzuschlags (§ 21 Abs. 3, § 41 des
Manteltarifvertrags für Arbeiterinnen und
Arbeiter des Bundes und der Länder, 
§§ 11, 44 des Manteltarifvertrags für
Waldarbeiter der Länder und Gemein-
den), oder das monatliche Entgelt zuzüg-
lich des Verheiratetenzuschlags (§ 2 Abs. 1
des Tarifvertrags über die Regelung der
Arbeitsbedingungen der Praktikantinnen/
Praktikanten) des Monats Dezember 2007
zugrunde zu legen. Voraussetzung für die
Einmalzahlung ist ein Entgeltanspruch
(Vergütung/Lohn, Urlaubsvergütung/Ur-
laubslohn oder Krankenbezüge) für min-
destens einen Tag im Monat der Auszah-
lung. Dies gilt auch, wenn im Zahlungs-
monat nur wegen der Höhe der Barleis-
tungen des Sozialversicherungsträgers
Krankengeldzuschuss nicht gezahlt wird.
Die Einmalzahlung wird auch gezahlt,
wenn eine Beschäftigte wegen der Be-
schäftigungsverbote nach § 3 Abs. 2 und 
§ 6 Abs. 1 des Mutterschutzgesetzes in der
Fassung vom 20. Juni 2002 (BGBl. I S. 2318),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. De-
zember 2006 (BGBl. I S. 2748), für den Zah-
lungsmonat keine Bezüge erhalten hat.

(3) Beschäftigte nach § 1 Nr. 1 bis 3 
erhalten im Monat Dezember 2007 eine
zusätzliche Einmalzahlung in Höhe von
500 Euro, wenn 

1. ihr Arbeitsvertrag eine besondere Ver-
tragsabrede über eine erhöhte Arbeits-
zeit auf Grundlage der Erlasse des
Hessischen Ministeriums des Innern
und für Sport vom 26. Juli 2004 (StAnz.
S. 2619), vom 15. Februar 2006 (StAnz.
S. 562) oder vom 7. März 2007 (StAnz.
S. 582) enthält oder
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2. ihre Arbeitszeit als im Angestelltenver-
hältnis beschäftigte Lehrkraft sich
nach Nr. 3 des Abschnitts I der Sonder-
regelungen für Angestellte als Lehr-
kräfte der Anlage 2 des Bundes-Ange-
stelltentarifvertrags nach den Bestim-
mungen für die entsprechenden Be-
amtinnen und Beamten bemisst.

Die Einmalzahlung nach Satz 1 beträgt
200 Euro für Beschäftigte nach § 1 Nr. 4
bis 6. Voraussetzung für die Einmalzah-
lung nach Satz 1 und 2 ist, dass die oder
der Beschäftigte am 31. Dezember 2007
mit der erhöhten Arbeits- oder Ausbil-
dungszeit nach Satz 1 Nr. 1 oder 2 be-
schäftigt ist. Abs. 2 Satz 2 bis 4 gilt ent-
sprechend.

(4) Teilzeitbeschäftigte erhalten die
Einmalzahlungen nach Abs. 1 und 3 in
dem Umfang, der dem Anteil ihrer indivi-
duell vereinbarten durchschnittlichen Ar-
beitszeit an der regelmäßigen Arbeitszeit
vergleichbarer Vollbeschäftigter am Ers-
ten des Zahlungsmonats entspricht. 

(5) Die Einmalzahlungen sind bei der
Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu
berücksichtigen.

§ 3

Lineare Erhöhung

Zum 1. April 2008 werden jeweils um
2,4 vom Hundert erhöht

1. die Grundvergütung, die Gesamtver-
gütung, die Stundenvergütung, der
Ortszuschlag und die allgemeine Zula-
ge in der am 1. Mai 2004 geltenden
Fassung des Vergütungstarifvertrags
Nr. 35 zum Bundes-Angestelltentarif-
vertrag vom 31. Januar 2003 (StAnz. 
S. 1859),

2. der Monatstabellenlohn und der Sozi-
alzuschlag in der am 1. Mai 2004 gel-
tenden Fassung des Monatslohntarif-
vertrags Nr. 5 zum Manteltarifvertrag
für Arbeiterinnen und Arbeiter des
Bundes und der Länder vom 31. Janu-
ar 2003 (StAnz. S. 1859),

3. der Monatstabellenlohn und der Sozi-
alzuschlag in der am 1. Mai 2004 gel-
tenden Fassung des Lohntarifvertrags
Nr. 17 für Waldarbeiter vom 14. März
2003,

4. die monatliche Ausbildungsvergütung
in der am 1. Mai 2004 geltenden Fas-
sung des Ausbildungsvergütungstarif-
vertrags Nr. 22 zum Manteltarifvertrag
für Auszubildende vom 31. Januar
2003 (StAnz. S. 1859) sowie die monat-
liche Ausbildungsvergütung in der am
1. Mai 2004 geltenden Fassung des
Ausbildungsvergütungstarifvertrags
Nr. 23 für die zum Forstwirt Auszubil-
denden vom 14. März 2003,

5. die monatliche Ausbildungsvergütung
in der am 1. Mai 2004 geltenden Fas-
sung des Ausbildungsvergütungstarif-
vertrags Nr. 12 zum Tarifvertrag zur
Regelung der Rechtsverhältnisse der
Schülerinnen/Schüler, die nach Maß-
gabe des Krankenpflegegesetzes oder
des Hebammengesetzes ausgebildet
werden vom 31. Januar 2003 (StAnz. 
S. 1859), und

6. das monatliche Entgelt und der Ver-
heiratetenzuschlag in der am 1. Mai
2004 geltenden Fassung des Ände-
rungstarifvertrags Nr. 12 zum Tarifver-
trag über die Regelung der Arbeitsbe-
dingungen der Praktikantinnen/Prakti-
kanten vom 31. Januar 2003 (StAnz. 
S. 1859).

§ 4

Kinderzuschlag

Ab 1. Januar 2007 erhöhen sich für die
Beschäftigten der Ortszuschlag nach § 29
des Bundes-Angestelltentarifvertrags, der
Sozialzuschlag nach § 41 des Manteltarif-
vertrags für Arbeiterinnen und Arbeiter
des Bundes und der Länder und der Sozi-
alzuschlag nach § 44 des Manteltarifver-
trags für Waldarbeiter der Länder und
Gemeinden für das dritte und jedes wei-
tere Kind monatlich um jeweils 50 Euro.

§ 5

Abweichende Regelungen

Die Rechte der Tarifvertragsparteien,
abweichende Regelungen durch Tarifver-
trag zu treffen, bleiben unberührt. 

§ 6

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2012 außer Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. November 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Hessisches Spielbankgesetz*)

Vom 15. November 2007

*) GVBl. II 316-31

§ 1

Grundsatz

(1) In Hessen dürfen Glücksspiele öf-
fentlich nur in oder von Spielbanken ver-
anstaltet werden; die Vorschriften, nach
denen in Hessen Lotterien und Aus-
spielungen sowie Sportwetten veranstal-
tet werden dürfen, bleiben unberührt.

(2) Eine Spielbank darf nur nach Zu-
lassung durch das zuständige Ministeri-
um errichtet und betrieben werden.

§ 2

Spielbankstandorte

(1) In Bad Homburg v. d. Höhe, in
Frankfurt am Main im Transitbereich des
Flughafens Frankfurt, in Kassel und in
Wiesbaden darf je eine Spielbank zuge-
lassen werden.

(2) Wird eine Spielbank in Kassel zu-
gelassen, kann diese in Bad Wildungen
einen Zweigspielbetrieb unterhalten. Die
für Spielbanken geltenden Bestimmun-
gen dieses Gesetzes und der aufgrund
dieses Gesetzes ergangenen Rechtsver-
ordnungen sind auf den Zweigspielbe-
trieb entsprechend anzuwenden.

§ 3

Spielbankerlaubnis

(1) Die Spielbankerlaubnis kann nur
den in § 2 Abs. 1 genannten Gemeinden
erteilt werden (Spielbankgemeinden).

(2) Die Spielbankerlaubnis kann Auf-
lagen und sonstige Nebenbestimmungen
enthalten, um den ordnungsrechtlich und
wirtschaftlich einwandfreien Betrieb der
Spielbank zu sichern.

(3) Die Spielbankerlaubnis ist auf
längstens 15 Jahre zu befristen und unter
dem Vorbehalt des Widerrufs zu erteilen.

(4) Der Spielbankgemeinde kann vom
zuständigen Ministerium gestattet wer-
den, den Spielbetrieb durch dritte Perso-
nen ausüben zu lassen, wenn dadurch
voraussichtlich keine Gefahren für eine
ordnungsrechtlich und wirtschaftlich ein-
wandfreie Führung der Spielbank entste-
hen.

§ 4

Spielbankunternehmer

(1) Spielbankunternehmer im Sinne
dieses Gesetzes und der aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen
ist derjenige, der eine Spielbank tatsäch-
lich betreibt.

(2) Der Spielbankunternehmer muss
die Gewähr für eine ordnungsrechtlich
und wirtschaftlich einwandfreie Führung
der Spielbank bieten.

(3) Sofern es sich bei dem Spiel-
bankunternehmer um eine dritte Person
handelt, muss dieser insbesondere min-
destens über genügend Eigenmittel für
den Betrieb der Spielbank verfügen, die
Gewähr für eine einwandfreie Geschäfts-
führung bieten, die erforderliche Sach-
kunde im Hinblick auf den Betrieb einer
Spielbank besitzen sowie auf Verlangen
die rechtmäßige Herkunft der ihm zur
Verfügung stehenden Mittel nachweisen.

§ 5

Auswahlverfahren

(1) Will die Spielbankgemeinde die
Ausübung des Spielbetriebs dritten Per-
sonen überlassen, ist diese Absicht spä-
testens ein Jahr vor Ablauf der geltenden
Spielbankerlaubnis im Staatsanzeiger für
das Land Hessen und in mindestens zwei
weiteren geeigneten Medien bekannt zu
machen.

(2) Die konkreten Anforderungen an
den Spielbankunternehmer werden von
der Spielbankgemeinde zu Beginn des
Verfahrens im Benehmen mit dem zustän-
digen Ministerium festgelegt. Über die
Anforderungen des § 4 Abs. 3 hinaus
können dabei weitere Anforderungen ge-
stellt werden, die sich aus dem bisherigen
Spielbankbetrieb und etwaigen Ände-
rungsabsichten der Gemeinde ergeben.

(3) Den Interessenten werden auf An-
forderung Informationen über die Erwar-
tungen der Spielbankgemeinde an den
künftigen Spielbankunternehmer und
über das Auswahlverfahren übersandt.

(4) Zur Vorbereitung einer Auswahl-
entscheidung haben die Bewerber min-
destens ein Sicherheitskonzept, ein Wirt-
schaftlichkeitskonzept und ein Sozialkon-
zept vorzulegen.

(5) Die Auswahlentscheidung trifft die
Spielbankgemeinde im Benehmen mit
dem zuständigen Ministerium.

(6) Die Auswahl ist danach zu treffen,
wer die Anforderungen an den Spiel-
bankunternehmer nach Beurteilung der
Spielbankgemeinde am besten erfüllt und
dabei eine weitgehende Abschöpfung der
Spielbankerträge durch die Spielbankab-
gabe, die zusätzlichen Leistungen und
weitere Leistungen ermöglicht.

(7) Die Ausübung des Spielbetriebs
wird in einem privatrechtlichen Vertrag
zwischen der Spielbankgemeinde und
dem Spielbankunternehmer mit Zustim-
mung des zuständigen Ministeriums ge-
regelt.



§ 6

Fortführung des Spielbetriebs 
durch Dritte

Wenn es aufgrund besonderer Gründe
sachgerecht erscheint, dass der schon
tätige Spielbankunternehmer die Spiel-
bank auch künftig weiterführt, hat dieser
die in § 5 Abs. 4 bezeichneten Unterlagen
vorzulegen. Die Spielbankgemeinde ent-
scheidet im Benehmen mit dem zuständi-
gen Ministerium, ob von einem Auswahl-
verfahren nach § 5 abgesehen wird.

§ 7

Abgaben, Steuerbefreiung

(1) Die Ausübung des Spielbetriebs
unterliegt einer Spielbankabgabe (§ 8), zu
entrichtenden zusätzlichen Leistungen 
(§ 9) und vertraglich vereinbarten oder in
der Spielbankerlaubnis festgesetzten wei-
teren Leistungen (§ 10) sowie der Tronc-
abgabe (§ 14 Abs. 3).

(2) Der Spielbankunternehmer ist von
den im unmittelbaren Zusammenhang
mit dem Betrieb einer Spielbank stehen-
den Steuern, die vom Einkommen und
vom Vermögen erhoben werden, sowie
von der Lotteriesteuer befreit. Dies gilt
entsprechend für die Steuern der Gesell-
schafter einer Personengesellschaft, die in
unmittelbarem Zusammenhang mit dem
Betrieb einer Spielbank durch diese Ge-
sellschaft stehen.

§ 8

Spielbankabgabe

(1) Die Spielbankabgabe beträgt bei
einem Bruttospielertrag der Spielbank im
Kalenderjahr von bis zu 25 Millionen 
Euro 50 vom Hundert des Bruttospiel-
ertrags, für den 25 Millionen Euro über-
steigenden Bruttospielertrag bis zu einem
Bruttospielertrag von 50 Millionen Euro
55 vom Hundert des Bruttospielertrags
und für den 50 Millionen Euro im Kalen-
derjahr übersteigenden Bruttospielertrag
60 vom Hundert des Bruttospielertrags.

(2) Bruttospielerträge sind die Beträge,
um die die Spieleinsätze die Gewinne der
Spieler übersteigen, die diesen nach den
Spielregeln zustehen (Bruttogewinne),
wenn die Spielbank ein Spielrisiko trägt.
Tagesverluste sind mit den Bruttogewin-
nen der nächsten Tage zu verrechnen.
Trägt die Spielbank kein Spielrisiko, sind
Bruttospielerträge die Beträge, die der
Spielbank zufließen.

(3) Nicht abgeholte Einsätze und Ge-
winne sowie Beträge, die nach Ende der
Einsatzmöglichkeit gesetzt, vom Spieler
nicht zurückgenommen werden und der
Spielbank verbleiben, sind dem Brutto-
spielertrag zuzurechnen.

(4) Falsche Spielmarken zählen nicht
zum Bruttospielertrag. Falsche Geldschei-
ne und falsche Münzen mindern den
Bruttospielertrag nicht. Münzen in ande-
ren Währungen sind mit dem Kurswert
dem Bruttospielertrag zuzurechnen.

(5) Sofern der Spielbankunternehmer
Umsatzsteuer entrichten muss, wird die
nach dem Umsatzsteuerrecht zu entrich-
tende Steuer aus dem Aufkommen der
Spielbankabgabe getilgt.

§ 9

Zusätzliche Leistungen

Neben der Spielbankabgabe sind vom
Spielbankunternehmer zusätzliche Leis-
tungen an das Land zu entrichten, die bei
einem Bruttospielertrag im Kalenderjahr
von bis zu 25 Millionen Euro 30 vom Hun-
dert des Bruttospielertrags, für den 
25 Millionen Euro im Kalenderjahr über-
steigenden Bruttospielertrag bis zu einem
Bruttospielertrag von 50 Millionen Euro
25 vom Hundert des Bruttospielertrags
und für den 50 Millionen im Kalenderjahr
übersteigenden Bruttospielertrag 20 vom
Hundert des Bruttospielertrags betragen.

§ 10

Weitere Leistungen

(1) Weitere Leistungen als die nach
den §§ 8 und 9 können in der Spielbank-
erlaubnis festgesetzt oder zwischen dem
Spielbankunternehmer und der Spiel-
bankgemeinde vereinbart werden. Hier-
bei ist das Ministerium der Finanzen zu
beteiligen.

(2) Dem Spielbankunternehmer ist ein
nach den Grundsätzen der Wirtschaftlich-
keit ausreichender Anteil der Bruttospiel-
erträge zu belassen.

(3) Wird in Bad Wildungen ein Zweig-
spielbetrieb errichtet, so tritt an die Stelle
der Spielbankgemeinde die Standortge-
meinde.

§ 11

Abgabeermäßigungen

(1) Bei Neuerrichtung einer Spielbank
oder einer weiteren Spielstätte einer
Spielbank kann die Spielbankabgabe für
einen Anlaufzeitraum um bis zu 20 vom
Hundert der Bruttospielerträge ermäßigt
werden.

(2) Für einen Zweigspielbetrieb einer
Spielbank, dessen Bruttospielerträge im
Kalenderjahr 15 Millionen Euro nicht
übersteigen, kann die Spielbankabgabe
um bis zu 20 vom Hundert der Brutto-
spielerträge ermäßigt werden.

(3) Für ein Spielangebot der Spielban-
ken im Internet, dessen Bruttospielerträge
im Kalenderjahr 15 Millionen Euro nicht
übersteigen, kann die Spielbankabgabe
um bis zu 40 vom Hundert der Brutto-
spielerträge ermäßigt werden.

(4) Bei einer Spielbank, deren wirt-
schaftliche Entwicklung durch Zugangs-
beschränkungen nachhaltig beeinflusst
wird und deren Bruttospielerträge im Ka-
lenderjahr 15 Millionen Euro nicht über-
steigen, kann die Spielbankabgabe um
bis zu 40 vom Hundert der Bruttospieler-
träge ermäßigt werden.
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(5) Die Entscheidungen nach Abs. 1
bis 4 werden vom zuständigen Ministeri-
um im Einvernehmen mit dem Ministeri-
um der Finanzen getroffen.

(6) Maßstab für die Ermäßigung ist ei-
ne auf gesicherter betriebswirtschaftlicher
Grundlage beruhende Prognose über die
voraussichtliche wirtschaftliche Entwick-
lung der Spielbank. Auf unwirtschaftliche
Entscheidungen des Spielbankunterneh-
mers zurückzuführende Entwicklungen
gehen dabei zulasten des Spielbankun-
ternehmers.

§ 12

Abgabenerhebung

(1) Schuldner der Spielbankabgabe 
(§ 8), der zusätzlichen Leistungen (§ 9),
der weiteren Leistungen (§ 10) und der
Troncabgabe (§ 14 Abs. 3) ist der Spiel-
bankunternehmer.

(2) Die Spielbankabgabe, die zusätzli-
chen Leistungen und die Troncabgabe
entstehen mit dem Ende des Spielgesche-
hens an dem jeweiligen Spieltag. Dieser
erstreckt sich auch auf den Zeitraum, der
über den Kalendertag des Spielbeginns
hinaus in den folgenden Kalendertag
reicht. Die weiteren Leistungen entstehen
bei Erfüllung der jeweils vereinbarten
oder festgesetzten Voraussetzungen zu
dem in der Spielbankerlaubnis oder einer
Vereinbarung bestimmten Zeitpunkt.

(3) Auf die Spielbankabgabe, die zu-
sätzlichen Leistungen, die weiteren Leis-
tungen und die Troncabgabe finden die
Vorschriften der Abgabenordnung sinn-
gemäß Anwendung. Für die weiteren
Leistungen gilt dies nur, soweit sie in der
Spielbankerlaubnis festgesetzt werden.
Die der Abgabenordnung unterliegenden
Abgaben und Leistungen werden von
dem Finanzamt verwaltet und überwacht,
in dessen Bezirk die Spielbank zugelas-
sen ist, soweit die Ministerin oder der Mi-
nister der Finanzen durch Rechtsverord-
nung nichts anderes bestimmt.

(4) Das Finanzamt hat das Recht, den
Geld- und Spielmarkenverkehr sowie die
Ermittlung der Bruttospielerträge und des
Tronc laufend zu überwachen.

(5) Der Spielbankunternehmer hat un-
mittelbar nach Ende des Spielgeschehens
die Bruttospielerträge und den Tronc des
Spieltages festzustellen, aufzuzeichnen,
eine Abrechung zu erstellen, die Abga-
ben zu errechnen und die Abrechnung
dem vom Finanzamt mit der Überwa-
chung betrauten Amtsträger zu überge-
ben. Die Abrechnung ist eine Steueran-
meldung im Sinne des § 167 der Abga-
benordnung. Die Bruttospielerträge und
der Tronc der letzten Spieltische können
auch zu Beginn des nächsten Spieltages
festgestellt werden, wenn eine sichere
Verwahrung der entsprechenden Geld-
behälter unter zweifachem Verschluss
(Spielbank und Staatliche Überwachung)
gewährleistet ist.

(6) Die Spielbankabgabe, die zusätzli-
chen Leistungen und die Troncabgabe

sind an dem auf den Spieltag nächstfol-
genden Werktag fällig. Für die weiteren
Leistungen gilt Abs. 2 Satz 3 entspre-
chend.

(7) Bei Spielautomaten kann der Spiel-
bankunternehmer im Einvernehmen mit
dem Finanzamt von den Fristen des 
Abs. 5 abweichen, wenn dies zweck-
mäßig erscheint.

§ 13

Gemeindeanteil

Die Gemeinde, in der eine Spielbank
betrieben wird, erhält von der nach Maß-
gabe des § 8 Abs. 5 geminderten Spiel-
bankabgabe (§ 8) und den zusätzlichen
Leistungen (§ 9) einen Anteil. Die zu-
ständige Ministerin oder der zuständige
Minister bestimmt im Einvernehmen mit
der Ministerin oder dem Minister der Fi-
nanzen die Höhe dieses Anteils durch
Rechtsverordnung.

§ 14

Tronc, Troncabgabe

(1) Das für die Spieltische und die Au-
tomaten eingesetzte spieltechnische Per-
sonal sowie das Kassenpersonal müssen
alle Zuwendungen, die von Besuchern
der Spielbank für die bei ihr beschäftig-
ten Personen, für die Spielbank oder ohne
ersichtliche Zweckbestimmung gegeben
werden, den dafür aufgestellten Behäl-
tern (Tronc) zuführen. Zum Tronc gehören
auch die Zahlungen, die beim Automa-
tenspiel für diesen Zweck anfallen.

(2) Der Spielbankunternehmer hat den
Tronc, soweit nicht daraus eine Abgabe
für gemeinnützige Zwecke (Troncabgabe)
zu leisten ist, für das Personal, das bei der
Spielbank beschäftigt ist, zu verwalten
und zu verwenden.

(3) Die Höhe der Troncabgabe wird
von der zuständigen Ministerin oder dem
zuständigen Minister im Einvernehmen
mit der Ministerin oder dem Minister der
Finanzen durch Rechtsverordnung be-
stimmt. Die Troncabgabe fließt je zur
Hälfte dem Land und der Standortge-
meinde zu.

§ 15

Aufsicht

(1) Die Aufsicht über die Spielbanken
führt das zuständige Ministerium. Es ist
befugt, gegenüber der Spielbankgemein-
de und dem Spielbankunternehmer alle
Anordnungen zu treffen, die erforderlich
sind, um den ordnungsrechtlich und wirt-
schaftlich einwandfreien Betrieb der
Spielbank zu sichern. Hierzu zählen ins-
besondere Anzeige- und Vorlagepflich-
ten, Genehmigungsvorbehalte sowie Prü-
fungs- und Visitationsrechte, soweit diese
nicht bereits aufgrund der mit der Spiel-
bankerlaubnis verbundenen Nebenbe-
stimmungen nach § 3 Abs. 2 bestehen. 

(2) Die Spielbankaufsicht ist für die
Spielbanken auch zuständige Behörde im
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Sinne des § 16 des Geldwäschegesetzes
vom 25. Oktober 1993 (BGBl. I S. 1770),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. De-
zember 2003 (BGBl. I S. 2676).

§ 16

Videoüberwachung, 
Erfassung biometrischer Merkmale

(1) Zur Zutrittkontrolle, zum Schutz vor
Sachbeschädigung, zur Verhinderung,
Aufdeckung und Verfolgung von Strafta-
ten und zur Sicherung des Vertrauens der
Öffentlichkeit in ein ordnungsgemäßes
Spiel sind die Eingänge und Spielräume
der Spielbank (Raumüberwachung) und
die Spieltische (Spielüberwachung) mit
optisch-elektronischen Einrichtungen zu
überwachen (Videoüberwachung). Soweit
der Umfang der Videoüberwachung nicht
in der Spielbankerlaubnis oder in auf-
sichtsbehördlichen Anordnungen festge-
setzt ist, kann er vom Spielbankunterneh-
mer bestimmt werden. Die Spielbank darf
die zur Raum- und Spielüberwachung er-
hobenen Daten höchstens sechs Monate
speichern.

(2) Die Spielbank ist berechtigt, zur
Zutrittskontrolle neben der Videoüberwa-
chung weitere biometrische Merkmale zu
erheben und zu Kontrollzwecken zu ver-
arbeiten. Diese Merkmale sind spätestens
nach 24 Stunden zu löschen. Im Falle ei-
ner Spielsperre des Betroffenen dürfen
die nach Satz 1 erhobenen Merkmale
dauerhaft gespeichert und an andere sich
am Sperrverbund beteiligende Spielban-
ken übermittelt werden.

(3) Die Datenerhebung nach Abs. 1
und 2 und die datenverarbeitende Stelle
sind durch geeignete Maßnahmen er-
kennbar zu machen.

§ 17

Zuständiges Ministerium

Zuständiges Ministerium im Sinne die-
ses Gesetzes ist das für Glücksspielwesen
zuständige Ministerium.

§ 18

Spielordnung

Die zuständige Ministerin oder der zu-
ständige Minister erlässt im Einverneh-
men mit der Ministerin oder dem Minister
der Finanzen die Spielordnung. In ihr ist
insbesondere zu bestimmen, welche Spie-
le in der Spielbank gespielt werden dür-
fen, an welchen Tagen nicht gespielt wer-

den darf, welchen Personen die Teilnah-
me am Spiel nicht gestattet ist, welche
Auskünfte von Besuchern der Spielbank
zur Überprüfung ihrer Spielberechtigung
verlangt werden dürfen und welche Da-
ten in einer Besucherkartei zu verzeich-
nen sind.

§ 19

Übergangsregelungen

(1) Bis zu einer anderweitigen Rege-
lung durch Rechtsverordnung nach § 13
erhält die Spielbankgemeinde von den
zusätzlichen Leistungen einen Anteil in
Höhe von 29,375 vom Hundert.

(2) Die aufgrund des bisherigen Rechts
erteilten Erlaubnisse bleiben unberührt.

§ 19a

Vorübergehende Sonderregelung für die
Spielbank Frankfurt

(1) Soweit es zur Aufrechterhaltung ei-
nes ordnungsrechtlich und wirtschaftlich
einwandfreien Betriebs der Spielbank im
Flughafen Frankfurt erforderlich ist, kann
vorübergehend auch ein Spielbetrieb
außerhalb des Transitbereichs zugelassen
werden. Teilnahmeberechtigt sind nur
Personen, deren Abflug aus dem Transit-
bereich bevorsteht. Die Teilnahmeberech-
tigung ist zu überprüfen; die Überprüfung
ist zu dokumentieren.

(2) Soweit es zur Aufrechterhaltung ei-
nes ordnungsrechtlich und wirtschaftlich
einwandfreien Betriebs der Spielbank im
Flughafen Frankfurt erforderlich ist, kön-
nen auch die zusätzlichen Leistungen um
bis zu zwanzig vom Hundert ermäßigt
werden.

§ 20

Aufhebung bisherigen Rechts

Das Hessische Spielbankgesetz vom
21. Dezember 1988 (GVBl. 1989 I S. 1)1),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. November 2002 (GVBl. I S. 702), wird
aufgehoben.

§ 21

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Abweichend
von Satz 1 tritt § 11 mit Wirkung vom 
1. Januar 2005 in Kraft.

(2) Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des
31. Dezember 2012 außer Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. November 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r
1) Hebt auf GVBl. II 316-25
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Hessischen Gesetzes über den Brandschutz, 

die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz und zur Änderung 
der Hessischen Gemeindeordnung

Vom 15. November 2007

1) Ändert GVBl. II 312-12
2) Ändert GVBl. II 331-1

Artikel 11)

Änderung des Hessischen Gesetzes 
über den Brandschutz, die Allgemeine

Hilfe und den Katastrophenschutz

Das Hessische Gesetz über den Brand-
schutz, die Allgemeine Hilfe und den Ka-
tastrophenschutz (HBKG) vom 17. De-
zember 1998 (GVBl. I S. 530), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 21. März
2005 (GVBl. I S. 229), wird wie folgt geän-
dert:

1. In der Übersicht werden nach der An-
gabe „§ 8 Jugendfeuerwehren“ ein
Komma und das Wort „Kindergrup-
pen“ eingefügt.

2. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fas-
sung:

„§ 8

Jugendfeuerwehren, 
Kindergruppen“

b) Als neuer Abs. 3 wird eingefügt:

„(3) Zur Nachwuchsgewinnung
können bei den Freiwilligen Feuer-
wehren für Kinder vom vollendeten
sechsten bis zur Vollendung des
zehnten Lebensjahres Kindergrup-
pen gebildet werden.“

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4
und wie folgt geändert:

Nach dem Wort „Jugendfeuerweh-
ren“ werden die Worte „und Kin-
dergruppen“ eingefügt.

Artikel 22)

Änderung der Hessischen 
Gemeindeordnung

Dem § 125 Abs. 1 der Hessischen Ge-
meindeordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. März 2005 (GVBl. I
S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 14. Dezember 2006 (GVBl. I S. 666),
wird folgender Satz angefügt:

„Sofern Beamte der Gemeinde von den
Gesellschaften für ihre Tätigkeit eine fi-
nanzielle Gegenleistung erhalten, zählt
diese zu den abführungspflichtigen Ne-
bentätigkeitsvergütungen im Sinne von 
§ 2 der Nebentätigkeitsverordnung in der
Fassung vom 21. September 1976 (GVBl. I
S. 403), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 25. November 1998 (GVBl. I S. 492).“

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei-
ner Verkündung in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. November 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Hessisches Jugendstrafvollzugsgesetz (HessJStVollzG)*)

Vom 19. November 2007

*)  GVBl. II 24-39

Inhaltsübersicht

Erster Abschnitt

Anwendungsbereich

§ 1 Anwendungsbereich

Zweiter Abschnitt

Grundsätze des Vollzugs der Jugendstrafe

§ 2 Erziehungsziel und Schutz der All-
gemeinheit

§ 3 Gestaltung des Vollzugs

§ 4 Mitwirkung der Gefangenen

§ 5 Leitlinien der Förderung

§ 6 Stellung der Gefangenen

§ 7 Einbeziehung Dritter

Dritter Abschnitt

Planung des Vollzugs

§ 8 Aufnahme

§ 9 Feststellung des Förderbedarfs

§ 10 Förderplan

§ 11 Verlegung, Überstellung und 
Ausantwortung

§ 12 Sozialtherapie

§ 13 Geschlossener Vollzug und 
vollzugsöffnende Maßnahmen

§ 14 Weisungen, Rücknahme und Widerruf

§ 15 Verlassen der Anstalt aus wichtigem
Anlass

§ 16 Entlassungsvorbereitung

§ 17 Entlassung und Hilfen

Vierter Abschnitt

Unterbringung und Versorgung 
der Gefangenen

§ 18 Unterbringung

§ 19 Ausstattung des Haftraums

§ 20 Persönlicher Besitz

§ 21 Kleidung

§ 22 Verpflegung und Einkauf

§ 23 Gesundheitsvorsorge

§ 24 Medizinische Versorgung

§ 25 Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet
der Gesundheitsfürsorge

§ 26 Soziale und psychologische Hilfe

Fünfter Abschnitt

Schule, Ausbildung, Weiterbildung 
und Arbeit

§ 27 Schulische und berufliche Aus- und
Weiterbildung, Arbeit

§ 28 Abschluss im Vollzug begonnener
Bildungsmaßnahmen

Sechster Abschnitt

Freizeit, Sport

§ 29 Gestaltung der freien Zeit

§ 30 Sport

Siebter Abschnitt

Religionsausübung und Seelsorge

§ 31 Religionsausübung und Seelsorge

Achter Abschnitt

Außenkontakte der Gefangenen

§ 32 Grundsätze

§ 33 Besuch

§ 34 Schriftwechsel

§ 35 Telekommunikation

§ 36 Pakete

Neunter Abschnitt

Anerkennung von Ausbildung und 
Arbeit, Gelder der Gefangenen

§ 37 Vergütung von Ausbildung und 
Arbeit 

§ 38 Freistellung von Ausbildung und 
Arbeit

§ 39 Hausgeld

§ 40 Taschengeld

§ 41 Überbrückungsgeld

§ 42 Haftkostenbeitrag

§ 43 Eigengeld

Zehnter Abschnitt

Sicherheit und Ordnung

§ 44 Grundsätze, Verhaltensvorschriften

§ 45 Durchsuchung

§ 46 Bekämpfung des Suchtmittel-
missbrauchs

§ 47 Lichtbildausweise

§ 48 Festnahmerecht

§ 49 Besondere Sicherungsmaßnahmen

§ 50 Anordnung besonderer Sicherungs-
maßnahmen, ärztliche Überwachung

§ 51 Ersatz von Aufwendungen

Elfter Abschnitt

Unmittelbarer Zwang

§ 52 Unmittelbarer Zwang

§ 53 Schusswaffengebrauch

Zwölfter Abschnitt

Erzieherische Maßnahmen, 
Disziplinarmaßnahmen

§ 54 Erzieherische Maßnahmen, 
Konfliktregelung

§ 55 Disziplinarmaßnahmen

§ 56 Verfahren und Vollstreckung
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Dreizehnter Abschnitt

Beschwerde

§ 57 Beschwerderecht

Vierzehnter Abschnitt

Datenschutz

§ 58 Zulässigkeit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten

§ 59 Datenerhebung

§ 60 Zweckbindung und Übermittlung

§ 61 Schutz besonderer Daten

§ 62 Gemeinsame Datei, Einrichtung 
automatisierter Übermittlungs- und
Abrufverfahren

§ 63 Datensicherung

§ 64 Auskunft an die Betroffenen, 
Akteneinsicht

§ 65 Berichtigung, Sperrung und 
Löschung

Fünfzehnter Abschnitt

Fortentwicklung des Vollzugs, 
kriminologische Forschung

§ 66 Fortentwicklung des Vollzugs, kri-
minologische Forschung

Sechzehnter Abschnitt

Aufbau der Anstalten

§ 67 Grundsatz

§ 68 Anstalten

§ 69 Einrichtungen zur schulischen und
beruflichen Bildung, Arbeit

§ 70 Unterbringung von Gefangenen mit
Kindern

§ 71 Anstaltsleitung

§ 72 Vollzugsbedienstete

§ 73 Seelsorgerinnen und Seelsorger

§ 74 Mitverantwortung der Gefangenen

§ 75 Hausordnung

Siebzehnter Abschnitt

Aufsicht über die Anstalten, Beiräte

§ 76 Aufsichtsbehörde

§ 77 Beiräte

Achtzehnter Abschnitt

Schlussvorschriften

§ 78 Einschränkung von Grundrechten

§ 79 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Erster Abschnitt

Anwendungsbereich

§ 1

Anwendungsbereich

Dieses Gesetz regelt den Vollzug der Ju-
gendstrafe und den Vollzug der Freiheits-
strafe nach § 114 des Jugendgerichtsgeset-
zes in der Fassung vom 11. Dezember 1974
(BGBl. I S. 3428), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 13. April 2007 (BGBl. I S. 513). 

Zweiter Abschnitt

Grundsätze des Vollzugs der 
Jugendstrafe

§ 2

Erziehungsziel und Schutz 
der Allgemeinheit

(1) Durch den Vollzug der Jugendstra-
fe sollen die Gefangenen befähigt wer-
den, künftig in sozialer Verantwortung
ein Leben ohne Straftaten zu führen (Er-
ziehungsziel).

(2) Der Jugendstrafvollzug dient zu-
gleich dem Schutz der Allgemeinheit vor
weiteren Straftaten. Dies wird durch das
Erreichen des Erziehungsziels und durch
die sichere Unterbringung und Beaufsich-
tigung der Gefangenen gewährleistet. Bei
der Prüfung von vollzugsöffnenden Maß-
nahmen sind der Schutz der Allgemein-
heit und die Belange des Opferschutzes in
angemessener Weise zu berücksichtigen.

§ 3

Gestaltung des Vollzugs

(1) Der Jugendstrafvollzug ist erziehe-
risch auszugestalten. Die Entwicklung
von Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie
die Bereitschaft zu einer eigenverantwort-
lichen und gemeinschaftsfähigen Lebens-
führung in Achtung der Rechte anderer
sind zu fördern. Die Einsicht der Gefan-
genen in das Unrecht der Tat und in die
beim Opfer verursachten Tatfolgen soll
geweckt und durch geeignete Maßnah-
men zum Ausgleich der Tatfolgen vertieft
werden.

(2) Das Leben im Jugendstrafvollzug
ist den allgemeinen Lebensverhältnissen
soweit wie möglich anzugleichen. Dabei
sind die Belange der Sicherheit und Ord-
nung der Anstalt zu beachten. Schädli-
chen Folgen des Freiheitsentzuges ist ent-
gegenzuwirken. Der Vollzug wird von Be-
ginn an darauf ausgerichtet, den Gefan-
genen bei der Eingliederung in ein Leben
in Freiheit ohne Straftaten zu helfen.

(3) Bei der Gestaltung des Vollzugs
sind der Entwicklungsstand von Jugendli-
chen, Heranwachsenden und jungen Er-
wachsenen sowie deren Lebensverhält-
nisse und unterschiedlichen Bedürfnisse,
insbesondere die von weiblichen und
männlichen Gefangenen, zu berücksichti-
gen. Bei volljährigen Gefangenen, die
sich für den Jugendstrafvollzug nicht eig-
nen, ist auf eine Entscheidung nach § 92
Abs. 2 des Jugendgerichtsgesetzes hinzu-
wirken.

§ 4

Mitwirkung der Gefangenen

(1) Die Gefangenen sind verpflichtet,
am Erreichen des Erziehungsziels mitzu-
wirken.

(2) Die Bereitschaft der Gefangenen
zur Mitwirkung ist zu wecken und zu
stärken. Sie kann durch Maßnahmen der



Belohnung und Anerkennung gefördert
werden, bei denen die Beteiligung an
Maßnahmen, wie auch besonderer Ein-
satz und erreichte Fortschritte angemes-
sen zu berücksichtigen sind.

§ 5

Leitlinien der Förderung

(1) Die Förderung erfolgt durch Maß-
nahmen, welche geeignet sind, die Per-
sönlichkeit, Fähigkeiten, Fertigkeiten und
Kenntnisse der Gefangenen im Hinblick
auf das Erreichen des Erziehungsziels zu
entwickeln und zu stärken. Hierzu gehört
auch die gezielte Vermittlung eines an
den verfassungsrechtlichen Grundsätzen
ausgerichteten Werteverständnisses.

(2) Durch differenzierte Maßnahmen
soll auf den jeweiligen Entwicklungs-
stand und den unterschiedlichen Förder-
bedarf der Gefangenen eingegangen
werden.

(3) Die Maßnahmen sollen den Gefan-
genen ermöglichen, sich mit ihrer Straftat
und deren Folgen auseinanderzusetzen.
Sie umfassen darüber hinaus insbesonde-
re schulische und berufliche Bildung, Ar-
beitstherapie, soziales Training, Sport und
die verantwortliche Gestaltung des alltäg-
lichen Zusammenlebens, der Freizeit so-
wie der Außenkontakte.

(4) Die Förderung soll zum frühest-
möglichen Zeitpunkt beginnen, um die
gesamte Vollzugsdauer sinnvoll zu nut-
zen. Haben Gefangene während der Un-
tersuchungshaft an Fördermaßnahmen
teilgenommen, ist darauf hinzuwirken,
dass diese im Jugendstrafvollzug fortge-
setzt werden.

§ 6

Stellung der Gefangenen

(1) Die Gefangenen unterliegen den in
diesem Gesetz vorgesehenen Freiheitsbe-
schränkungen. Soweit das Gesetz eine
besondere Regelung nicht enthält, dürfen
nur Beschränkungen auferlegt werden,
die zur Aufrechterhaltung der Sicherheit
oder zur Abwendung einer schwerwie-
genden Störung der Ordnung der Anstalt
unerlässlich sind.

(2) Vollzugliche Maßnahmen sollen
den Gefangenen erläutert werden.

§ 7

Einbeziehung Dritter

(1) Zum Erreichen des Erziehungsziels
arbeiten die Anstalten mit öffentlichen
Stellen sowie privaten Organisationen
und Personen, die der Eingliederung der
Gefangenen förderlich sein können, zu-
sammen.

(2) Die Personensorgeberechtigten und
die Träger der öffentlichen Jugendhilfe
werden in die Planung und Gestaltung
der Erziehung im Vollzug angemessen
einbezogen.

Dritter Abschnitt

Planung des Vollzugs

§ 8

Aufnahme

(1) Mit den Gefangenen wird unver-
züglich ein Aufnahmegespräch in einer
für sie verständlichen Sprache geführt,
bei dem andere Gefangene nicht zugegen
sein dürfen. Dabei wird die aktuelle Le-
benssituation erörtert und die Gefange-
nen werden über ihre Rechte und Pflich-
ten informiert. Ihnen ist die Hausordnung
sowie auf Verlangen ein Exemplar dieses
Gesetzes zugänglich zu machen. Die Ge-
fangenen sind verpflichtet, die für die Pla-
nung des Vollzugs erforderlichen Anga-
ben über ihre persönlichen Verhältnisse
zu machen.

(2) Die Gefangenen werden alsbald
ärztlich untersucht. Die Untersuchung er-
streckt sich auch auf den geistigen und
seelischen Zustand, wenn hierzu Anlass
besteht.

(3) Die Personensorgeberechtigten und
das für die Mitwirkung in dem Verfahren
nach dem Jugendgerichtsgesetz zuständi-
ge Jugendamt werden von der Aufnahme
unverzüglich unterrichtet.

(4) Die Gefangenen sind dabei zu un-
terstützen, gegebenenfalls notwendige
Maßnahmen für hilfsbedürftige Angehöri-
ge zu veranlassen sowie ihre Habe außer-
halb der Anstalt sicherzustellen.

(5) Bei vorheriger Untersuchungshaft
sind die dort gewonnenen Erkenntnisse
so weit wie möglich zu nutzen, um das
Verfahren nach den §§ 8 bis 10 abzukür-
zen. 

§ 9

Feststellung des Förderbedarfs

(1) Nach der Aufnahme werden den
Gefangenen das Erziehungsziel sowie die
vorhandenen Unterrichts-, Bildungs-,
Ausbildungs- und Freizeitmaßnahmen er-
läutert.

(2) Der Förderbedarf wird in Diagnose-
verfahren ermittelt. Die Untersuchungen
erstrecken sich auf die Persönlichkeit, die
Lebensverhältnisse, die Entwicklung der
Straffälligkeit und Umstände der Straftat
sowie alle sonstigen Umstände, deren
Kenntnis für eine zielführende, erziehe-
risch ausgerichtete Vollzugsgestaltung
und für die Eingliederung nach der Ent-
lassung notwendig erscheint. Erkenntnis-
se der Jugendgerichtshilfe und der Be-
währungshilfe sind einzubeziehen.

§ 10

Förderplan

(1) Aufgrund der Untersuchungen und
des festgestellten Förderbedarfs wird in-
nerhalb der ersten vier Wochen nach der
Aufnahme ein Förderplan erstellt.

(2) Der Förderplan wird in einer Konfe-
renz (§ 71 Abs. 3) beraten und mit den
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Gefangenen erörtert. Deren Anregungen
und Vorschläge werden angemessen ein-
bezogen.

(3) Der Förderplan wird bei Bedarf, je-
denfalls im Abstand von drei Monaten,
unter Berücksichtigung der Entwicklung
der Gefangenen und in der Zwischenzeit
gewonnener Erkenntnisse überprüft, mit
den Gefangenen erörtert und fortge-
schrieben. 

(4) Der Förderplan enthält - je nach
Stand des Vollzugs - insbesondere folgen-
de Angaben:

1. Ausführungen zu den dem Förder-
plan zugrunde liegenden Annahmen
zur Entwicklung des straffälligen Ver-
haltens sowie der Ziele, Inhalte und
Methoden der Förderung,

2. Art der Unterbringung im Vollzug, ins-
besondere die Zuordnung zu einer
Wohngruppe oder Verlegung in eine so-
zialtherapeutische Abteilung nach § 12,

3. Art und Umfang der Teilnahme an
schulischen, berufsorientierenden, be-
rufsqualifizierenden oder arbeits-
therapeutischen Maßnahmen oder
Zuweisung von Arbeit,

4. Art und Umfang der Teilnahme an
therapeutischer Behandlung oder an-
deren Hilfs- oder Erziehungsmaßnah-
men, unter anderem an Maßnahmen
zur Gewaltprävention wie einem
Anti-Aggressions-Training,

5. Maßnahmen der Gesundheitsfürsorge,

6. Art und Umfang der Teilnahme am
Sportunterricht,

7. Art und Umfang der Teilnahme an
Freizeitmaßnahmen unter besonderer
Berücksichtigung des Sports in der
Freizeit,

8. vollzugsöffnende Maßnahmen,

9. Maßnahmen zur Pflege der familiären
Beziehungen und zur Gestaltung der
Außenkontakte,

10. Mitwirkung an der Alltagsgestaltung
in der Anstalt,

11. Maßnahmen zum Ausgleich von Tat-
folgen,

12. Maßnahmen zur Schuldenregulierung,

13. Maßnahmen zur Vorbereitung der
Entlassung.

(5) Den Gefangenen werden der För-
derplan und seine Fortschreibungen aus-
gehändigt.

(6) Der Förderplan und seine Fort-
schreibungen werden der Vollstreckungs-
leitung und, wenn dadurch das Erzie-
hungsziel nicht beeinträchtigt wird, auch
den Personensorgeberechtigten bekannt
gegeben.

§ 11

Verlegung, Überstellung 
und Ausanwortung

(1) Die Gefangenen können abwei-
chend vom Vollstreckungsplan (§ 68 
Abs. 2 Satz 1) in eine andere Jugendstraf-
vollzugsanstalt verlegt werden, wenn

1. sich nach der Erstellung des Förderplans
ergibt, dass dieser in einer anderen An-
stalt besser umgesetzt werden kann,

2. das Erreichen des Erziehungsziels oder
die Eingliederung nach der Entlassung
hierdurch gefördert wird,

3. eine Störung der Sicherheit oder Ord-
nung der Anstalt auf andere Weise
nicht abgewehrt werden kann,

4. Gründe der Vollzugsorganisation oder
andere wichtige Gründe dies erfordern.

(2) Gefangene dürfen aus wichtigem
Grund, insbesondere zu ihrer sicheren Un-
terbringung oder zur Erleichterung einer
schulischen oder beruflichen Maßnahme, in
eine andere Jugendstrafvollzugsanstalt oder
Justizvollzugsanstalt überstellt werden.

(3) Gefangene dürfen befristet in den
Gewahrsam einer Polizeibehörde ausge-
antwortet werden, wenn dies zur Erfül-
lung der Aufgaben dieser Behörde erfor-
derlich ist.

(4) Die Personensorgeberechtigten,
das Jugendamt und die Vollstreckungslei-
tung werden von Verlegungen Gefange-
ner unverzüglich unterrichtet.

§ 12

Sozialtherapie

(1) Gefangene können in einer so-
zialtherapeutischen Abteilung unterge-
bracht werden, soweit deren besondere
therapeutischen Mittel und sozialen Hil-
fen zum Erreichen des Erziehungsziels
angezeigt sind. In Betracht kommen ins-
besondere Gefangene, bei denen eine er-
hebliche Störung der sozialen und per-
sönlichen Entwicklung vorliegt.

(2) Ist eine Unterbringung in einer so-
zialtherapeutischen Abteilung aus Grün-
den, die nicht in der Person der Gefange-
nen liegen, nicht möglich, sind anderwei-
tige therapeutische Behandlungsmaßnah-
men zu treffen.

§ 13

Geschlossener Vollzug und vollzugsöff-
nende Maßnahmen

(1) Die Gefangenen werden grundsätz-
lich im geschlossenen Vollzug unterge-
bracht.

(2) Ob das Erziehungsziel durch voll-
zugsöffnende Maßnahmen besser erreicht
werden kann, ist regelmäßig zu prüfen.
Sie können gewährt werden, wenn die
Gefangenen für die jeweilige Maßnahme
geeignet sind, namentlich ihre Persön-
lichkeit ausreichend gefestigt und nicht
zu befürchten ist, dass sie sich dem Voll-
zug der Jugendstrafe entziehen oder die
Maßnahmen zur Begehung von Straftaten
oder auf andere Weise missbrauchen.

(3) Als vollzugsöffnende Maßnahmen
kommen insbesondere in Betracht:

1. Vollzug in freien Formen, namentlich
in besonderen Erziehungseinrichtun-
gen oder in Übergangseinrichtungen
freier Träger,
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2. Unterbringung im offenen Vollzug,

3. regelmäßige Beschäftigung außerhalb
der Anstalt unter Aufsicht von
Vollzugsbediensteten (Außenbeschäfti-
gung) oder ohne Aufsicht (Freigang),

4. Verlassen der Anstalt für eine be-
stimmte Zeit unter Aufsicht von Voll-
zugsbediensteten (Ausführung) oder
ohne Aufsicht (Ausgang), gegebenen-
falls jedoch in Begleitung einer Be-
zugsperson (Ausgang in Begleitung),

5. Freistellung aus der Haft bis zu 24 Ka-
lendertagen in einem Vollstreckungs-
jahr.

(4) Durch vollzugsöffnende Maßnah-
men wird die Vollstreckung der Jugend-
strafe nicht unterbrochen.

(5) Die Aufsichtsbehörde bestimmt,
welche Einrichtungen für eine Unterbrin-
gung in freien Formen nach Abs. 3 Nr. 1
zugelassen sind. Vor einer Verlegung in
eine solche Einrichtung ist die Voll-
streckungsleitung anzuhören.

§ 14

Weisungen, Rücknahme und Widerruf

(1) Für vollzugsöffnende Maßnahmen
können den Gefangenen Weisungen er-
teilt werden. Insbesondere können sie an-
gewiesen werden, 

1. Anordnungen zu befolgen, die sich auf
Aufenthalt, Ausbildung, Arbeit oder
Freizeit oder auf die Ordnung ihrer
wirtschaftlichen Verhältnisse beziehen,

2. sich zu festgesetzten Zeiten bei einer
bestimmten Stelle oder Person zu mel-
den,

3. Kontakte mit bestimmten Personen
oder Gruppen zu meiden,

4. bestimmte Gegenstände nicht zu besit-
zen,

5. Alkohol oder andere berauschende
Stoffe zu meiden,

6. in regelmäßigen Abständen Proben zur
Überwachung einer Weisung nach 
Nr. 5 abzugeben.

(2) Vollzugsöffnende Maßnahmen kön-
nen zurückgenommen werden, wenn die
Voraussetzungen für ihre Bewilligung
nicht vorgelegen haben.

(3) Vollzugsöffnende Maßnahmen kön-
nen widerrufen werden,

1. wenn aufgrund nachträglich eingetre-
tener Umstände die Maßnahmen hät-
ten versagt werden können,

2. die Maßnahmen missbraucht werden
oder

3. Weisungen nicht befolgt werden.

§ 15

Verlassen der Anstalt aus wichtigem 
Anlass

(1) Aus wichtigem Anlass kann Aus-
gang oder zusätzlich zu § 13 Abs. 3 Nr. 5
bis zu sieben Tagen Freistellung aus der

Haft gewährt werden. Die Beschränkung
auf sieben Tage gilt nicht bei einer le-
bensgefährlichen Erkrankung oder we-
gen des Todes von Angehörigen. § 13
Abs. 2 Satz 2 und Abs. 4 sowie § 14 gelten
entsprechend.

(2) Kann Ausgang oder Freistellung
aus der Haft aus den in § 13 Abs. 2 Satz 2
genannten Gründen nicht gewährt wer-
den, können die Gefangenen mit ihrer
Zustimmung ausgeführt werden, sofern
der Ausführung wegen Entweichungs-
oder Missbrauchsgefahr nicht überwie-
gende Gründe entgegenstehen. Die Kos-
ten der Ausführung können den Gefange-
nen auferlegt werden, wenn dies das Er-
reichen des Erziehungsziels nicht behin-
dert.

(3) Auf Ersuchen eines Gerichts erfolgt
eine Vorführung.

§ 16

Entlassungsvorbereitung

(1) Die Anstalt arbeitet frühzeitig, spä-
testens sechs Monate vor dem voraus-
sichtlichen Entlassungszeitpunkt, darauf
hin, dass die Gefangenen über eine ge-
eignete Unterbringung und eine Arbeits-
oder Ausbildungsstelle verfügen sowie
bei Bedarf in nachsorgende Maßnahmen
vermittelt werden. Hierbei arbeitet sie mit
Dritten (§ 7), insbesondere der Be-
währungshilfe, den Führungsaufsichts-
stellen, der Jugendgerichtshilfe und der
freiwilligen Straffälligenhilfe, zum
Zwecke der sozialen und beruflichen Ein-
gliederung der Gefangenen zusammen.
Die Bewährungshilfe ist zu einer solchen
Zusammenarbeit schon während des Voll-
zugs verpflichtet, um einen bestmögli-
chen Übergang der Betreuung zu ge-
währleisten. Die Personensorgeberechtig-
ten und die Jugendämter werden recht-
zeitig unterrichtet.

(2) Zur Vorbereitung der Entlassung
sollen vollzugsöffnende Maßnahmen ge-
währt werden. § 13 Abs. 2 bis 4 und § 14
gelten entsprechend.

(3) Den Gefangenen kann nach An-
hörung der Vollstreckungsleitung Freistel-
lung aus der Haft zur Entlassungsvorberei-
tung von insgesamt bis zu sechs Monaten
gewährt werden. § 13 Abs. 2 und 4 gilt
entsprechend. Freistellung aus der Haft
nach § 13 Abs. 3 Nr. 5 wird hierauf ange-
rechnet. Den Gefangenen sind geeignete
Weisungen nach § 14 Abs. 1 zu erteilen.
Die Gewährung kann davon abhängig ge-
macht werden, dass die Überwachung er-
teilter Weisungen mit Einwilligung der Ge-
fangenen durch den Einsatz elektronischer
Überwachungssysteme („elektronische
Fußfessel“) unterstützt wird. Während der
Entlassungsfreistellung werden die Gefan-
genen durch die Anstalt betreut.

§ 17

Entlassung und Hilfen

(1) Die Gefangenen sollen am letzten
Tag ihrer Strafzeit möglichst frühzeitig,
jedenfalls noch am Vormittag, entlassen
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werden. Fällt das Strafende auf einen
Sonnabend, Sonntag oder einen anderen
gesetzlichen Feiertag, den ersten Werktag
nach Ostern oder Pfingsten oder in die Zeit
vom 22. Dezember bis zum 2. Januar, so
können die Gefangenen an dem diesem
Tag oder Zeitraum vorhergehenden Werk-
tag entlassen werden, wenn dies nach der
Länge der Strafzeit vertretbar ist und ande-
re Gründe nicht entgegenstehen. Der Ent-
lassungszeitpunkt kann unbeschadet von
Satz 2 bis zu zwei Tage vorverlegt werden,
wenn die Gefangenen zu ihrer Eingliede-
rung oder aus anderen dringenden Grün-
den hierauf angewiesen sind.

(2) Bedürftigen Gefangenen kann 
eine Entlassungsbeihilfe, insbesondere
ein Reisekostenzuschuss oder angemesse-
ne Kleidung gewährt werden.

(3) Auf Antrag kann die Anstalt den
Gefangenen auch eine nachgehende Be-
treuung gewähren, wenn dies ihrer bes-
seren Eingliederung dient und die Be-
treuung nicht anderweitig durchgeführt
werden kann.

Vierter Abschnitt

Unterbringung und Versorgung der
Gefangenen

§ 18

Unterbringung

(1) Die Gefangenen werden regel-
mäßig in Wohngruppen untergebracht,
die entsprechend dem individuellen Ent-
wicklungsstand und Förderbedarf zu bil-
den sind.

(2) Gefangene, die aufgrund ihres Ver-
haltens nicht gruppenfähig sind, eine Ge-
fahr für die Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt oder für die Mitgefangenen dar-
stellen oder die Freiräume der Wohngrup-
pe wiederholt missbraucht haben, können
aus der Wohngruppe ausgeschlossen wer-
den. Eine Wiederaufnahme erfolgt dann,
wenn die Gruppenfähigkeit wieder her-
gestellt ist. Davon unberührt bleiben
Maßnahmen nach den §§ 54 und 55.

(3) In der Wohngruppe sollen ins-
besondere Werte, die ein sozialverträg-
liches Zusammenleben ermöglichen, ge-
waltfreie Konfliktlösungen, gegenseitige
Toleranz und Verantwortung für den ei-
genen Lebensbereich vermittelt und ein-
geübt werden.

(4) Während der Ruhezeit werden die
Gefangenen einzeln im Haftraum unterge-
bracht. Ausnahmsweise können sie mit ihrer
Einwilligung auch während der Ruhezeit
gemeinsam untergebracht werden, wenn ei-
ne schädliche Beeinflussung nicht zu be-
fürchten ist. Bei einer Gefahr für Leben oder
Gesundheit ist die Einwilligung der gefähr-
deten Gefangenen nicht erforderlich.

§ 19

Ausstattung des Haftraums

(1) Die Gefangenen dürfen ihren Haft-
raum in angemessenem Umfang mit eige-

nen Gegenständen ausstatten. Die Über-
sichtlichkeit des Haftraums darf nicht be-
hindert und Kontrollen nach § 45 Abs. 1
dürfen nicht unzumutbar erschwert wer-
den.

(2) Gegenstände, deren Besitz, Über-
lassung oder Benutzung mit Strafe oder
Geldbuße bedroht ist oder die geeignet
sind, das Erreichen des Erziehungsziels
oder die Sicherheit oder die Ordnung der
Anstalt zu gefährden, sind ausgeschlos-
sen.

§ 20

Persönlicher Besitz

(1) Die Gefangenen dürfen nur Gegen-
stände in Besitz haben oder annehmen,
die ihnen von der Anstalt oder mit deren
Erlaubnis überlassen wurden. Ohne Er-
laubnis dürfen sie Gegenstände von ge-
ringem Wert von anderen Gefangenen
annehmen; die Anstalt kann Annahme
und Besitz auch dieser Gegenstände von
ihrer Erlaubnis abhängig machen oder
weitere Ausnahmen zulassen. § 19 Abs. 2
gilt entsprechend. Die Erlaubnis kann un-
ter den Voraussetzungen des § 19 Abs. 1
Satz 2 und Abs. 2 widerrufen werden.

(2) Eingebrachte Gegenstände, die die
Gefangenen nicht in Besitz haben dürfen,
sind für sie aufzubewahren, sofern dies
nach Art und Umfang möglich ist. An-
dernfalls ist den Gefangenen Gelegenheit
zu geben, die Gegenstände außerhalb der
Anstalt aufbewahren zu lassen. Das Glei-
che gilt für Gegenstände, die die Gefan-
genen während des Vollzugs und für ihre
Entlassung nicht benötigen.

(3) Eingebrachte Gegenstände, deren
Aufbewahrung nach Art oder Umfang
nicht möglich ist und die von den Gefan-
genen trotz Aufforderung nicht aus der
Anstalt verbracht werden, können auf
Kosten der Gefangenen aus der Anstalt
entfernt werden. § 51 Abs. 2 und 3 gilt
entsprechend.

(4) Aufzeichnungen und andere Ge-
genstände, die Kenntnisse über Siche-
rungsvorkehrungen der Anstalt vermit-
teln oder Schlussfolgerungen auf diese
zulassen, dürfen von der Anstalt vernich-
tet oder unbrauchbar gemacht werden.

§ 21

Kleidung

(1) Die Gefangenen tragen Anstalts-
kleidung.

(2) Das Tragen eigener Kleidung kann
durch die Anstaltsleitung gestattet wer-
den. Für deren Reinigung, Instandsetzung
und regelmäßigen Wechsel haben die Ge-
fangenen selbst zu sorgen. § 19 Abs. 2 gilt
entsprechend.

§ 22

Verpflegung und Einkauf

(1) Zusammensetzung und Nährwert
der Anstaltsverpflegung müssen den be-
sonderen Anforderungen an eine gesun-
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de Ernährung junger Menschen entspre-
chen und ärztlich überwacht werden. Auf
ärztliche Anordnung wird besondere Ver-
pflegung gewährt. Den Gefangenen ist zu
ermöglichen, Speisevorschriften ihrer Re-
ligionsgemeinschaft zu befolgen.

(2) Die Gefangenen können von ihrem
Hausgeld (§ 39) oder Taschengeld (§ 40)
aus einem von der Anstalt vermittelten
Angebot einkaufen. Die Anstalt soll für
ein Angebot sorgen, das auf Wünsche
und Bedürfnisse der Gefangenen Rück-
sicht nimmt.

(3) Verfügen Gefangene ohne eigenes
Verschulden nicht über Haus- oder Ta-
schengeld, kann ihnen gestattet werden,
in angemessenem Umfang vom Eigen-
geld (§ 43) einzukaufen.

§ 23

Gesundheitsvorsorge

(1) Die Bedeutung einer gesunden Le-
bensführung ist den Gefangenen in ge-
eigneter Form zu vermitteln. Sie sind ins-
besondere über die schädlichen Wirkun-
gen des Suchtmittelkonsums aufzuklären. 

(2) Die Anstalt kann Anordnungen
zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene
treffen.

(3) Das Rauchen in allen gemeinschaft-
lich genutzten Räumen der Anstalt ist un-
tersagt.

(4) Den Gefangenen wird an Werkta-
gen ein Aufenthalt im Freien von mindes-
tens einer Stunde, an arbeitsfreien Tagen
von mindestens zwei Stunden ermöglicht,
wenn die Witterung dem nicht zwingend
entgegensteht.

§ 24

Medizinische Versorgung

(1) Gefangene haben einen Anspruch
auf notwendige, ausreichende und
zweckmäßige medizinische Versorgung
unter Beachtung des Grundsatzes der
Wirtschaftlichkeit. Der Anspruch umfasst
auch Untersuchungen zur Früherkennung
von Krankheiten und Vorsorgeleistungen.
Die Beurteilung der Notwendigkeit orien-
tiert sich an der Versorgung der gesetz-
lich Versicherten.

(2) Der Anspruch umfasst weiter die
Versorgung mit Hilfsmitteln nach § 33 des
Fünften Buchs Sozialgesetzbuch vom 
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477, 2482),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. Sep-
tember 2007 (BGBl. I S. 2246), sofern dies
nicht mit Rücksicht auf die Kürze des
Freiheitsentzugs unangemessen ist.

(3) An den Kosten für Leistungen nach
Abs. 1 und 2 können Gefangene in 
angemessenem Umfang beteiligt werden,
höchstens jedoch bis zum Umfang der Be-
teiligung vergleichbarer gesetzlich Versi-
cherter.

(4) Kranke oder hilfsbedürftige Gefan-
gene können in eine zur Behandlung ih-
rer Krankheit oder ihrer Versorgung bes-
ser geeigneten Justizvollzugsanstalt oder

in ein Justizvollzugskrankenhaus über-
stellt oder verlegt werden. Erforderlichen-
falls können Gefangene auch in ein Kran-
kenhaus außerhalb des Vollzugs gebracht
werden.

(5) Während eines Ausgangs oder ei-
ner Freistellung nach § 13 Abs. 3 Nr. 5
oder § 16 Abs. 3 Satz 1 haben Gefangene
nur einen Anspruch auf medizinische
Versorgung in der für sie zuständigen An-
stalt.

(6) Der Anspruch auf medizinische
Versorgung ruht, solange Gefangene auf-
grund eines freien Beschäftigungsverhält-
nisses krankenversichert sind. 

(7) Wird die Strafvollstreckung während
einer Behandlung von Gefangenen außer-
halb einer Einrichtung des Justizvollzugs
unterbrochen oder beendet, so hat die An-
stalt nur die Kosten zu tragen, die bis zu
diesem Zeitpunkt angefallen sind.

(8) Bei schwerer Erkrankung oder Tod
von Gefangenen werden die der Anstalt
bekannten nächsten Angehörigen, insbe-
sondere die Personensorgeberechtig-
ten, unverzüglich benachrichtigt. Dem
Wunsch der Gefangenen, auch andere
Personen zu benachrichtigen, soll nach
Möglichkeit entsprochen werden.

§ 25

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet der
Gesundheitsfürsorge

(1) Medizinische Untersuchung und
Behandlung einschließlich einer hierfür
erforderlichen Ausführung sowie Er-
nährung sind unbeschadet der Rechte der
Personensorgeberechtigten zwangsweise
nur bei Lebensgefahr, bei schwerwiegen-
der Gefahr für die Gesundheit der Ge-
fangenen oder bei Gefahr für die Gesund-
heit anderer Personen zulässig. Die Maß-
nahmen müssen für die Beteiligten zu-
mutbar und dürfen nicht mit erheblicher
Gefahr für Leben oder Gesundheit der
Gefangenen verbunden sein. Zur Durch-
führung der Maßnahmen ist die Anstalt
nicht verpflichtet, solange von einer frei-
en Willensbestimmung der Gefangenen
ausgegangen werden kann.

(2) Darüber hinaus ist zur Gewährleis-
tung des Gesundheitsschutzes und der
Hygiene die zwangsweise körperliche
Untersuchung zulässig, wenn sie nicht
mit einem körperlichen Eingriff verbun-
den ist.

(3) Maßnahmen nach Abs. 1 und 2
dürfen nur auf Anordnung der Anstalts-
leitung im Einvernehmen mit dem ärztli-
chen Dienst und unter dessen Leitung
durchgeführt werden.

§ 26

Soziale und psychologische Hilfe

(1) Die Beratungs-, Betreuungs- und
Behandlungsmaßnahmen der Anstalt sind
darauf auszurichten, Persönlichkeitsdefi-
zite der Gefangenen abzubauen, ihre Ent-
wicklung zu fördern sowie sie zu befähi-
gen, ihre persönlichen, sozialen und wirt-
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schaftlichen Schwierigkeiten eigenstän-
dig zu bewältigen und ihre Entlassung
vorzubereiten. Dazu gehört auch, den
durch die Straftat verursachten Schaden
wiedergutzumachen, eine Schuldenregu-
lierung herbeizuführen und Unterhalts-
verpflichtungen nachzukommen. Unter
anderem sind für alle Gefangenen, für die
dies erforderlich ist, Suchtberatung und
Maßnahmen zur Gewaltprävention vorzu-
sehen.

(2) Soweit Gefangene psychologischer
oder psychotherapeutischer Behandlung
oder Betreuung bedürfen, werden nach
diagnostischer Abklärung die erforderli-
chen und geeigneten Maßnahmen durch-
geführt.

Fünfter Abschnitt

Schule, Ausbildung, Weiterbildung und
Arbeit

§ 27

Schulische und berufliche Aus- und 
Weiterbildung, Arbeit

(1) Maßnahmen der schulischen und
beruflichen Aus- und Weiterbildung kom-
men im Jugendstrafvollzug besondere Be-
deutung zu. Diese Maßnahmen sowie
arbeitstherapeutische Beschäftigung und
Arbeit dienen insbesondere dem Ziel, die
Persönlichkeit der Gefangenen zu ent-
wickeln und die Fähigkeit zur Aufnahme
einer Erwerbstätigkeit zu vermitteln, zu
erhalten oder zu fördern. 

(2) Die Gefangenen sind vorrangig zur
Teilnahme an schulischen und berufli-
chen Orientierungs-, Aus- und Weiterbil-
dungsmaßnahmen oder speziellen Maß-
nahmen zur Förderung ihrer schulischen,
beruflichen und persönlichen Entwick-
lung verpflichtet. Im Übrigen sind sie zu
Arbeit, arbeitstherapeutischer oder sonsti-
ger Beschäftigung verpflichtet, wenn sie
dazu in der Lage sind. 

(3) Die Maßnahmen zur schulischen
und beruflichen Bildung haben sich an
der voraussichtlichen Dauer der Inhaftie-
rung sowie den außerhalb der Anstalt
geltenden Anforderungen auszurichten.
Die Gefangenen sollen nach der Entlas-
sung auf den erworbenen Qualifikationen
aufbauen können. Mit den zuständigen
Stellen ist rechtzeitig zusammenzuarbei-
ten.

(4) Zur Vorbereitung oder Durch-
führung von Maßnahmen nach Abs. 2
sind Gefangene, die nicht über ausrei-
chende Kenntnisse der deutschen Spra-
che verfügen, zur Teilnahme an Deutsch-
kursen verpflichtet.

(5) Arbeitenden Gefangenen soll die
Anstalt dem Erziehungsziel förderliche
Arbeit zuweisen und dabei ihre Fähigkei-
ten, Fertigkeiten und Neigungen berück-
sichtigen. Kann arbeitsfähigen Gefange-
nen eine solche Arbeit nicht zugewiesen
oder die Teilnahme an Ausbildungs- und
Weiterbildungsmaßnahmen nicht ermög-
licht werden, wird ihnen eine angemesse-
ne Beschäftigung zugeteilt.

(6) Den Gefangenen soll nach Maßgabe
des § 13 Abs. 2 gestattet werden, einer
schulischen oder beruflichen Aus- und
Weiterbildung, Umschulung oder Arbeit
außerhalb der Anstalt im Rahmen des Frei-
gangs nach § 13 Abs. 3 Nr. 3 nachzugehen.
Die Anstalt kann verlangen, dass ihr den
Gefangenen zustehende Entgelte zur Gut-
schrift für diese überwiesen werden.

(7) Die Zeugnisse oder Nachweise über
eine Bildungsmaßnahme dürfen keinen
Hinweis auf die Inhaftierung enthalten.

(8) Haben die Gefangenen ein Jahr
lang Tätigkeiten nach Abs. 2 ausgeübt,
können sie hiervon 18 Werktage freige-
stellt werden. Zeiten, in denen die Gefan-
genen infolge Krankheit verhindert wa-
ren, werden bis zur Dauer von sechs Wo-
chen jährlich angerechnet. Auf die Zeit
der Freistellung nach Satz 1 wird Freistel-
lung aus der Haft nach § 13 Abs. 3 Nr. 5
angerechnet, soweit sie in die Arbeitszeit
fällt und nicht wegen einer lebensgefähr-
lichen Erkrankung oder des Todes eines
Angehörigen erteilt worden ist. Gefange-
ne erhalten für die Zeit der Freistellung
nach Satz 1 die zuletzt gezahlten Bezüge
weiter. Urlaubsregelungen für Beschäfti-
gungsverhältnisse außerhalb des Straf-
vollzugs bleiben unberührt.

§ 28

Abschluss im Vollzug begonnener 
Bildungsmaßnahmen

(1) Die Anstalt kann Gefangenen auf
Antrag gestatten, nach Entlassung eine im
Vollzug begonnene Bildungsmaßnahme
fortzuführen und abzuschließen, soweit 

1. dies anderweitig nicht möglich oder
nicht zumutbar ist,

2. dies zum Erreichen des Erziehungs-
ziels erforderlich ist,

3. der Abschluss der Maßnahme in einem
engen zeitlichen Zusammenhang zum
Entlassungszeitpunkt steht und

4. Gründe der Sicherheit oder Ordnung
der Anstalt dem nicht entgegenstehen.

Hierzu können sie ausnahmsweise frei-
willig über den Entlassungszeitpunkt hi-
naus in einer Anstalt verbleiben oder wie-
der aufgenommen werden, sofern es die
Belegungssituation zulässt.

(2) Für diese Personen gelten die Vor-
schriften dieses Gesetzes entsprechend
mit der Maßgabe, dass Maßnahmen des
Vollzugs nicht mit unmittelbarem Zwang
durchgesetzt werden können. Das Haus-
recht bleibt hiervon unberührt.

(3) Bei Gefährdung der Sicherheit oder
Ordnung der Anstalt kann die Gestattung
jederzeit widerrufen werden.

Sechster Abschnitt

Freizeit, Sport

§ 29

Gestaltung der freien Zeit

(1) Die Ausgestaltung der Freizeit ori-
entiert sich am Erziehungsziel und dient
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zugleich der Vorbereitung der eigenver-
antwortlichen und sinnvollen Freizeitge-
staltung nach der Entlassung. Die Gefan-
genen sind zur Teilnahme und Mitwir-
kung an Maßnahmen der Freizeitgestal-
tung zu motivieren und anzuleiten.

(2) Die Anstalt hat eine angemessen
ausgestattete Bücherei vorzuhalten. Die
Gefangenen dürfen auf eigene Kosten
Zeitungen und Zeitschriften in angemes-
senem Umfang durch Vermittlung der
Anstalt beziehen. § 19 Abs. 1 Satz 2 gilt
entsprechend. Ausgeschlossen sind Zei-
tungen und Zeitschriften, deren Verbrei-
tung mit Strafe oder Geldbuße bedroht
ist. Einzelne Ausgaben oder Teile von
Zeitungen oder Zeitschriften können den
Gefangenen vorenthalten werden, wenn
sie das Erziehungsziel oder die Sicherheit
oder Ordnung der Anstalt erheblich ge-
fährden.

(3) Die Gefangenen können am Hör-
funk sowie am gemeinschaftlichen Fern-
sehempfang teilnehmen.

(4) Die Gefangenen dürfen eigene
Hörfunkgeräte sowie in angemessenem
Umfang Bücher und andere Gegenstände
zur Fortbildung oder zur Freizeitbeschäf-
tigung besitzen. Fernsehgeräte in den
Hafträumen können unter Vermittlung
der Anstalt zugelassen werden. Andere
elektronische Medien können im Einzel-
fall zugelassen werden, wenn ihre Nut-
zung dem Erziehungsziel dient. § 19 gilt
entsprechend.

(5) Der Hörfunk- und Fernsehempfang
kann vorübergehend ausgesetzt oder ein-
zelnen Gefangenen untersagt werden,
wenn dies zur Aufrechterhaltung der Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt uner-
lässlich ist.

§ 30

Sport

Der sportlichen Betätigung kommt im
Jugendstrafvollzug besondere Bedeutung
zu. Sie kann neben der sinnvollen Frei-
zeitgestaltung auch zur gezielten Per-
sönlichkeitsförderung eingesetzt werden.
Hierfür sind ausreichende Maßnahmen
vorzuhalten, die den Gefangenen zumin-
dest die Teilnahme an Sporteinheiten von
insgesamt zwei Stunden Dauer wöchent-
lich ermöglichen. Sportmöglichkeiten im
Rahmen der Freistunde nach § 23 Abs. 4
bleiben davon unberührt.

Siebter Abschnitt

Religionsausübung und Seelsorge

§ 31

Religionsausübung und Seelsorge

(1) Den Gefangenen ist eine seelsorge-
rische und religiöse Betreuung durch 
ihre Religionsgemeinschaft zu ermögli-
chen. Auf ihren Wunsch ist ihnen zu
helfen, mit der Seelsorge ihrer Re-
ligionsgemeinschaft in Verbindung zu tre-
ten.

(2) Den Gefangenen sind Gegenstände
des religiösen Gebrauchs in angemesse-
nem Umfang zu belassen. § 19 Abs. 1
Satz 2 gilt entsprechend. Grundlegende
religiöse Schriften dürfen ihnen nur bei
grobem Missbrauch entzogen werden.

(3) Die Gefangenen haben das Recht,
am Gottesdienst und an anderen religiö-
sen Veranstaltungen ihres Bekenntnisses
teilzunehmen. Zu religiösen Veranstaltun-
gen einer anderen Religionsgemeinschaft
werden Gefangene zugelassen, wenn de-
ren Seelsorgerin oder Seelsorger einwil-
ligt. Gefangene können von der Teilnah-
me ausgeschlossen werden, wenn dies
aus überwiegenden Gründen der Sicher-
heit oder Ordnung geboten ist; die Seel-
sorgerin oder der Seelsorger soll vorher
gehört werden.

(4) Für Angehörige weltanschaulicher
Bekenntnisse gelten Abs. 1 bis 3 entspre-
chend.

Achter Abschnitt

Außenkontakte der Gefangenen

§ 32

Grundsätze

(1) Die Gefangenen haben das Recht,
mit Personen außerhalb der Anstalt im
Rahmen der Vorschriften dieses Abschnitts
zu verkehren. Der Kontakt mit Personen,
von denen ein günstiger Einfluss erwartet
werden kann, wird gefördert.

(2) Die Anstaltsleitung kann den Kon-
takt mit bestimmten Personen untersa-
gen, 

1. wenn die Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt gefährdet würde, 

2. bei Personen, die nicht Angehörige der
Gefangenen im Sinne des § 11 Abs. 1
Nr. 1 des Strafgesetzbuchs sind, wenn
zu befürchten ist, dass sie einen schäd-
lichen Einfluss auf die Gefangenen ha-
ben oder deren Eingliederung behin-
dern würden, oder

3. wenn Personensorgeberechtigte nicht
einverstanden sind.

(3) Die Kosten für Telekommunikation
sowie abgehende Schreiben oder Pakete
tragen die Gefangenen. Sind sie hierzu
nicht in der Lage, kann die Anstalt die
Kosten in begründeten Fällen in ange-
messenem Umfang übernehmen.

§ 33

Besuch

(1) Die Gefangenen dürfen regelmäßig
Besuch empfangen. Die Gesamtdauer be-
trägt mindestens vier Stunden im Monat. 

(2) Besuche sollen darüber hinaus er-
möglicht werden, wenn sie dem Errei-
chen des Erziehungsziels dienen oder zur
Wahrnehmung wichtiger persönlicher, fa-
miliärer, rechtlicher oder sonstiger Ange-
legenheiten erforderlich sind. Kontakte
der Gefangenen zu ihren Kindern werden
besonders gefördert.
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(3) Aus Gründen der Sicherheit kann
ein Besuch davon abhängig gemacht wer-
den, dass sich die Besucher durchsuchen
lassen. § 45 Abs. 1 Satz 2 und 3 und § 34
Abs. 3 gelten entsprechend.

(4) Die Besuche dürfen aus erzieheri-
schen Gründen oder Gründen der Sicher-
heit oder Ordnung der Anstalt offen über-
wacht werden. Die Unterhaltung darf nur
überwacht werden, soweit dies im Einzel-
fall aus den in Satz 1 genannten Gründen
erforderlich ist. Ein Besuch darf abgebro-
chen werden, wenn Beteiligte gegen die
Vorschriften dieses Gesetzes oder die auf-
grund dieses Gesetzes getroffenen An-
ordnungen trotz Ermahnung verstoßen.
Dies gilt auch, wenn Verhaltensweisen
von Besuchspersonen geeignet sind, ei-
nen schädlichen Einfluss auf die Gefan-
genen auszuüben. Einer Ermahnung be-
darf es nicht, wenn es unerlässlich ist, den
Besuch sofort abzubrechen. Gegenstände
dürfen beim Besuch nur mit Erlaubnis
übergeben werden. Dies gilt nicht für die
bei dem Besuch von Verteidigerinnen und
Verteidigern und Beiständen nach § 69
des Jugendgerichtsgesetzes übergebenen
Schriftstücke und sonstigen Unterlagen.

(5) Die optische Überwachung eines
Besuches kann auch durch technische
Hilfsmittel erfolgen. Die betroffenen Per-
sonen sind vorher darauf hinzuweisen.
Zur Verhinderung der Übergabe von Ge-
genständen können besondere Vorkeh-
rungen, insbesondere durch Tischaufsätze
oder Trennscheiben, getroffen werden,
wenn bei den betreffenden Gefangenen
verbotene Gegenstände gefunden wur-
den oder konkrete Anhaltspunkte vorlie-
gen, dass es zu einer verbotenen Überga-
be von Gegenständen kommt. § 44 Abs. 2
gilt entsprechend. 

(6) Besuche von Verteidigerinnen oder
Verteidigern und Beiständen nach § 69
des Jugendgerichtsgesetzes sind zu ge-
statten und dürfen nicht überwacht wer-
den; Abs. 3 bleibt unberührt. Das Gleiche
gilt für Besuche von Rechtsanwältinnen
oder Rechtsanwälten sowie Notarinnen
und Notaren in einer die Gefangenen be-
treffenden Rechtssache mit der Maßgabe,
dass Abs. 4 Anwendung findet.

§ 34

Schriftwechsel

(1) Die Gefangenen haben das Recht,
Schreiben abzusenden und zu empfan-
gen. 

(2) Der Schriftwechsel darf überwacht
werden, soweit es aus erzieherischen
Gründen oder Gründen der Sicherheit
oder Ordnung der Anstalt erforderlich ist.

(3) Der Schriftverkehr der Gefangenen
mit ihren Verteidigerinnen oder Verteidi-
gern und den Beiständen nach § 69 des
Jugendgerichtsgesetzes wird nicht über-
wacht. Besteht der Verdacht, dass ein
Schreiben unzulässige Einlagen enthält,
so wird dieses mit Einverständnis und im
Beisein der Gefangenen einer Sichtkon-
trolle ohne Kenntnisnahme des gedankli-

chen Inhalts unterzogen, andernfalls an
den Absender zurückgesandt. Liegt dem
Vollzug der Jugendstrafe eine Straftat
nach § 129a, auch in Verbindung mit 
§ 129b Abs. 1 des Strafgesetzbuchs zu-
grunde, gelten § 148 Abs. 2 und § 148a
der Strafprozessordnung entsprechend;
dies gilt nicht, wenn den Gefangenen
Ausgang, Freigang oder Freistellung
nach §§ 13 Abs. 3 Nr. 5, 16 Abs. 3 ge-
währt worden ist und ein Grund, der die
Anstaltsleitung nach § 14 Abs. 2 und 3 zu
Rücknahme oder Widerruf ermächtigt,
nicht vorliegt. Satz 3 gilt auch, wenn ge-
gen Gefangene eine Verurteilung zu 
einer Jugend- oder Freiheitsstrafe wegen
einer der dort genannten Straftaten erst
im Anschluss zu vollstrecken ist.

(4) Nicht überwacht werden ferner
Schreiben der Gefangenen an

1. den Bundespräsidenten,

2. die Volksvertretungen des Bundes und
der Länder und das Europäische Parla-
ment sowie an deren Mitglieder und
Fraktionen,

3. die Gerichte und Justizbehörden des
Bundes und der Länder sowie den Eu-
ropäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte,

4. den Europäischen Ausschuss zur Ver-
hütung von Folter und unmenschlicher
und erniedrigender Behandlung oder
Strafe und an weitere Einrichtungen,
mit denen der Schriftverkehr aufgrund
völkerrechtlicher Verpflichtungen ge-
schützt ist, und

5. die Datenschutzbeauftragten des Bun-
des und der Länder,

soweit die Schreiben an den jeweiligen
Dienstsitz gerichtet sind und den Absen-
der zutreffend angeben. Schreiben dieser
Stellen, die an die Gefangenen gerichtet
sind, werden nicht überwacht, es sei
denn, dass im Einzelfall begründete
Zweifel an der Identität des Absenders
vorliegen, die auf andere Weise nicht aus-
geräumt werden können. 

(5) Die Gefangenen haben Absendung
und Empfang ihrer Schreiben durch die
Anstalt vermitteln zu lassen, soweit nichts
anderes gestattet ist. Eingehende und
ausgehende Schreiben sind unverzüglich
weiterzuleiten. Die Gefangenen haben
eingehende Schreiben unverschlossen zu
verwahren, sofern nichts anderes gestat-
tet wird. Sie können sie verschlossen zu
ihrer Habe geben.

(6) Die Anstaltsleitung kann Schreiben
anhalten, wenn

1. das Erziehungsziel oder die Sicherheit
oder Ordnung der Anstalt gefährdet
würde,

2. die Weitergabe in Kenntnis ihres In-
halts einen Straf- oder Bußgeldtatbe-
stand verwirklichen würde,

3. sie grob unrichtige oder erheblich ent-
stellende Darstellungen von Anstalts-
verhältnissen enthalten,

4. sie grobe Beleidigungen enthalten,
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5. sie die Eingliederung anderer Gefan-
gener gefährden können oder

6. sie in Geheimschrift, unlesbar, un-
verständlich oder ohne zwingenden
Grund in einer fremden Sprache abge-
fasst sind.

Ausgehenden Schreiben, die unrichtige
Darstellungen enthalten, kann ein Be-
gleitschreiben beigefügt werden, wenn
die Gefangenen auf der Absendung be-
stehen. Ist ein Schreiben angehalten wor-
den, wird das den Gefangenen mitgeteilt.
Angehaltene Schreiben werden an die
Absender zurückgegeben oder, sofern
dies unmöglich oder aus besonderen
Gründen untunlich ist, von der Anstalt
verwahrt. Schreiben, deren Überwa-
chung nach Abs. 3 oder 4 ausgeschlos-
sen ist, dürfen nicht angehalten wer-
den.

§ 35

Telekommunikation

(1) Den Gefangenen kann gestattet
werden, Telefongespräche zu führen. Aus
wichtigen Gründen können sie an-
dere Kommunikationsmittel durch Ver-
mittlung und unter Aufsicht der Anstalt 
nutzen. 

(2) Für Telefongespräche und sonstige
mündliche Kommunikation gilt § 33 
Abs. 4 und 6 entsprechend. Findet da-
nach eine Überwachung statt, so sind die
Gefangenen und die anderen Gesprächs-
beteiligten vor Beginn des Gesprächs
hierauf hinzuweisen. Für schriftliche
Kommunikation gelten die Vorschriften
über den Schriftwechsel entsprechend.

§ 36

Pakete

(1) Der Empfang von Paketen bedarf
der Erlaubnis der Anstalt. Sie kann Zeit-
punkt und Höchstmenge für die Sendung
und für einzelne Gegenstände festsetzen.
Der Empfang von Paketen mit Nahrungs-
und Genussmitteln ist den Gefangenen
nicht gestattet. Für den Ausschluss von
Gegenständen gilt § 19 Abs. 2 entspre-
chend. Der Empfang von Paketen kann
versagt werden, wenn dies wegen Ge-
fährdung der Sicherheit oder Ordnung
der Anstalt unerlässlich ist.

(2) Pakete sind in Gegenwart der Ge-
fangenen zu öffnen. Ausgeschlossene Ge-
genstände können zu ihrer Habe genom-
men oder dem Absender zurückgesandt
werden. Nicht ausgehändigte Gegenstän-
de, durch die bei der Versendung oder
Aufbewahrung Personen verletzt oder
Sachschäden verursacht werden können,
dürfen vernichtet werden. Die hiernach
getroffenen Maßnahmen werden den Ge-
fangenen eröffnet.

(3) Den Gefangenen kann gestattet
werden, Pakete zu versenden. Die Anstalt
kann ihren Inhalt aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt über-
prüfen.

Neunter Abschnitt

Anerkennung für Ausbildung und Arbeit,
Gelder der Gefangenen

§ 37

Vergütung von Ausbildung und Arbeit

(1) Gefangene, die während der Ar-
beitszeit ganz oder teilweise an einer
Maßnahme nach § 27 Abs. 2 Satz 1 teil-
nehmen, erhalten hierfür eine Ausbil-
dungsbeihilfe, soweit kein Anspruch auf
andere Leistungen besteht, die freien Per-
sonen aus solchem Anlass zustehen. Wer
eine Tätigkeit nach § 27 Abs. 2 Satz 2
ausübt, erhält Arbeitsentgelt.

(2) Der Bemessung der Vergütung
nach Abs. 1 ist der zweihundertfünfzigste
Teil (Tagessatz) von neun vom Hundert
der Bezugsgröße nach § 18 des Vierten
Buchs Sozialgesetzbuch in der Fassung
vom 23. Januar 2006 (BGBl. I S. 89, 466),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
7. September 2007 (BGBl. I S. 2246), zu-
grunde zu legen (Eckvergütung).

(3) Die Vergütung kann je nach Art der
Maßnahme und der Leistung der Gefan-
genen gestuft werden. Die Ministerin
oder der Minister der Justiz wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung entspre-
chende Vergütungsstufen festzusetzen.

(4) Die Höhe der Ausbildungsbeihilfe
oder des Arbeitsentgelts wird den Gefan-
genen schriftlich bekannt gegeben.

§ 38

Freistellung von Ausbildung und Arbeit

(1) Als zusätzliche Anerkennung neben
der Vergütung nach § 37 erhalten Gefan-
gene auf Antrag, unabhängig von einer
Freistellung nach § 27 Abs. 8, für jeweils
zwei Monate zusammenhängender Aus-
übung einer Tätigkeit nach § 27 Abs. 2 ei-
ne Freistellung von einem Werktag. Durch
Zeiten, in denen die Gefangenen ohne ihr
Verschulden an einer Tätigkeit nach § 27
Abs. 2 gehindert sind, wird der Ablauf des
Zeitraums nach Satz 1 gehemmt. § 27 
Abs. 8 Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(2) Die Gefangenen können beantra-
gen, dass die Freistellung nach Abs. 1 in
Form von Freistellung aus der Haft (§ 13
Abs. 3 Nr. 5) gewährt wird. § 13 Abs. 2
und 4 und § 14 gelten entsprechend.

(3) Stellen die Gefangenen keinen An-
trag nach Abs. 1 Satz 1, so wird der Ent-
lassungszeitpunkt um die nicht in An-
spruch genommenen Freistellungstage
vorverlegt.

(4) Eine Vorverlegung nach Abs. 3 ist
ausgeschlossen, wenn

1. sie im Falle einer Aussetzung der Voll-
streckung des Restes einer Jugendstra-
fe zur Bewährung wegen der von der
Entscheidung des Gerichts bis zur Ent-
lassung verbleibenden Zeit nicht mehr
möglich ist,

2. dies vom Gericht angeordnet wird,
weil bei einer Aussetzung der Voll-



streckung des Restes einer Jugendstra-
fe zur Bewährung die Lebensverhält-
nisse der Gefangenen oder die Wir-
kungen, die von der Aussetzung für sie
zu erwarten sind, die Vollstreckung bis
zu einem bestimmten Zeitpunkt erfor-
dern,

3. nach § 2 des Jugendgerichtsgesetzes
in Verbindung mit § 456a Abs. 1 der
Strafprozessordnung von der Vollstre-
ckung abgesehen wird,

4. die Gefangenen im Gnadenwege aus
der Haft entlassen werden.

In diesen Fällen erhalten die Gefangenen
bei ihrer Entlassung zusätzlich eine Aus-
gleichsentschädigung in Höhe von 15
vom Hundert der Bezüge, die sie für die
geleistete Tätigkeit, die Grundlage für die
Gewährung der Freistellungstage gewe-
sen ist, erhalten haben.

§ 39

Hausgeld

(1) Die Gefangenen erhalten von der
ihnen nach § 37 zustehenden Vergütung
drei Siebtel monatlich als Hausgeld.

(2) Für Gefangene, die in einem freien
Beschäftigungsverhältnis stehen, wird aus
ihren Bezügen ein angemessenes Haus-
geld festgesetzt.

§ 40

Taschengeld

(1) Gehen Gefangene ohne ihr Verschul-
den keiner Tätigkeit nach § 27 Abs. 2 nach,
wird ihnen auf Antrag ein Taschengeld ge-
währt, soweit sie bedürftig sind.

(2) Das Taschengeld beträgt bis zu 14
vom Hundert der Vergütung nach § 37
Abs. 2, soweit ihnen in dem Monat, für
den das Taschengeld beantragt wurde,
aus Hausgeld und Eigengeld nicht ein
Betrag bis zu dieser Höhe zur Verfügung
steht.

§ 41

Überbrückungsgeld

(1) Aus den in diesem Gesetz geregel-
ten Bezügen und aus den Bezügen der
Gefangenen, die in einem freien Beschäf-
tigungsverhältnis stehen, ist ein Über-
brückungsgeld zu bilden, das den not-
wendigen Lebensunterhalt der Gefange-
nen und der Unterhaltsberechtigten für
die ersten vier Wochen nach der Entlas-
sung sichern soll.

(2) Das Überbrückungsgeld wird den
Gefangenen bei der Entlassung in die
Freiheit ausgezahlt. Liegen Anhaltspunk-
te dafür vor, dass Gefangene das Über-
brückungsgeld nicht zweckentsprechend
verwenden, kann die Anstalt es ganz oder
teilweise der Bewährungshilfe zur Ver-
waltung für die Gefangenen überlassen.

(3) Die Anstaltsleitung kann gestatten,
dass das Überbrückungsgeld schon vor
der Entlassung für Ausgaben in Anspruch
genommen wird, die der Eingliederung
der Gefangenen dienen.

(4) Für die Pfändbarkeit des Über-
brückungsgeldes gilt § 51 Abs. 4 und 5 in
Verbindung mit § 176 Abs. 4 des Straf-
vollzugsgesetzes vom 16. März 1976 
(BGBl. I S. 581, 2088), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 31. Oktober 2006
(BGBl. I S. 2407).

§ 42

Haftkostenbeitrag

(1) Als Teil der Kosten der Voll-
streckung der Rechtsfolgen einer Tat im
Sinne des § 464a Abs. 1 Satz 2 der Straf-
prozessordnung erhebt die Anstalt von
den Gefangenen einen Haftkostenbei-
trag.

(2) Ein Haftkostenbeitrag wird nicht
erhoben, wenn Gefangene

1. eine Vergütung nach § 37 erhalten,

2. ohne Verschulden eine Tätigkeit nach
§ 27 Abs. 2 nicht ausüben oder

3. hierzu nicht verpflichtet sind.

(3) Im Übrigen kann von der Erhebung
eines Haftkostenbeitrags ganz oder teil-
weise aus besonderen Gründen abgese-
hen werden, insbesondere zur Förderung
von Unterhaltszahlungen, Schadenswie-
dergutmachung, sonstiger Schuldenregu-
lierung oder für besondere Aufwendun-
gen zur Eingliederung.

(4) Der Haftkostenbeitrag wird in
Höhe des Betrages erhoben, der nach 
§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Vierten Buchs
Sozialgesetzbuch durchschnittlich zur Be-
wertung der Sachbezüge festgesetzt ist.
Das Hessische Ministerium der Justiz
stellt den Betrag jährlich fest.

§ 43

Eigengeld

Vergütung nach § 37 oder Bezüge aus
einem freien Beschäftigungsverhältnis,
die nicht als Hausgeld, Haftkostenbeitrag
oder Überbrückungsgeld in Anspruch ge-
nommen werden, sowie Gelder, die Ge-
fangene in die Anstalt einbringen oder
die für sie von Dritten eingebracht wer-
den, sind als Eigengeld gutzuschreiben.

Zehnter Abschnitt

Sicherheit und Ordnung

§ 44

Grundsätze, Verhaltensvorschriften

(1) Sicherheit und Ordnung der Anstalt
tragen maßgeblich zu einem am Erzie-
hungsziel ausgerichteten Anstaltsleben
bei. Das Verantwortungsbewusstsein der
Gefangenen für ein geordnetes Zusam-
menleben in der Anstalt ist zu wecken
und zu stärken. Vor Übergriffen anderer
Gefangener sind sie zu schützen.

(2) Die Pflichten und Beschränkungen,
die den Gefangenen zur Aufrechterhal-
tung der Sicherheit oder Ordnung der
Anstalt auferlegt werden, sind so zu
wählen, dass sie in einem angemessenen
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Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und
die Gefangenen nicht mehr und nicht län-
ger als notwendig beeinträchtigen. Zur
Gewährleistung von Sicherheit und Ord-
nung kann die optische Überwachung der
Gefangenen außerhalb der Hafträume mit
technischen Hilfsmitteln erfolgen. Auf die
Überwachung mittels technischer Hilfs-
mittel sind die Gefangenen vorher hinzu-
weisen.

(3) Die Gefangenen haben sich nach
der Tageseinteilung der Anstalt zu rich-
ten. Sie dürfen durch ihr Verhalten ge-
genüber Vollzugsbediensteten, Mitgefan-
genen und anderen Personen das geord-
nete Zusammenleben nicht stören.

(4) Die Gefangenen haben die Anord-
nungen der Vollzugsbediensteten zu be-
folgen. Einen ihnen zugewiesenen Be-
reich dürfen sie nicht ohne Erlaubnis ver-
lassen.

(5) Die Gefangenen haben die Haft-
räume und die ihnen von der Anstalt
überlassenen Sachen in Ordnung zu hal-
ten und schonend zu behandeln.

(6) Die Gefangenen haben Umstände,
die eine erhebliche Gefahr für eine Per-
son oder eine erhebliche Störung der Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt be-
gründen oder darauf hindeuten, unver-
züglich zu melden.

§ 45

Durchsuchung

(1) Gefangene, ihre Sachen und die
Hafträume dürfen durchsucht werden.
Die Durchsuchung männlicher Gefange-
ner darf nur von Männern, die Durchsu-
chung weiblicher Gefangener darf nur
von Frauen vorgenommen werden. Das
Schamgefühl ist zu schonen. § 34 Abs. 3
gilt entsprechend.

(2) Nur bei Gefahr im Verzuge oder
auf Anordnung der Anstaltsleitung im
Einzelfall ist es zulässig, eine mit einer
Entkleidung verbundene körperliche
Durchsuchung vorzunehmen. Die Unter-
suchung von Körperöffnungen darf nur
durch den ärztlichen Dienst vorgenom-
men werden. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend. Die Durchsuchung ist in ei-
nem geschlossenen Raum durchzuführen.
Andere Gefangene dürfen nicht anwe-
send sein.

(3) Abweichend von Abs. 2 Satz 1
kann die Anstaltsleitung anordnen, dass
Gefangene bei der Aufnahme, nach Kon-
takten mit Besuchspersonen und nach je-
der Abwesenheit von der Anstalt nach
Abs. 2 zu durchsuchen sind.

§ 46

Bekämpfung des Suchtmittelmissbrauchs

(1) Zur Bekämpfung des Suchtmittel-
missbrauchs werden Kontrollen durchge-
führt.

(2) Eine Kontrolle kann allgemein an-
geordnet werden, wenn dies zur Auf-
rechterhaltung der Sicherheit oder Ord-

nung der Anstalt, zum Erreichen des Er-
ziehungsziels oder zur Gesundheitsvor-
sorge geboten ist. Gegen einzelne Gefan-
gene kann eine Kontrolle angeordnet
werden, wenn sie im Verdacht stehen,
Suchtmittel zu besitzen oder solche kon-
sumiert zu haben.

(3) Bei Gefangenen, die eine Mitwir-
kung an der Durchführung der Kontrolle
ohne hinreichenden Grund verweigern,
ist in der Regel davon auszugehen, dass
Suchtmittelfreiheit nicht gegeben ist.

§ 47

Lichtbildausweise

Die Anstalt kann Gefangene verpflich-
ten, einen Lichtbildausweis mit sich zu
führen, wenn dies aus Gründen der Si-
cherheit oder Ordnung der Anstalt erfor-
derlich ist. Der Ausweis ist bei der Entlas-
sung oder der Verlegung in eine andere
Anstalt einzuziehen und zu vernichten.

§ 48

Festnahmerecht

Gefangene, die entwichen sind oder
sich sonst ohne Erlaubnis außerhalb der
Anstalt aufhalten, können durch die An-
stalt oder auf deren Veranlassung hin
festgenommen und in die Anstalt zurück-
geführt werden.

§ 49

Besondere Sicherungsmaßnahmen

(1) Gegen Gefangene können besonde-
re Sicherungsmaßnahmen angeordnet wer-
den, wenn nach deren Verhalten oder auf-
grund des seelischen Zustandes in erhöh-
tem Maße Fluchtgefahr oder die Gefahr
von Gewalttätigkeiten gegen Personen
oder Sachen oder die Gefahr der Selbsttö-
tung oder der Selbstverletzung besteht.

(2) Als besondere Sicherungsmaßnah-
men sind zulässig:

1. der Entzug oder die Vorenthaltung von
Gegenständen,

2. die Beobachtung der Gefangenen,
auch durch technische Hilfsmittel,

3. die Absonderung von anderen Gefan-
genen,

4. der Entzug oder die Beschränkung des
Aufenthalts im Freien,

5. die Unterbringung in einem besonders
gesicherten Haftraum ohne gefährden-
de Gegenstände und

6. die Fesselung.

(3) Maßnahmen nach Abs. 2 Nr. 1 und
3 bis 5 sind auch zulässig, wenn die Ge-
fahr einer Befreiung oder eine sonstige
erhebliche Störung der Anstaltsordnung
anders nicht abgewehrt werden kann.

(4) Auch bei einer Ausführung, Vor-
führung oder beim Transport ist die Fesse-
lung zulässig, wenn Fluchtgefahr besteht.

(5) In der Regel dürfen Fesseln nur an
den Händen oder an den Füßen angelegt
werden.
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(6) Eine dauerhafte Beobachtung nach
Abs. 2 Nr. 2 unter Verwendung techni-
scher Hilfsmittel ist nur zulässig, wenn
und solange dies zur Abwendung der Ge-
fahr einer Selbsttötung oder Selbstverlet-
zung erforderlich ist. Eine Abdunklung
zur Nachtzeit ist zu gewährleisten. Das
Schamgefühl ist so weit wie möglich zu
schonen.

(7) Die unausgesetzte Absonderung
von Gefangenen (Einzelhaft) ist nur
zulässig, wenn dies aus Gründen, die in
ihrer Person liegen, unerlässlich ist. Die
Einzelhaft darf ununterbrochen nicht
mehr als eine Woche andauern. Einzel-
haft von mehr als vier Wochen im Jahr
bedarf der Zustimmung der Aufsichts-
behörde. Während des Vollzugs der Ein-
zelhaft sind die Gefangenen in besonde-
rem Maße zu betreuen.

§ 50

Anordnung besonderer Sicherungsmaß-
nahmen, ärztliche Überwachung

(1) Besondere Sicherungsmaßnahmen
ordnet die Anstaltsleitung an. Bei Gefahr
im Verzuge können auch andere Bediens-
tete der Anstalt diese Maßnahmen vorläu-
fig anordnen. Die Entscheidung der An-
staltsleitung ist unverzüglich einzuholen.

(2) Vor der Anordnung ist eine Stel-
lungnahme des ärztlichen Dienstes einzu-
holen, wenn Gefangene ärztlich behan-
delt oder beobachtet werden oder wenn
ihr seelischer Zustand Anlass der Maß-
nahme ist. Ist dies wegen Gefahr im Ver-
zuge nicht möglich, wird die Stellungnah-
me unverzüglich nachträglich eingeholt.
Wenn Gefangenen der tägliche Aufent-
halt im Freien entzogen wird, ist eine
Stellungnahme des ärztlichen Dienstes
spätestens nach drei Tagen und danach in
angemessenen Abständen einzuholen.

(3) Sind Gefangene in einem besonders
gesicherten Haftraum untergebracht oder
gefesselt (§ 49 Abs. 2 Nr. 5 und 6), werden
sie dauerhaft überwacht (§ 49 Abs. 6 und
Abs. 2 Nr. 2) oder ist Einzelhaft angeordnet
(§ 49 Abs. 7), so sucht sie der ärztliche
Dienst alsbald und danach in der Regel
täglich auf. Dies gilt nicht bei einer Fesse-
lung während einer Ausführung, Vor-
führung oder eines Transports.

(4) Die besonderen Sicherungsmaß-
nahmen sind den Gefangenen zu erläu-
tern. Die Anordnung und die Durch-
führung der Maßnahmen einschließlich
der Beteiligung des ärztlichen Dienstes
sind zu dokumentieren.

§ 51

Ersatz von Aufwendungen

(1) Die Gefangenen sind verpflichtet,
der Anstalt Aufwendungen zu ersetzen,
die sie durch eine vorsätzliche oder grob
fahrlässige Selbstverletzung, Verletzung
anderer Personen oder Beschädigung
fremder Sachen verursacht haben. An-
sprüche aufgrund anderer Rechtsvor-
schriften bleiben unberührt.

(2) Die Anstalt kann den Anspruch
durch Bescheid gegen die Gefangenen
geltend machen. Bei der Geltendma-
chung dieser Forderungen kann auch der
den Mindestbetrag übersteigende Teil
des Hausgeldes in Anspruch genommen
werden.

(3) Von der Aufrechnung oder Voll-
streckung wegen der in Abs. 1 genannten
Forderungen ist abzusehen, wenn hier-
durch das Erziehungsziel gefährdet wür-
de.

Elfter Abschnitt

Unmittelbarer Zwang

§ 52

Unmittelbarer Zwang

(1) Unmittelbarer Zwang ist die Ein-
wirkung auf Personen oder Sachen durch
körperliche Gewalt, ihre Hilfsmittel und
durch Waffen. Körperliche Gewalt ist jede
unmittelbare körperliche Einwirkung auf
Personen oder Sachen. Hilfsmittel der
körperlichen Gewalt sind namentlich Fes-
seln. Waffen sind die dienstlich zugelas-
senen Hieb- und Schusswaffen sowie
Reizstoffe.

(2) Vollzugsbedienstete dürfen unmit-
telbaren Zwang anwenden, wenn sie
Vollzugs- und Sicherungsmaßnahmen
rechtmäßig durchführen und der damit
verfolgte Zweck auf keine andere Weise
erreicht werden kann. Gegen andere Per-
sonen als Gefangene darf unmittelbarer
Zwang angewendet werden, wenn sie es
unternehmen, Gefangene zu befreien
oder in den Anstaltsbereich widerrecht-
lich einzudringen oder wenn sie sich un-
befugt im Anstaltsbereich aufhalten. Das
Recht zu unmittelbarem Zwang aufgrund
anderer Regelungen bleibt unberührt.

(3) Unter mehreren möglichen und ge-
eigneten Maßnahmen des unmittelbaren
Zwangs ist diejenige zu wählen, die den
Einzelnen und die Allgemeinheit voraus-
sichtlich am wenigsten beeinträchtigt.
Unmittelbarer Zwang unterbleibt, wenn
ein durch ihn zu erwartender Schaden er-
kennbar außer Verhältnis zu dem ange-
strebten Erfolg steht. 

(4) Die Vollzugsbediensteten sind ver-
pflichtet, unmittelbaren Zwang anzuwen-
den, der von Vorgesetzten oder einer
sonst befugten Person angeordnet wird.
Die Anordnung darf nicht befolgt werden,
wenn durch die Anwendung des unmit-
telbaren Zwangs die Menschenwürde
verletzt oder eine Straftat begangen wür-
de oder die Anordnung nicht zu dienstli-
chen Zwecken erteilt worden ist. Wird in
den Fällen des Satzes 2 eine Anordnung
trotzdem befolgt, so trifft die Vollzugsbe-
diensteten eine Verantwortung nur, wenn
sie die Rechtswidrigkeit der Maßnahme
erkannt haben oder diese nach den ihnen
bekannten Umständen offensichtlich war.
Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der
Anordnung haben Vollzugsbedienstete
den Anordnenden gegenüber vorzubrin-
gen, soweit das nach den Umständen
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möglich ist. § 71 Abs. 2 des Hessischen
Beamtengesetzes in der Fassung vom 
11. Januar 1989 (GVBl. I S. 26), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 5. Juli 2007
(GVBl. I S. 378), ist nicht anzuwenden.

(5) Unmittelbarer Zwang ist vorher an-
zudrohen. Von der Androhung kann ab-
gesehen werden, wenn die Umstände 
sie nicht zulassen, insbesondere wenn 
die sofortige Anwendung des Zwangs-
mittels zur Abwehr einer Gefahr notwen-
dig ist.

§ 53

Schusswaffengebrauch

(1) Schusswaffen dürfen gegen Gefan-
gene nur zur Abwehr eines gegenwärti-
gen rechtswidrigen Angriffs auf Leib oder
Leben gebraucht werden, wenn andere
Maßnahmen des unmittelbaren Zwanges
bereits erfolglos waren oder keinen Erfolg
versprechen. Sie dürfen nur von den dazu
bestimmten Vollzugsbediensteten mit
dem Ziel gebraucht werden, angriffsun-
fähig zu machen. Ihr Gebrauch unter-
bleibt, wenn dadurch erkennbar Unbetei-
ligte mit hoher Wahrscheinlichkeit ge-
fährdet würden. Der Gebrauch von
Schusswaffen ist vorher anzudrohen. Als
Androhung gilt auch ein Warnschuss. 
Ohne Androhung dürfen Schusswaffen
nur dann gebraucht werden, wenn das
zur Abwehr des in Satz 1 genannten An-
griffs unerlässlich ist.

(2) Gegen andere Personen dürfen
Schusswaffen gebraucht werden, wenn
sie es unternehmen, Gefangene gewalt-
sam zu befreien oder gewaltsam in eine
Anstalt einzudringen. Abs. 1 Satz 2 bis 6
gilt entsprechend.

Zwölfter Abschnitt

Erzieherische Maßnahmen, 
Disziplinarmaßnahmen

§ 54

Erzieherische Maßnahmen, 
Konfliktregelung

Verstoßen Gefangene gegen Pflichten,
die ihnen durch dieses Gesetz oder auf-
grund dieses Gesetzes auferlegt sind, sind
diese Pflichtverletzungen unverzüglich
erzieherisch aufzuarbeiten. Dabei können
erzieherische Maßnahmen oder Maßnah-
men zur Konfliktregelung ergriffen wer-
den. Als erzieherische Maßnahmen kön-
nen den Gefangenen insbesondere Hand-
lungsanweisungen erteilt und Verpflich-
tungen auferlegt werden, die geeignet
sind, die Einsicht in das Fehlverhalten
und die Notwendigkeit einer Verhal-
tensänderung zu wecken und zu stärken.
Als Maßnahmen der Konfliktregelung
kommen insbesondere eine Entschuldi-
gung, Schadensbeseitigung oder Scha-
denswiedergutmachung in Betracht. Es
sollen nur solche Maßnahmen angeordnet

werden, die mit der Verfehlung in einem
engen inhaltlichen und zeitlichen Zusam-
menhang stehen.

§ 55

Disziplinarmaßnahmen

(1) Disziplinarmaßnahmen dürfen nur
angeordnet werden, wenn Maßnahmen
nach § 54 nicht ausreichen, um den Ge-
fangenen die Pflichtwidrigkeit ihres Ver-
haltens zu verdeutlichen. Zu berücksichti-
gen ist ferner eine aus demselben Anlass
angeordnete besondere Sicherungsmaß-
nahme. 

(2) Eine Disziplinarmaßnahme kann
angeordnet werden, wenn Gefangene
rechtswidrig und schuldhaft

1. gegen Strafgesetze verstoßen oder ei-
ne Ordnungswidrigkeit begehen,

2. die aufgrund des Förderplans zuge-
wiesenen Tätigkeiten nach § 27 Abs. 2
nicht ausüben,

3. unerlaubt Gegenstände in die Anstalt
einbringen, sich daran beteiligen oder
solche Gegenstände besitzen,

4. entweichen oder zu entweichen versu-
chen,

5. in sonstiger Weise wiederholt oder
schwerwiegend gegen die Hausord-
nung verstoßen oder das Zusammenle-
ben in der Anstalt stören.

(3) Zulässige Disziplinarmaßnahmen sind 

1. der Verweis,

2. der Widerruf einer aufgrund von § 4
Abs. 2 Satz 2 gewährten Belohnung
oder Anerkennung,

3. der Ausschluss von gemeinsamer Frei-
zeit oder von einzelnen Freizeitveran-
staltungen bis zu vier Wochen,

4. die Beschränkung oder der Entzug des
Hörfunkempfangs bis zu vier Wochen,
des Fernsehempfangs bis zu zwei Mo-
naten,

5. die Beschränkung oder der Entzug von
Gegenständen für eine Beschäftigung
in der Freizeit bis zu zwei Monaten,

6. die Beschränkung oder der Entzug der
Verfügung über das Hausgeld bis zu
50 vom Hundert des monatlich zur
Verfügung stehenden Betrags bis zu
zwei Monaten,

7. die getrennte Unterbringung in der
Freizeit bis zu vier Wochen und

8. Arrest bis zu zwei Wochen.

(4) Eine Disziplinarmaßnahme ist auch
zulässig, wenn wegen derselben Verfeh-
lung ein Straf- oder Bußgeldverfahren ein-
geleitet wird. Mehrere Disziplinarmaßnah-
men können miteinander verbunden wer-
den. Der Verweis kann auch mit der An-
ordnung, gemeinnützige Arbeit zu leisten,
verbunden werden. Arrest darf nur wegen
besonders schwerer oder mehrfach wie-
derholter Verfehlungen verhängt werden.
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§ 56

Verfahren und Vollstreckung

(1) Disziplinarmaßnahmen ordnet die
Anstaltsleitung an. Bei einer Verfehlung,
die während der Verlegung in eine ande-
re Vollzugsanstalt begangen wird, ist die
Leitung dieser Anstalt zuständig. Wenn
sich die Verfehlung gegen die Anstaltslei-
tung richtet, entscheidet die Aufsichts-
behörde.

(2) Im Rahmen der Sachverhaltsauf-
klärung sind sowohl die belastenden als
auch die entlastenden Umstände zu er-
mitteln. Die Gefangenen werden gehört.
Sie sind darauf hinzuweisen, dass es ih-
nen freisteht, sich zu äußern. Die Erhe-
bungen werden in einer Niederschrift
festgelegt; die Einlassung der Gefange-
nen wird vermerkt. Bei schweren Ver-
stößen soll vor der Entscheidung die Kon-
ferenz (§ 71 Abs. 3) beteiligt werden. Vor
der Anordnung einer Disziplinarmaßnah-
me gegen Gefangene, die sich in ärztli-
cher Behandlung befinden, Schwangere
oder stillende Mütter ist der ärztliche
Dienst zu hören. Die Entscheidung wird
den Gefangenen mündlich eröffnet und
schriftlich kurz begründet.

(3) Disziplinarmaßnahmen werden in
der Regel sofort vollstreckt. Eine Diszipli-
narmaßnahme kann ganz oder teilweise
bis zu sechs Monaten zur Bewährung aus-
gesetzt werden. Wird die Verfügung über
das Hausgeld beschränkt oder entzogen,
ist das in dieser Zeit anfallende Hausgeld
dem Überbrückungsgeld hinzuzurechnen.
Disziplinarmaßnahmen, die gegen Gefan-
gene in einer anderen Vollzugsanstalt oder
während einer Untersuchungshaft ange-
ordnet worden sind, werden auf Ersuchen
vollstreckt. Die Befugnis nach Satz 2 steht
auch der ersuchten Anstalt zu.

(4) Arrest wird in Einzelhaft vollzogen.
Die Gefangenen können dazu in einem be-
sonderen Arrestraum untergebracht wer-
den, der den Anforderungen entsprechen
muss, die an einen zum Aufenthalt bei Tag
und Nacht bestimmten Haftraum gestellt
werden. Soweit nichts anderes angeordnet
wird, ruhen die Befugnisse der Gefangenen
nach § 19 Abs. 1 Satz 1, § 22 Abs. 2 und den
§§ 27, 29 und 30. Bevor der Arrest vollzogen
wird, ist eine ärztliche Stellungnahme ein-
zuholen. Während des Arrests stehen die
Gefangenen unter ärztlicher Aufsicht. Der
Vollzug des Arrests unterbleibt oder wird
unterbrochen, wenn die Gesundheit der Ge-
fangenen gefährdet würde.

Dreizehnter Abschnitt

Beschwerde

§ 57

Beschwerderecht

(1) Gefangene können sich mit Wün-
schen, Anregungen und Beschwerden in
Angelegenheiten, die sie selbst betreffen,
an die Anstaltsleitung wenden. 

(2) Suchen Bedienstete der Aufsichts-
behörde die Anstalt auf, so ist zu gewähr-

leisten, dass Gefangene sich in Angele-
genheiten, die sie selbst betreffen, an die-
se wenden können.

(3) Die Möglichkeit der Dienstauf-
sichtsbeschwerde bleibt unberührt.

Vierzehnter Abschnitt

Datenschutz

§ 58

Zulässigkeit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten

(1) Die Anstalt und die Aufsichtsbehör-
de dürfen personenbezogene Daten erhe-
ben und weiterverarbeiten, soweit dies
für den Vollzug der Jugendstrafe erfor-
derlich ist, eine Rechtsvorschrift dies vor-
sieht oder zwingend voraussetzt oder der
Betroffene ohne Zweifel eingewilligt hat.
Soweit in den nachfolgenden Vorschriften
nichts Abweichendes geregelt ist, sind die
Vorschriften des Hessischen Datenschutz-
gesetzes vom 7. Januar 1999 (GVBl. I 
S. 98) ergänzend anwendbar.

(2) Zur Sicherung des Vollzugs, zur
Aufrechterhaltung der Sicherheit oder
Ordnung der Anstalt oder zur Identitäts-
feststellung sind mit Kenntnis der Gefan-
genen zulässig:

1. die Abnahme von Finger- und Hand-
flächenabdrücken,

2. die Aufnahme von Lichtbildern, 

3. die Feststellung äußerlicher körper-
licher Merkmale,

4. die elektronische Erfassung biometri-
scher Merkmale und

5. Körpermessungen.

(3) Alle zur Person der Gefangenen er-
hobenen und für den Vollzug der Jugend-
strafe erforderlichen Daten einschließlich
derjenigen, die nach Abs. 2 erhoben wor-
den sind, sind in eine Gefangenenperso-
nalakte aufzunehmen, die auch elektro-
nisch geführt werden kann. Daten, die
den Gesundheitszustand betreffen, und
die sonstigen in § 61 Abs. 2 und 3 aufge-
führten personenbezogenen Daten sind
getrennt von der Personalakte zu führen.

(4) Die einzelnen Vollzugsbediensteten
sowie die in § 61 Abs. 3, § 72 Abs. 1 Satz 2
und 3, § 73 Abs. 1 und § 77 genannten
Personen dürfen von personenbezogenen
Daten nur Kenntnis erhalten, soweit dies
zur Erfüllung der ihnen obliegenden Auf-
gabe oder für die Zusammenarbeit nach 
§ 72 Abs. 5 erforderlich ist.

§ 59

Datenerhebung

(1) Personenbezogene Daten sind
grundsätzlich bei den Betroffenen mit ih-
rer Kenntnis zu erheben. Ohne Kenntnis
der Betroffenen dürfen sie bei anderen
Personen oder Stellen nur erhoben wer-
den, wenn die Voraussetzungen des § 12
Abs. 2 und 3 des Hessischen Daten-
schutzgesetzes oder des Abs. 2 vorliegen.
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(2) Daten über Personen, die nicht Ge-
fangene sind, dürfen ohne ihre Kenntnis
bei Personen oder Stellen außerhalb der
Anstalt oder Aufsichtsbehörde nur erho-
ben werden, wenn dies für das Erreichen
des Erziehungsziels, die Sicherheit der
Anstalt oder die Sicherung des Vollzugs
einer Jugendstrafe unerlässlich ist und
die Art der Erhebung schutzwürdige Inte-
ressen der Betroffenen nicht beeinträch-
tigt.

(3) Werden personenbezogene Daten
bei den Betroffenen erhoben, sind die in 
§ 12 Abs. 4 und 5 des Hessischen Daten-
schutzgesetzes bestimmten Aufklärungs-,
Hinweis- und Benachrichtigungspflichten
zu beachten. Werden die Daten bei einer
anderen Person oder einer nicht öffentli-
chen Stelle erhoben, so ist diese auf die
Rechtsvorschrift, die zur Auskunft ver-
pflichtet, sonst auf die Freiwilligkeit ihrer
Angaben hinzuweisen.

§ 60

Zweckbindung und Übermittlung

(1) Personenbezogene Daten dürfen zu
Zwecken, für die sie nicht erhoben oder
gespeichert worden sind, nur verarbeitet,
insbesondere übermittelt werden, wenn
ein Fall des § 12 Abs. 2 oder 3 des Hessi-
schen Datenschutzgesetzes vorliegt oder
soweit dies 

1. in gerichtlichen Verfahren wegen
Maßnahmen nach diesem Gesetz,

2. für Maßnahmen der Strafvollstre-
ckung oder strafvollstreckungsrechtli-
che Entscheidungen,

3. für Maßnahmen der Gerichtshilfe, Ju-
gendgerichtshilfe, Bewährungshilfe
oder Führungsaufsicht,

4. für Entscheidungen in Gnadensa-
chen,

5. für sozialrechtliche Maßnahmen,

6. für die Einleitung von Hilfsmaßnah-
men für Angehörige (§ 11 Abs. 1 Nr. 1
des Strafgesetzbuchs) der Gefange-
nen,

7. für dienstliche Maßnahmen der Bun-
deswehr im Zusammenhang mit der
Aufnahme und Entlassung von Solda-
ten,

8. für ausländerrechtliche Maßnahmen,

9. für die Durchführung der Besteue-
rung, 

10. zur Ausübung von Aufsichts- und
Kontrollbefugnissen sowie zu Ausbil-
dungs- und Prüfungszwecken oder

11. für gesetzlich angeordnete Statistiken
der Rechtspflege erforderlich ist.

(2) Bei der Überwachung der Besuche
oder des Schriftwechsels sowie bei der
Überwachung des Inhaltes von Paketen
bekannt gewordene personenbezogene
Daten dürfen nur verarbeitet werden,
wenn ein Fall des § 12 Abs. 2 Nr. 1, 3 und
4 des Hessischen Datenschutzgesetzes
oder des Abs. 1 Nr. 1 und 2 vorliegt oder
soweit dies zur Wahrung der Sicherheit

oder Ordnung der Anstalt oder zur Errei-
chung des Vollzugsziels erforderlich ist.

(3) Öffentlichen Stellen und Personen
und Stellen außerhalb des öffentlichen
Bereichs darf die Anstalt oder die Auf-
sichtsbehörde auf schriftlichen Antrag
mitteilen, ob sich eine Person in Haft be-
findet sowie ob und wann ihre Entlassung
voraussichtlich innerhalb eines Jahres be-
vorsteht, soweit

1. die Mitteilung zur Erfüllung der in der
Zuständigkeit der öffentlichen Stelle
liegenden Aufgaben erforderlich ist
oder 

2. eine Person oder nicht öffentliche Stel-
le ein berechtigtes Interesse an dieser
Mitteilung glaubhaft dargelegt und die
Gefangenen kein schutzwürdiges In-
teresse an dem Ausschluss der Über-
mittlung haben.

Den Verletzten einer Straftat können da-
rüber hinaus auf schriftlichen Antrag
Auskünfte über die Entlassungsadresse
und die Vermögensverhältnisse der Ge-
fangenen erteilt werden, wenn die Ertei-
lung zur Feststellung oder Durchsetzung
von Rechtsansprüchen im Zusammen-
hang mit der Straftat erforderlich ist. Die
Gefangenen werden vor der Mitteilung
gehört, es sei denn, es ist zu besorgen,
dass dadurch die Verfolgung des Interes-
ses der Antragsteller vereitelt oder we-
sentlich erschwert werden würde und ei-
ne Abwägung ergibt, dass dieses Interes-
se das Interesse der Gefangenen an ihrer
vorherigen Anhörung überwiegt. Ist die
Anhörung unterblieben, werden die be-
troffenen Gefangenen über die Mittei-
lung der Anstalt oder Aufsichtsbehörde
nachträglich unterrichtet.

(4) Akten mit personenbezogenen Da-
ten dürfen nur anderen Anstalten, Auf-
sichtsbehörden, den für strafvollzugs-,
strafvollstreckungs- und strafrechtliche
Entscheidungen zuständigen Gerichten
sowie den Strafvollstreckungs- und Straf-
verfolgungsbehörden überlassen werden;
die Überlassung an andere öffentliche
Stellen ist zulässig, soweit die Erteilung
einer Auskunft einen unvertretbaren Auf-
wand erfordert oder nach Darlegung der
die Akteneinsicht begehrenden Stellen
für die Erfüllung der Aufgabe nicht aus-
reicht. Entsprechendes gilt für die Über-
lassung von Akten an die von der Voll-
zugsbehörde mit Gutachten beauftragten
Personen oder Stellen.

(5) Von der Anstalt oder der Aufsichts-
behörde übermittelte personenbezogene
Daten dürfen nur zu dem Zweck verar-
beitet werden, zu dessen Erfüllung sie
übermittelt worden sind. Der Empfänger
darf die Daten für andere Zwecke nur
verarbeiten, soweit sie ihm auch für diese
Zwecke hätten übermittelt werden dürfen
und wenn im Falle einer Übermittlung an
nicht öffentliche Stellen die übermit-
telnde Vollzugsbehörde eingewilligt hat.
Die Anstalt oder Aufsichtsbehörde hat 
den nicht öffentlichen Empfänger auf die 
Zweckbindung nach Satz 1 hinzuweisen.
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(6) Die Übermittlung von personenbe-
zogenen Daten unterbleibt, soweit die in
§ 61 Abs. 2, § 65 Abs. 3 und 5 geregelten
Einschränkungen oder besondere gesetz-
liche Verwendungsregelungen entgegen-
stehen.

§ 61

Schutz besonderer Daten

(1) Das religiöse oder weltanschauliche
Bekenntnis von Gefangenen und perso-
nenbezogene Daten, die anlässlich ärztli-
cher Untersuchungen erhoben worden
sind, dürfen in der Anstalt nicht allge-
mein kenntlich gemacht werden. Andere
personenbezogene Daten über die Gefan-
genen dürfen innerhalb der Anstalt allge-
mein kenntlich gemacht werden, soweit
dies für ein geordnetes Zusammenleben
in der Anstalt erforderlich ist.

(2) Personenbezogene Daten, die in
der Anstalt tätigen

1. Angehörigen eines Heilberufs, der für
die Berufsausübung oder die Führung
der Berufsbezeichnung eine staatlich
geregelte Ausbildung erfordert,

2. Berufspsychologinnen und Berufspsy-
chologen mit staatlich anerkannter
wissenschaftlicher Abschlussprüfung,

3. staatlich anerkannten Sozialarbeiterin-
nen, Sozialarbeitern, Sozialpädagogin-
nen und Sozialpädagogen

von Gefangenen als Geheimnis anvertraut
oder über Gefangene sonst bekannt ge-
worden sind, unterliegen auch gegenüber
der Anstalt und der Aufsichtsbehörde der
Schweigepflicht. Die in Satz 1 genannten
Personen sind befugt und verpflichtet,
diese Daten gegenüber der Anstaltslei-
tung zu offenbaren, soweit dies für die Si-
cherheit der Anstalt oder zur Abwehr von
erheblichen Gefahren für Leben oder Ge-
sundheit von Gefangenen oder Dritten
unerlässlich ist. Die Anstaltsleitung kann
anordnen, dass die Offenbarung unmittel-
bar gegenüber besonders bestimmten
Anstaltsbediensteten zu erfolgen hat.

(3) Sofern Ärztinnen und Ärzte, Psy-
chologinnen und Psychologen außerhalb
des Vollzugs mit der Untersuchung oder
Behandlung von Gefangenen beauftragt
werden, sind sie bei Vorliegen der Vor-
aussetzungen des Abs. 2 Satz 2 befugt,
ihnen als Geheimnis anvertraute oder
sonst bekannt gewordene Daten über Ge-
fangene gegenüber der Anstaltsleitung
oder den mit der ärztlichen oder psycho-
logischen Behandlung der Gefangenen in
der Anstalt betrauten Personen zu offen-
baren.

(4) Die Gefangenen sind bei der Auf-
nahme über die nach Abs. 2 Satz 2 und
Abs. 3 bestehenden Offenbarungsbefug-
nisse und Offenbarungspflichten zu un-
terrichten.

(5) Die nach Abs. 2 und 3 offenbarten Da-
ten dürfen nur für den Zweck, für den sie
offenbart wurden oder für den eine Of-
fenbarung zulässig gewesen wäre, und in
dem hierfür unerlässlichen Umfang verar-
beitet werden.

§ 62

Gemeinsame Datei, Einrichtung 
automatisierter Übermittlungs- und 

Abrufverfahren

(1) Daten über die persönlichen Ver-
hältnisse der Gefangenen, Vollstreckungs-
daten, Daten zum Vollzugsverlauf und si-
cherheitsrelevante Daten können in einer
von der Aufsichtsbehörde eingerichteten
und geführten gemeinsamen Datei ge-
speichert werden. Die Aufsichtsbehörde
darf diese Daten, soweit erforderlich, ver-
wenden zur übergeordneten Planung, zur
Sicherung der Qualität des Vollzugs oder
zur Durchführung von Einzelmaßnahmen.
Für die Anstalten sind die Daten Teil der
jeweiligen Gefangenenpersonalakte. Ein-
gabe, Änderung und Löschung der Datei-
en erfolgt jeweils durch die Anstalt, die
für die Gefangene oder den Gefangenen
zuständig ist. Für die Errichtung der 
Datei ist § 15 des Hessischen Daten-
schutzgesetzes zu beachten. Zuständige
Stelle nach § 15 Abs. 2 Nr. 1 des Hessi-
schen Datenschutzgesetzes ist die Auf-
sichtsbehörde.

(2) Die Übermittlung und der Abruf
personenbezogener Daten aus der zentra-
len Datei zu den in § 60 Abs. 1 genannten
Zwecken sind zulässig, soweit diese Form
der Datenübermittlung oder des Daten-
abrufs unter Berücksichtigung der
schutzwürdigen Belange der betroffenen
Personen und der Erfüllung des Zwecks
der Übermittlung angemessen ist. Die au-
tomatisierte Übermittlung der für § 13
Abs. 1 Satz 3 des Bundeskriminalamtge-
setzes vom 7. Juli 1997 (BGBl. I S. 1650),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. De-
zember 2006 (BGBl. I S. 3416), erforderli-
chen personenbezogenen Daten ist zuläs-
sig.

(3) Die speichernde Stelle hat zu ge-
währleisten, dass die Übermittlung und
der Abruf festgestellt und überprüft wer-
den können.

(4) Die Ministerin oder der Minister
der Justiz bestimmt durch Rechtsverord-
nung die Einrichtung und die Einzelhei-
ten des automatisierten Übermittlungs-
und Abrufverfahrens nach Abs. 2. Der
Hessische Datenschutzbeauftragte ist vor-
her zu hören. Die Rechtsverordnung hat
den Datenempfänger, die Datenart und
den Zweck des Abrufs festzulegen. Sie
hat Maßnahmen zur Datensicherung und
zur Kontrolle vorzusehen, die in einem
angemessenen Verhältnis zu dem ange-
strebten Schutzzweck stehen.

(5) Durch Staatsvertrag kann mit ande-
ren Ländern und dem Bund ein automati-
sierter Datenverbund nach Maßgabe des
Abs. 1 und 2 eingerichtet werden.

§ 63

Datensicherung

Akten und Dateien mit personenbezoge-
nen Daten sind nach Maßgabe des § 10
des Hessischen Datenschutzgesetzes
durch technische und organisatorische
Maßnahmen gegen unbefugten Zugriff zu

Nr. 25 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 28. November 2007 775



schützen. Gefangenenpersonalakten, Ge-
sundheitsakten und Krankenblätter sind
getrennt von anderen Unterlagen zu
führen und besonders zu sichern.

§ 64

Auskunft an die Betroffenen, 
Akteneinsicht

Die Betroffenen erhalten nach Maßga-
be des § 18 Abs. 3 bis 6 des Hessischen
Datenschutzgesetzes Auskunft oder Ak-
teneinsicht hinsichtlich der zu ihrer Per-
son gespeicherten Daten. Eine Pflicht zur
Benachrichtigung nach § 18 Abs. 1 des
Hessischen Datenschutzgesetzes besteht
nicht.

§ 65

Berichtigung, Sperrung und Löschung

(1) Personenbezogene Daten sind nach
Maßgabe des § 19 des Hessischen Daten-
schutzgesetzes zu berichtigen, zu sperren
und zu löschen, soweit in den nachfolgen-
den Abs. keine besonderen Regelungen
getroffen sind.

(2) Personenbezogene Daten, die durch
den Einsatz eines elektronischen Überwa-
chungssystems erhoben wurden oder hier-
bei angefallen sind, sind nach Beendigung
der Maßnahme unverzüglich, Videoauf-
nahmen spätestens 72 Stunden nach Ende
des Kalendertags, an dem sie angefallen
sind, zu löschen, soweit nicht die weitere
Aufbewahrung im Einzelfall zu Beweis-
zwecken unerlässlich ist.

(3) Daten, die in der Gefangenenper-
sonalakte oder in anderen zur Person der
Gefangenen geführten Dateien und Ak-
ten gespeichert sind, sind nach Ablauf
von fünf Jahren seit der Entlassung oder
der Verlegung in eine andere Anstalt zu
sperren. Hiervon können bis zum Ablauf
der Aufbewahrungsfrist für die Gefange-
nenpersonalakte oder eine andere zur
Person der oder des Gefangenen geführ-
ten Datei oder Akte die Angaben über
Familienname, Vorname, Geburtsname,
Geburtstag, Geburtsort, Eintritts- und
Austrittsdatum ausgenommen werden,
soweit dies für das Auffinden dieser Datei
oder Akte erforderlich ist. Gesperrte Da-
ten dürfen nur verarbeitet, insbesondere
übermittelt werden, soweit dies

1. zur Verhinderung oder Verfolgung von
Straftaten, 

2. für die Durchführung wissenschaftli-
cher Forschungsvorhaben nach § 66,

3. zur Behebung einer bestehenden Be-
weisnot oder

4. zur Feststellung, Durchsetzung oder
Abwehr von Rechtsansprüchen im Zu-
sammenhang mit dem Vollzug einer
Jugendstrafe 

unerlässlich ist. Die Sperrung endet, wenn
die Gefangenen erneut zum Vollzug einer
Jugendstrafe aufgenommen werden oder
die Betroffenen eingewilligt haben.

(4) Sonstige personenbezogenen Da-
ten, die nicht von Abs. 3 Satz 1 erfasst

werden, sind spätestens fünf Jahre nach
der Entlassung oder der Verlegung der
Gefangenen in eine andere Anstalt zu lö-
schen.

(5) Bei der Aufbewahrung von Dateien
und Akten mit nach Abs. 3 gesperrten
Daten dürfen folgende Fristen nicht über-
schritten werden:

Gefangenenpersonalakten, 
Gesundheitsakten und 
Krankenblätter 20 Jahre,

Gefangenenbücher 30 Jahre.

Dies gilt nicht, wenn aufgrund von Tatsa-
chen anzunehmen ist, dass die Aufbe-
wahrung für die in Abs. 3 Satz 2 genann-
ten Zwecke weiterhin erforderlich ist. Die
Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem auf
das Jahr der Weglegung folgenden Ka-
lenderjahr. Die Vorschriften des Hessi-
schen Archivgesetzes vom 18. Oktober
1989 (GVBl. I S. 270), geändert durch Ge-
setz vom 10. März 2002 (GVBl. I S. 34),
bleiben unberührt.

Fünfzehnter Abschnitt

Fortentwicklung des Vollzugs, 
kriminologische Forschung

§ 66

Fortentwicklung des Vollzugs, 
kriminologische Forschung

(1) Der Jugendstrafvollzug ist fortzu-
entwickeln. Maßnahmen zur Förderung
der Gefangenen sind auf der Grundlage
wissenschaftlicher Erkenntnisse zu konzi-
pieren, zu standardisieren und auf ihre
Wirksamkeit zu überprüfen.

(2) Der Jugendstrafvollzug, insbeson-
dere seine Aufgabenerfüllung und Ge-
staltung, die Umsetzung seiner Leitlinien
und die Fördermaßnahmen für die Gefan-
genen sowie deren Wirkungen auf das
Erziehungsziel, wird regelmäßig durch
den kriminologischen Dienst in Zusam-
menarbeit mit Hochschulen oder anderen
Stellen wissenschaftlich begleitet und er-
forscht.

(3) In die Untersuchung ist einzubezie-
hen, ob die Gefangenen nach der Entlas-
sung in der Lage sind, in sozialer Verant-
wortung ein Leben ohne Straftaten zu
führen und ob sich Zusammenhänge mit
den in Abs. 1 Satz 2 genannten Maßnah-
men feststellen lassen.

(4) Zum Zweck der wissenschaftlichen
Forschung können die Anstalten und die
Aufsichtsbehörde Daten über den Ju-
gendstrafvollzug und die eine Jugend-
strafe verbüßenden Gefangenen verarbei-
ten, insbesondere erheben und an die in
Abs. 2 genannten Stellen übermitteln. Da-
zu gehören insbesondere Angaben über 

1. die Anstalten und deren Personalaus-
stattung einschließlich Dritter nach § 7,

2. die bei der Feststellung des Förderbe-
darfs nach § 9 Abs. 2 ermittelten Um-
stände,
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3. den Vollstreckungs- und Vollzugsver-
lauf sowie

4. die Ausgestaltung des Vollzugs, na-
mentlich die Durchführung von För-
dermaßnahmen.

(5) Für die Übermittlung personenbe-
zogener Daten gilt § 476 der Strafprozess-
ordnung mit der Maßgabe entsprechend,
dass auch elektronisch gespeicherte per-
sonenbezogene Daten übermittelt werden
können.

(6) Die Gestaltung der Voraussetzun-
gen für eine wissenschaftliche Begleitung
obliegt der Aufsichtsbehörde.

Sechzehnter Abschnitt

Aufbau der Anstalten

§ 67

Grundsatz

Die bauliche Gestaltung und Organi-
sation der Anstalten, ihre personelle Aus-
stattung und die Zuweisung sachlicher
Mittel sind am Erziehungsziel, den beson-
deren Bedürfnissen der Gefangenen und
den Sicherheitserfordernissen auszurich-
ten.

§ 68

Anstalten

(1) Die Jugendstrafe wird in Jugend-
strafvollzugsanstalten oder getrennten
Abteilungen einer Anstalt des Erwachse-
nenvollzugs (Anstalten) vollzogen. § 92
Abs. 2 des Jugendgerichtsgesetzes bleibt
unberührt. Weibliche und männliche Ge-
fangene werden getrennt voneinander
untergebracht.

(2) Die örtliche und sachliche Zustän-
digkeit der Anstalten wird im Voll-
streckungsplan durch die Aufsichtsbehör-
de nach allgemeinen Merkmalen gere-
gelt. Zur Vorbereitung der Entscheidun-
gen nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 können die be-
teiligten Anstalten eine Einweisungskom-
mission einrichten, die sich aus von den
Anstaltsleitungen bestimmten Bedienste-
ten zusammensetzt.

(3) In Anstalten des geschlossenen
Vollzugs gewährleisten besondere bauli-
che und technische Vorkehrungen eine
sichere Unterbringung der Gefangenen.
Einrichtungen des offenen Vollzugs sehen
nur verminderte oder keine Vorkehrun-
gen gegen Entweichungen vor.

(4) Die Anstalten gliedern sich in Voll-
zugsabteilungen, in denen eine auf den
unterschiedlichen Förderbedarf der Ge-
fangenen abgestimmte Behandlung zu
gewährleisten ist. Die Abteilungen beste-
hen aus Wohngruppen, zu denen neben
den Hafträumen weitere Räume zur ge-
meinsamen Nutzung gehören und deren
Größe und Ausgestaltung sich nach dem
Erziehungsziel bemisst. Eine Wohngrup-
pe soll in der Regel aus nicht mehr als
acht Gefangenen bestehen. Aus erziehe-
rischen Gründen oder Gründen der Voll-

zugsorganisation können bis zu zwei wei-
tere Gefangene aufgenommen werden.

(5) In den Anstalten werden nach Be-
darf sozialtherapeutische Abteilungen
eingerichtet.

(6) Räume für den Aufenthalt während
der Ruhe- und Freizeit sowie Gemein-
schafts- und Besuchsräume müssen eine
hinreichende Grundfläche und lichte
Höhe haben und ausreichend mit Hei-
zung, Lüftung und Fensterfläche ausge-
stattet sein. Sie sind zweckentsprechend
auszugestalten.

(7) Die Aufsichtsbehörde setzt die Be-
legungsfähigkeit für jede Anstalt fest. Da-
bei ist zu berücksichtigen, dass eine aus-
reichende Anzahl von Plätzen für Ausbil-
dung und Weiterbildung, Arbeit sowie
von Räumen für Seelsorge, Freizeit, Sport,
therapeutische Maßnahmen und Besuche
zur Verfügung steht.

(8) Hafträume dürfen nicht mit mehr
Personen als vorgesehen belegt werden.
Ausnahmen hiervon sind nur vorüberge-
hend und nur mit Zustimmung der Auf-
sichtsbehörde zulässig.

§ 69

Einrichtungen der schulischen und 
beruflichen Bildung, Arbeit

(1) Einrichtungen zur schulischen und
beruflichen Bildung und zur arbeitsthera-
peutischen Beschäftigung sind für min-
destens 75 vom Hundert der Gefangenen
vorzuhalten. Für die übrigen Gefangenen
ist geeignete Arbeit vorzusehen.

(2) Bildung und Beschäftigung können
auch durch nicht staatliche Stellen orga-
nisiert und durchgeführt werden. 

(3) Gemeinsame Aus- und Fortbil-
dungsmaßnahmen von nach Jugendstraf-
recht und nach allgemeinem Strafrecht
Verurteilten sind in begründeten Ausnah-
mefällen zulässig.

§ 70

Unterbringung von Gefangenen 
mit Kindern

(1) Nicht schulpflichtige Kinder von
Gefangenen können mit Einwilligung des
Inhabers des Aufenthaltbestimmungs-
rechts mit ihnen gemeinsam in einer Jus-
tizvollzugsanstalt untergebracht werden,
wenn dies dem Kindeswohl entspricht
und die baulichen Gegebenheiten der
Anstalt es zulassen. Vor der Unterbrin-
gung ist das Jugendamt zu hören.

(2) Die Unterbringung erfolgt auf Kos-
ten der für das Kind Unterhaltspflichti-
gen. Von der Geltendmachung des Kos-
tenersatzanspruchs kann abgesehen wer-
den, wenn hierdurch die gemeinsame Un-
terbringung gefährdet würde.

§ 71

Anstaltsleitung

(1) Die Anstaltsleitung (Anstaltsleiterin
oder Anstaltsleiter) vertritt die Anstalt
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nach außen und trägt die Verantwortung
für den gesamten Vollzug. Sie kann be-
stimmte Entscheidungsbefugnisse auf an-
dere Vollzugsbedienstete übertragen. Die
Aufsichtsbehörde kann sich die Zustim-
mung zur Übertragung vorbehalten.

(2) Für jede Anstalt ist eine Beamtin
oder ein Beamter des höheren Dienstes
zur hauptamtlichen Leitung zu bestellen.

(3) Zur Vorbereitung grundlegender Ent-
scheidungen im Vollzug, insbesondere zur
Aufstellung und Fortschreibung des Förder-
planes und zur Entwicklung und Wahrung
einheitlicher Qualitätsstandards, richtet die
Anstaltsleitung Konferenzen mit den an der
Behandlung maßgeblich Beteiligten ein.

§ 72

Vollzugsbedienstete

(1) Die Aufgaben der Anstalt werden von
Vollzugsbeamtinnen und Vollzugsbeamten
wahrgenommen. Aus besonderen Gründen
können sie auch anderen Bediensteten sowie
nebenamtlichen oder vertraglich verpflichte-
ten Personen übertragen werden. Nicht ho-
heitliche Aufgaben können vertraglich ver-
pflichteten Personen übertragen werden.

(2) Für jede Anstalt ist die erforderli-
che Anzahl von Bediensteten, insbeson-
dere des sozialen, pädagogischen und
psychologischen Dienstes, des allgemei-
nen Vollzugsdienstes, des Werkdienstes,
des medizinischen Dienstes sowie der
Verwaltung vorzusehen.

(3) Das Personal muss für die erzieheri-
sche Gestaltung des Jugendstrafvollzugs
persönlich geeignet und fachlich qualifi-
ziert sein. Fortbildungen sowie Praxisbera-
tung und Praxisbegleitung für die Bediens-
teten werden regelmäßig durchgeführt.

(4) Die Bediensteten werden den Abtei-
lungen und Wohngruppen sowie den Aus-
bildungs- und Arbeitsstätten zugeordnet.
Eine erzieherische Betreuung in den
Wohngruppen ist auch in der ausbildungs-
und arbeitsfreien Zeit der Gefangenen,
insbesondere am Wochenende, in dem er-
forderlichen Umfang zu gewährleisten.

(5) Alle im Jugendstrafvollzug Tätigen
arbeiten zusammen und wirken daran
mit, dessen Ziele zu verwirklichen.

§ 73

Seelsorgerinnen und Seelsorger

(1) Die Seelsorgerin oder der Seelsor-
ger wird im Einvernehmen mit der jewei-
ligen Religionsgemeinschaft im Hauptamt
bestellt oder vertraglich verpflichtet.

(2) Wenn die geringe Zahl der An-
gehörigen einer Religionsgemeinschaft
eine Seelsorge nach Abs. 1 nicht rechtfer-
tigt, ist die seelsorgerische Betreuung auf
andere Weise zu ermöglichen.

(3) Mit Zustimmung der Anstaltslei-
tung kann sich die Anstaltsseelsorge
außenstehender Personen bedienen und
sie insbesondere zur Mitwirkung an Got-
tesdiensten und anderen religiösen Ver-
anstaltungen hinzuziehen.

§ 74

Mitverantwortung der Gefangenen

Den Gefangenen soll ermöglicht wer-
den, an sie gemeinsam betreffenden An-
gelegenheiten mitzuwirken, die hierfür
geeignet sind. Dies gilt insbesondere für
das Zusammenleben in ihrer Wohngrup-
pe und auch für die Gesamtbelange der
Anstalt. Die Einrichtung von Gremien der
Mitwirkung wird von der Anstalt geför-
dert und begleitet.

§ 75

Hausordnung

(1) Die Anstaltsleitung erlässt eine
Hausordnung. 

(2) In die Hausordnung sind insbeson-
dere Regelungen aufzunehmen über Be-
suchszeit, Häufigkeit und Dauer des Be-
suchs sowie Ausbildungs- und Arbeits-
zeit, Freizeit und Ruhezeit.

Siebzehnter Abschnitt

Aufsicht über die Anstalten, Beiräte

§ 76

Aufsichtsbehörde

(1) Das Ministerium der Justiz führt die
Aufsicht über die Anstalten.

(2) Die Aufsichtsbehörde bestimmt die
Leitlinien des Vollzugs und sorgt in Zu-
sammenarbeit mit den Anstalten für die
Qualitätssicherung.

§ 77

Beiräte

(1) Bei den Anstalten sind ehrenamtli-
che Beiräte zu bilden. Die Mitglieder sol-
len in der Erziehung junger Menschen er-
fahren und befähigt sein. Vollzugsbe-
dienstete dürfen nicht Mitglieder der
Beiräte sein. Die Ministerin oder der Mi-
nister der Justiz wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung die Bestellung, die
Amtszeit und die Abberufung der Mit-
glieder zu regeln.

(2) Der Beirat wirkt bei der Gestaltung
des Vollzugs und bei der Betreuung der
Gefangenen mit. Er unterstützt die An-
staltsleitung durch Anregungen und hilft
bei der Eingliederung der Gefangenen.

(3) Der Beirat kann insbesondere Wün-
sche, Anregungen und Beanstandungen
entgegennehmen. Er kann sich über die
Unterbringung, Verpflegung, ärztliche
Versorgung und Behandlung, schulische
und berufliche Bildung sowie Beschäfti-
gung unterrichten. Hierzu können die
Mitglieder des Beirats die Anstalt und ih-
re Einrichtungen besichtigen und die Ge-
fangenen in ihren Räumen aufsuchen.
Gespräche und Schriftwechsel werden
nicht überwacht.

(4) Die Mitglieder des Beirats sind,
auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit,

778 Nr. 25 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 28. November 2007



Nr. 25 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 28. November 2007 779

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 19. November 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e r  J u s t i z

B a n z e r

verpflichtet, über alle im Rahmen ihrer
Tätigkeit bekannt gewordenen Angele-
genheiten Verschwiegenheit zu bewah-
ren. Dies gilt nicht für Mitteilungen, die
zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich
sind, oder über Tatsachen, die offenkun-
dig sind oder ihrer Bedeutung nach kei-
ner Geheimhaltung bedürfen.

Achtzehnter Abschnitt

Schlussvorschriften

§ 78

Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes können ein-
geschränkt werden die Grundrechte auf 

1. körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2
Satz 1 des Grundgesetzes, Art. 3 der
Verfassung des Landes Hessen),

2. Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 Satz 2
des Grundgesetzes, Art. 5 der Verfas-
sung des Landes Hessen),

3. das Elternrecht (Art. 6 Abs. 2 Satz 1
des Grundgesetzes, Art. 4 der Verfas-
sung des Landes Hessen) und

4. Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis
(Art. 10 Abs. 1 des Grundgesetzes, 
Art. 12 der Verfassung des Landes Hes-
sen).

§ 79

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar
2008 in Kraft. Abweichend hiervon tritt 
§ 68 Abs. 4 Satz 3 und 4 am 1. Januar
2010 in Kraft.

(2) Das Gesetz tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2012 außer Kraft.
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Zehntes Gesetz
zur Änderung des Juristenausbildungsgesetzes*)

Vom 15. November 2007

*) Ändert GVBl. II 322-67

Artikel 1

Änderung des 
Juristenausbildungsgesetzes

Das Juristenausbildungsgesetz in der
Fassung vom 15. März 2004 (GVBl. I 
S. 158), geändert durch Gesetz vom 
8. Mai 2007 (GVBl. I S. 282), wird wie
folgt geändert:

1. In § 21 Abs. 1 Satz 4 werden nach dem
Wort „Leistungsnachweis“ die Worte
„im ausländischen Recht“ eingefügt.

2. § 52 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 Satz 2 und 3 werden die
Worte „Der Prüfungsausschuss“ je-
weils durch die Worte „Die Präsi-
dentin oder der Präsident des Jus-
tizprüfungsamtes“ ersetzt.

b) Abs. 4 Satz 2 wird aufgehoben.

3. Nach § 52 wird als § 52a eingefügt:

„§ 52a

(1) Wer die zweite juristische
Staatsprüfung in Hessen bei erstmali-
ger Ablegung bestanden hat, kann sie
zur Notenverbesserung einmal wieder-
holen. Der Antrag auf Zulassung ist in-
nerhalb von drei Monaten nach Be-
kanntgabe der Entscheidung über das
Bestehen der Prüfung zu stellen.

(2) Die Prüfung wird außerhalb des
Vorbereitungsdienstes abgelegt; eine
Ausbildung zur Prüfungsvorbereitung
findet nicht statt.

(3) Die Prüfung ist vollständig zu
wiederholen. Bis zum Beginn der
mündlichen Prüfung kann schriftlich
der Rücktritt von der Prüfung erklärt
werden; die Prüfung gilt in diesem Fall
als nicht unternommen. Sie kann nicht
wiederholt werden.

(4) Wird in der Wiederholungsprü-
fung eine Abschlussnote mit höherer
Punktzahl erreicht, so wird ein neues
Zeugnis ausgestellt.

(5) Für die Abnahme der Prüfung
nach Abs. 1 erhebt das Justizprüfungs-
amt eine Gebühr in Höhe von 500 Eu-
ro. Sie wird mit der Antragstellung 
fällig und ist nach Anforderung inner-
halb von zwei Wochen zu zahlen. 
Erfolgt die Zahlung nicht rechtzeitig,
soll die Zulassung versagt werden.

(6) Die Gebühr wird in voller Höhe
zurückerstattet, wenn der Rücktritt von
der Prüfung vor Beginn der schriftli-
chen Prüfung erklärt wird. Sie er-
mäßigt sich um

1. 80 vom Hundert, wenn der Rücktritt
von der Prüfung bis zum Ende des
auf den Abschluss der schriftlichen
Prüfung folgenden Werktages er-
klärt wird,

2. 40 vom Hundert, wenn der Rücktritt
von der Prüfung vor Bekanntgabe
der Ergebnisse der schriftlichen
Prüfung erklärt wird,

3. 20 vom Hundert, wenn der Rücktritt
von der Prüfung innerhalb von drei
Tagen nach Bekanntgabe der Er-
gebnisse der schriftlichen Prüfung
erklärt wird.“

4. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Als Abs. 2 bis 4 werden angefügt:

„(2) Aus dem Vorbereitungs-
dienst ist zu entlassen, wer die Ent-
lassung schriftlich beantragt. Eine
Wiederaufnahme erfolgt auf schrift-
lichen Antrag, wenn eine Einglie-
derung in den Ausbildungsablauf
nach § 29 Abs. 2 gewährleistet ist
und genügend Ausbildungsplätze
vorhanden sind. Erfolgte die Ent-
lassung aus einem von der Rechts-
referendarin oder dem Rechtsrefe-
rendar zu vertretendem Grund
während oder nach Beendigung
des Ergänzungsvorbereitungsdiens-
tes, ist eine Wiederaufnahme 
in den Vorbereitungsdienst ausge-
schlossen. Das Recht, die zweite ju-
ristische Staatsprüfung abzulegen,
bleibt davon unberührt.

(3) Rechtsreferendarinnen und
Rechtsreferendare können entlas-
sen werden, wenn ein wichtiger
Grund vorliegt. Ein wichtiger
Grund liegt insbesondere vor, wenn

1. während des Vorbereitungsdiens-
tes ein Umstand eintritt oder be-
kannt wird, der die Versagung
der Aufnahme in den Vorberei-
tungsdienst rechtfertigen würde,

2. Rechtsreferendarinnen und
Rechtsreferendare ihre Pflichten
erheblich verletzen, insbesonde-
re nachhaltig unentschuldigt
dem Dienst fernbleiben,

3. Rechtsreferendarinnen und
Rechtsreferendare länger als
sechs Monate dienstunfähig sind
und nicht zu erwarten ist, dass
sie binnen dreier weiterer Mona-
te wieder dienstfähig werden.
Sie sind zu entlassen, wenn die
Dienstunfähigkeit zwölf Monate
angedauert hat.

(4) Über die Entlassung ent-
scheidet die Präsidentin oder der
Präsident des Oberlandesgerichts.“
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5. Nach § 54 wird als § 54a eingefügt:

„§ 54a

(1) Im Falle eines vor dem 1. Januar
2008 abgeschlossenen oder bereits be-
gonnenen Studiums der Rechtswissen-
schaft im Ausland ist § 21 Abs. 1 Satz 4
in seiner bis zu diesem Zeitpunkt gel-
tenden Fassung anzuwenden.

(2) § 52a findet Anwendung auf
Rechtsreferendarinnen und Rechtsre-

ferendare, die den mündlichen Teil der
zweiten juristischen Staatsprüfung
nach dem 31. Oktober 2007 ablegen.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2008
in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. November 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h d e r  J u s t i z

B a n z e r
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Hessisches Versicherungsaufsichts- und Kostenerstattungsgesetz (HVAG)*)

Vom 15. November 2007

*) GVBl. II 55-36
1) Hebt auf GVBl. II 55-33
2) Hebt auf GVBl. II 55-34
3) Hebt auf GVBl. II 55-20

§ 1

(1) Die Versicherungsaufsicht über 
öffentlich-rechtliche Versicherungsunter-
nehmen außerhalb der Sozialversiche-
rung und die oberste Versicherungsauf-
sicht über private Versicherungsunter-
nehmen übt, soweit sie dem Land zusteht,
das für das Versicherungswesen zuständi-
ge Ministerium aus. Die Zusatzversor-
gungskasse der Gemeinden und Gemein-
deverbände in Darmstadt, die Zusatzver-
sorgungskasse der Stadt Frankfurt am
Main, die Zusatzversorgungskasse der
Gemeinden und Gemeindeverbände des
Regierungsbezirks Kassel und die Zusatz-
versorgungskasse für die Gemeinden und
Gemeindeverbände in Wiesbaden (kom-
munale Zusatzversorgungskassen) unter-
liegen der Fachaufsicht des zuständigen
Ministeriums nach Satz 1.

(2) Die Versicherungsaufsicht über die
privaten Versicherungsunternehmen übt
das Regierungspräsidium Darmstadt aus.

§ 2

(1) Für die Kirchliche Zusatzversor-
gungskasse Darmstadt und die kommu-
nalen Zusatzversorgungskassen (Kassen)
gelten § 1a Abs. 2 Satz 1 und 2, zudem 
§ 7 Abs. 2, § 7a Abs. 1, § 10 Abs. 1 und 2, 
§§ 10a, 11a, 13, 14, 54 und 54d, § 55 
Abs. 1 und 2, §§ 55a, 55b, 58, 59, 81, 81a,
81b, 82 bis 83a, 86, 87, 88, 89, 89a und
123a sowie § 156 Abs. 2 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes in der Fassung
vom 17. Dezember 1992 (BGBl. I 1993 
S. 3), zuletzt geändert durch Gesetz vom
28. Mai 2007 (BGBl. I S. 923), entspre-
chend.

(2) Soweit die Kassen im Wege der
freiwilligen Versicherung Leistungen der
Altersvorsorge anbieten, ist hierfür ein se-
parater Abrechnungsverband einzurich-
ten. Für diesen Abrechnungsverband be-
trägt die Mindestsolvabilitätsspanne der
unbelasteten Eigenmittel, die zur dauern-
den Erfüllbarkeit der Verträge zur Verfü-
gung stehen sollen, fünf vom Hundert der
Deckungsrückstellung. Es werden fünf
Drittel vom Hundert der versicherungs-
technischen Rückstellungen der Pflicht-
versicherung auf diese Mindestsolvabi-
litätsspanne angerechnet.

§ 3

(1) Die Kosten, die durch die Wahrneh-
mung der Aufgaben nach dem Versiche-
rungsaufsichtsgesetz entstehen, sind der
jeweiligen Aufsichtsbehörde von den Ver-
sicherungseinrichtungen zu erstatten.

(2) Die im Rahmen der Aufsicht über
öffentlich-rechtliche Versicherungsunter-
nehmen entstehenden Aufsichtskosten
werden auf die einzelnen Versicherungs-
unternehmen umgelegt. Der Gesamter-
stattungsbetrag soll neun Zehntel der
jährlichen Kosten der Aufsicht nach 
Abs. 1 decken. Der auf das einzelne Ver-
sicherungsunternehmen entfallende Er-
stattungsbetrag darf ein Tausendstel der
nach Abzug der zurückgewährten Über-
schüsse oder Gewinnanteile verbleiben-
den jährlichen Einnahmen des Versiche-
rungsunternehmens aus Bruttoprämien,
Beiträgen, Vor- und Nachschüssen sowie
Umlagen für Versicherungen (Versiche-
rungsentgelte) nicht überschreiten. Die
Höhe des Erstattungsbetrages des einzel-
nen Versicherungsunternehmens bemisst
sich nach seinem Anteil an den Versiche-
rungsentgelten aller beaufsichtigten Ver-
sicherungsunternehmen. Die zuständige
Behörde setzt die Erstattungsbeträge
nachträglich jährlich fest und fügt eine
Berechnung der Kostenaufteilung bei.

(3) Für Amtshandlungen im Rahmen
der Ausübung der Versicherungsaufsicht
über private Versicherungsunternehmen
sind Kosten (Gebühren und Auslagen)
nach Maßgabe des Hessischen Verwal-
tungskostengesetzes in der Fassung vom
12. Januar 2004 (GVBI. I S. 36), geändert
durch Gesetz vom 21. März 2005 (GVBl. I
S. 229), zu erheben.

§ 4

Zuständige Verwaltungsbehörde für
die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach den §§ 144 und
144a des Versicherungsaufsichtsgesetzes
ist im Rahmen der Aufsicht über die pri-
vaten Versicherungsunternehmen das Re-
gierungspräsidium Darmstadt.

§ 5

Es werden aufgehoben:

1. das Hessische Versicherungsaufsichts-
und Kostenerstattungsgesetz vom 
20. Juni 2002 (GVBl. I S. 342, 361)1),

2. die Verordnung zur Übertragung der
Versicherungsaufsicht über private
Versicherungsunternehmen vom 8. Juli
2002 (GVBl. I S. 398)2) und

3. die Verordnung über die Zuständigkeit
für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach den 
§§ 144, 144a und 145 des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes vom 16. De-
zember 1974 (GVBl. I S. 672, 682)3),
geändert durch Verordnung vom 
27. Juli 2005 (GVBl. I S. 562).
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§ 6

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2008
in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2012 außer Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. November 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r  u n d
L a n d e s e n t w i c k l u n g

D r.  R h i e l
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz zur Änderung des Ingenieur- und des Ingenieurkammergesetzes1)

Vom 15. November 2007

1) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22), geändert durch die
Richtlinie 2006/100/EG des Rates vom 20. November 2006
(ABl. EU Nr. L 363 S. 141).

2) Ändert GVBl. II 50-10
3) Ändert GVBl. II 50-30

Artikel 12)

Änderung des Ingenieurgesetzes

Das Ingenieurgesetz vom 15. Juli 1970
(GVBl. I S. 407), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 24. Mai 2006 (GVBl. I S. 318),
wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die in § 1 genannte Berufs-
bezeichnung darf auch führen, wer
nach dem Recht eines anderen Lan-
des der Bundesrepublik Deutsch-
land oder der Europäischen Ge-
meinschaften, insbesondere nach
der Richtlinie 2005/36/EG des Eu-
ropäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 7. September 2005 über die
Anerkennung von Berufsqualifika-
tionen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22),
geändert durch Richtlinie 2006/
100/EG des Rates vom 20. Novem-
ber 2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 141),
dazu berechtigt ist. Die in § 1 ge-
nannte Berufsbezeichnung darf
auch führen, wem dies von der zu-
ständigen Behörde genehmigt wor-
den ist. Die nach dem Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaften ge-
währte Befugnis, die Berufsbezeich-
nung nach dem Recht des Her-
kunftsmitgliedstaates in einer sei-
ner Amtssprache zu führen, bleibt
unberührt.“

b) In Abs. 4 wird die Angabe „15. De-
zember 2005 (GVBl. I S. 843)“
durch „18. Dezember 2006 (GVBl. I
S. 713)“ ersetzt.

c) Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Der Antrag eines Staatsan-
gehörigen eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder eines an-
deren Vertragsstaates des Abkom-
mens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder der Schweiz nach
Abs. 1 Satz 2 ist innerhalb von drei
Monaten nach Vorlage der vollstän-
digen Unterlagen zu bescheiden. Ist
die Prüfung der Unterlagen beson-
ders aufwendig, verlängert sich die
Frist um einen Monat. Der Empfang
der Unterlagen ist binnen eines
Monats schriftlich oder mittels elek-
tronischer Post zu bestätigen. Auf
fehlende Unterlagen ist hinzuwei-
sen.“

2. In § 5 Satz 2 werden die Worte „des
Landes“ gestrichen.

3. § 7 wird aufgehoben.

4. Dem § 8 Abs. 3 wird folgender Satz
angefügt:

„§ 20 Abs. 3 Satz 2 und 3 des Ingeni-
eurkammergesetzes vom 30. Septem-
ber 1986 (GVBl. I S. 281), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15. November
2007 (GVBl. I S. 784), gilt entspre-
chend.“

5. In § 9 Abs. 2 wird die Angabe
„89/48/EWG, geändert durch die
Richtlinie 2001/19/EG,“ ersetzt durch
„2005/36/EG“.

Artikel 23)

Änderung des Ingenieurkammergesetzes

Das Ingenieurkammergesetz vom 
30. September 1986 (GVBl. I S. 281), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 2. März
2005 (GVBl. I S. 134), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird in Nr. 8 der Punkt
durch ein Komma ersetzt und als
Nr. 9 angefügt:

„9. die nach dem Ingenieurgesetz
vom 15. Juli 1970 (GVBl. I 
S. 407), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 15. November 2007
(GVBl. I S. 784), zugewiesenen
Aufgaben wahrzunehmen.“

b) Als Abs. 4 bis 6 werden angefügt:

„(4) Die Ingenieurkammer kann
durch Rechtsverordnung als zustän-
dige Stelle nach § 158c Abs. 2 Satz 1
des Gesetzes über den Versiche-
rungsvertrag in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 7632-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert
durch Gesetz vom 26. März 2007
(BGBl. I S. 378), für die nach § 14
Satz 3 Nr. 7, § 18a Abs. 3, § 19a
Abs. 3 Satz 1 Nr. 3, § 19b Abs. 5 
Nr. 5 und § 19d Abs. 2 Satz 1 Nr. 5
verpflichteten Berufsangehörigen
bestimmt werden.

(5) Die Ingenieurkammer ist die
zuständige Behörde und Kontakt-
stelle nach Art. 8, 56 und 57 der
Richtlinie 2005/36/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die
Anerkennung von Berufsqualifika-
tionen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22),
geändert durch Richtlinie 2006/
100/EG des Rates vom 20. Novem-
ber 2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 141),
in allen Angelegenheiten ihres 
Geschäftsbereichs; die Zuständig-
keit anderer Behörden bleibt un-
berührt.
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(6) Die Ingenieurkammer kann
zur Durchführung der ihr obliegen-
den Aufgaben besondere Einrich-
tungen schaffen oder sich an sol-
chen anderer Träger beteiligen. Sie
kann mit anderen zuständigen Stel-
len Vereinbarungen über die Zu-
sammenarbeit und über Verfahren
der Anerkennung berufsbezogener
Nachweise treffen.“

2. In § 3a Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe
„13. Juli 2001 (BGBl. I S. 1542)“ ersetzt
durch „28. Mai 2007 (BGBl. I S. 923)“.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 4 wird aufgehoben.

bb) In Nr. 5 werden nach dem Wort
„Haushaltsplan“ die Worte
„oder Wirtschaftsplan“ ange-
fügt.

b) In Abs. 6 werden die Worte „die
Kostenordnung“ und das nachfol-
gende Komma gestrichen.

4. § 7 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Worte „Die
Aufsichtsbehörde“ ersetzt durch
„Der Präsident oder sein Stellver-
treter“.

b) In Satz 2 wird das Wort „Sie“ durch
das Wort „Er“ ersetzt.

c) Satz 3 erhält folgende Fassung:

„Scheidet ein Mitglied des Eintra-
gungsausschusses vorzeitig aus, so
ist für den Rest der Amtszeit ein
neues Mitglied nach Maßgabe von
Satz 1 zu bestellen.“

5. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 und Satz 3 werden
nach dem Wort „Haushaltsplan“ je-
weils die Worte „oder Wirtschafts-
plan“ eingefügt.

b) Dem Abs. 2 werden folgende Sätze
angefügt:

„Die Kostenordnung und das Kos-
tenverzeichnis erlässt der Vorstand.
Sie sind im Staatsanzeiger für das
Land Hessen bekannt zu machen.
Die Bekanntmachung kann in ab-
gekürzter Form erfolgen, wenn der
vollständige Text mit Ausferti-
gungsvermerk von der Ingenieur-
kammer in elektronischer Form all-
gemein zugänglich gehalten oder
eine Kopie auf Anforderung über-
sandt wird; in der abgekürzten Be-
kanntmachung ist darauf hinzuwei-
sen. Für die Einsichtnahme und das
Ausdrucken dürfen keine Kosten
erhoben werden; bei Übersendung
von Kopien kann nur Ersatz der
Portokosten verlangt werden.“

c) Als Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Das Finanzwesen kann in
Form der leistungsbezogenen Plan-
aufstellung und Bewirtschaftung
entsprechend § 7a der Hessischen
Landeshaushaltsordnung in der

Fassung vom 15. März 1999 
(GVBl. I S. 248), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 20. Dezember
2004 (GVBl. I S. 539), sowie in Form
der Buchführung und Bilanzierung
nach den Grundsätzen des 
Handelsgesetzbuches entsprechend 
§ 71a der Hessischen Landeshaus-
haltsordnung ausgeführt werden.
Die Entscheidung darüber trifft der
Vorstand.“

6. In § 14 Satz 3 wird in Nr. 6 der Punkt
durch ein Komma ersetzt und als Nr. 7
angefügt:

„7. sich nach Maßgabe üblicher Ver-
sicherungsbedingungen ausrei-
chend gegen Haftpflichtan-
sprüche zu versichern, die aus sei-
ner Berufsausübung herrühren,
sowie seine Obliegenheiten ge-
genüber dem Versicherungsunter-
nehmen zu erfüllen, soweit diese
sich auf den Bestand und den
Umfang der Deckung der Berufs-
haftpflichtversicherung auswirken
können. Er hat der Auftraggeber-
schaft gegenüber unaufgefordert
Mitteilung über den Bestand, die
Höhe und Ausschlüsse von Wag-
nissen der Berufshaftpflichtversi-
cherung zu machen.“

7. Dem § 15 wird als Abs. 4 angefügt:

„(4) Die nach dem Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaften gewährte
Befugnis, eine in Abs. 1 bis 3 genann-
te vergleichbare Berufsbezeichnung
nach dem Recht des Herkunftsmit-
gliedstaates in einer seiner Amtsspra-
chen zu führen, bleibt vorbehaltlich
des § 19d Abs. 1 bis 6 unberührt.“

8. In § 16 Abs. 2 Nr. 2 wird die Angabe
„nach dem Gesetz zum Schutz der Be-
rufsbezeichnung ‚Ingenieur’ vom 
15. Juli 1970 (GVBl. I S. 407)“ gestri-
chen.

9. § 18a Abs. 3 Satz 6 wird aufgehoben.

10. a) In § 19a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a
werden nach dem Wort „Gebäu-
den“ die Worte „und ihre Aus-
führung mit einer Baustellenpraxis
von mindestens sechs Monaten“
und werden nach dem Komma die
Worte „und die Teilnahme an den
aufgrund dieses Gesetzes vorge-
schriebenen Fortbildungsmaßnah-
men; das Nähere über Inhalt, Um-
fang und Nachweis der prakti-
schen Tätigkeit und der Fortbil-
dungsmaßnahmen ist durch Rechts-
verordnung zu regeln,“ eingefügt.

b) In § 19a Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 und 
§ 19b Abs. 5 Nr. 6 werden nach
dem Wort „Behörde“ jeweils die
Worte „und gegebenenfalls ver-
gleichbare nach dem Recht eines
anderen Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union oder nach dem
Recht der Europäischen Gemein-
schaften gleichgestellten anderen
Staates auszustellende Nachweise“
eingefügt.
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11. § 19c wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert:

aa)Als neue Nr. 3 wird eingefügt:

„3. in einem besonderen Ver-
zeichnis Angaben nach 
§ 19d Abs. 1 bis 6, ohne
dass die betreffende Person
oder Gesellschaft damit
Mitglied der Ingenieurkam-
mer oder eines Versor-
gungswerkes oder einer
anderen Einrichtung wird,“

bb)Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 4.

b) In Abs. 3 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt und werden nach
dem Wort „wurde“ die Worte „und
nach dem Recht der Europäischen
Gemeinschaften anerkannte, von
den Vorschriften dieses Gesetzes
oder aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Vorschriften abweichende
Rechte, die zur Niederlassung oder
Erbringung von Dienstleistungen
im Geltungsbereich dieses Geset-
zes berechtigen.“ eingefügt.

12. Nach § 19c wird als § 19d eingefügt:

„§ 19d

Vorübergehende Dienstleistungen,
Ausgleichsmaßnahmen, 
Verfahrensvorschriften

(1) Eine Person oder Gesellschaft,
die erstmals vorübergehend oder ge-
legentlich eine Dienstleistung ent-
sprechend den Berufsaufgaben nach 
§ 13 Abs. 1 unter der in § 15 genann-
ten Berufsbezeichnung oder als bau-
vorlageberechtigte Person im Sinne
des § 19a Abs. 9 oder unter der in 
§ 19b Abs. 1 Satz 1 genannten Berufs-
bezeichnung im Lande Hessen er-
bringt, ohne in ein Berufsverzeichnis
als niedergelassene Person oder Ge-
sellschaft oder ohne in ein Verzeichnis
bauvorlageberechtigter Personen ei-
ner Ingenieur- oder Architektenkam-
mer eines Bundeslandes eingetragen
zu sein, hat dies der Ingenieurkammer
zuvor oder in dringenden Fällen un-
verzüglich nachträglich schriftlich
oder durch elektronische Post anzu-
zeigen.

(2) Mit der Anzeige sind Angaben
zu machen über

1. den vollständigen Namen der Per-
son oder der Gesellschaft,

2. die Staatsangehörigkeit der Per-
son,

3. die Berechtigung zur Führung der
Berufsbezeichnung,

4. den Umfang der Berechtigung zur
Ausübung des Berufs oder der
Tätigkeit in dem Herkunftsmit-
gliedstaat oder in dem nach dem
Recht der Europäischen Gemein-
schaften oder der Bundesrepublik
Deutschland oder des Landes Hes-
sen gleichgestellten anderen Staat,

5. eine angemessene Berufshaft-
pflichtversicherung,

6. den Ort der Niederlassung,

7. bestehende Eintragungen in einem
Handelsregister oder einem ähnli-
chen öffentlichen Register mit der
Nummer der Eintragung oder einer
gleichwertigen, der Identifikation
dienenden Erklärung,

8. die für die Person oder Gesellschaft
zuständige berufsständische Kam-
mer oder vergleichbare Einrich-
tung oder Aufsichtsbehörde sowie

9. das Vorhaben (Objekt) und dessen
Ort.

Die Ingenieurkammer kann in Zwei-
felsfällen Nachweise zu den Angaben
verlangen. 

(3) Soweit weder die Ausbildung
noch die Berufsbezeichnung noch die
Ausübung des Berufs oder der Tätig-
keit in dem Herkunftsmitgliedstaat
der Europäischen Union oder einem
nach dem Recht der Europäischen
Gemeinschaften gleichgestellten an-
deren Staat reglementiert ist, kann die
Anzeige in beliebiger Form darüber,
dass die betreffende Tätigkeit
während der vorhergehenden zehn
Jahre mindestens zwei Jahre berech-
tigt ausgeübt wurde, erfolgen. 

(4) Die Anzeige nach Abs. 1 ist ein-
mal jährlich zu erneuern, wenn die
berufsangehörige Person oder Gesell-
schaft beabsichtigt, während des be-
treffenden Jahres weiter Dienstleis-
tungen zu erbringen. Erfolgte bereits
eine entsprechende Meldung bei ei-
ner anderen deutschen Ingenieur-
oder Architektenkammer, genügt eine
formlose Mitteilung darüber.

(5) Die Anzeige ist nicht erforder-
lich bei der Teilnahme an öffentlich
und nicht öffentlich ausgeschriebenen
Aufträgen und Wettbewerben. Wird
daraufhin ein Auftrag erteilt, ist die
Anzeige nachzuholen.

(6) Liegen die Voraussetzungen zur
Führung der in § 15 Abs. 1 oder nach
§§ 1 bis 3 des Ingenieurgesetzes ge-
nannten Berufsbezeichnung nicht vor,
ist die Berufsbezeichnung in einer
Amtssprache des Niederlassungsstaa-
tes der Europäischen Union oder eines
nach dem Recht der Europäischen
Gemeinschaften gleichgestellten an-
deren Staates zu führen; besteht dort
keine entsprechende Berufsbezeich-
nung, ist der Ausbildungsnachweis in
einer Amtssprache des Niederlas-
sungsmitgliedstaates anzugeben.

(7) Entspricht im Falle der Nieder-
lassung oder hauptberuflichen Anstel-
lung die Ausbildung nicht den nach 
§ 16 Abs. 2 Nr. 2, § 19a Abs. 2 Satz 1
Nr. 2 oder § 19b Abs. 2 Nr. 1 gestell-
ten Anforderungen, können nach
Maßgabe des Rechts der Europäi-
schen Gemeinschaften aufgrund einer
Rechtsverordnung Ausgleichsmaß-
nahmen in Form



Nr. 25 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 28. November 2007 787

1. eines höchstens dreijährigen An-
passungslehrganges oder

2. einer Eignungsprüfung

verlangt werden, soweit der Schutz
der Allgemeinheit oder der Auftrag-
geberschaft das erfordern. Die betref-
fende Person hat in diesem Falle das
Recht der Wahl zwischen einer der
Ausgleichsmaßnahmen.

(8) Über Anträge eines Staatsan-
gehörigen eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union oder eines nach
dem Recht der Europäischen Gemein-
schaften gleichgestellten anderen
Staates, die nach diesem Gesetz zu
stellen sind, ist spätestens drei Mona-
te nach Zugang der vollständigen Un-
terlagen abschließend zu entscheiden.
Ist die Prüfung der Unterlagen beson-
ders aufwendig, verlängert sich die
Frist um einen Monat. Der Empfang
der Unterlagen ist binnen eines Mo-
nats schriftlich oder mittels elektroni-
scher Post zu bestätigen; auf fehlende
Unterlagen ist hinzuweisen.

(9) Der von einem Versicherungs-
unternehmen eines anderen Mitglied-
staates der Europäischen Union oder
nach dem Recht der Bundesrepublik
Deutschland oder der Europäischen
Gemeinschaften ausgestellte Nach-
weis über den Bestand einer Berufs-
haftpflichtversicherung nach § 14 
Satz 3 Nr. 7, § 18a Abs. 3, § 18b Abs. 2
Satz 1 Nr. 5, § 19a Abs. 3 Satz 1 Nr. 3,
§ 19b Abs. 5 Nr. 5 und § 19d Abs. 2
Satz 1 Nr. 5 ist anzuerkennen, wenn
daraus folgt, dass die Deckungsbedin-
gungen und der Deckungsumfang der
Berufshaftpflichtversicherung den Be-
dingungen nach diesem Gesetz ent-
sprechen, und dieser Nachweis nicht
älter als drei Monate ist.“

13. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b) Als Abs. 5 und 6 werden angefügt:

„(5) Die von der Mitgliederver-
sammlung beschlossenen Kosten-
ordnungen gelten als Kostenord-
nung nach § 10 Abs. 2 Satz 2 fort
und können durch den Vorstand
geändert oder aufgehoben werden.

(6) Die von der Aufsichtsbehör-
de bestellten Vorsitzenden, Stell-
vertreter und Beisitzer bleiben bis
zum Ende ihrer Bestellung im Amt.
Der Vorstand kann die Bestellung
dieser Personen nach § 7 Abs. 4
Satz 2 widerrufen.“

14. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In § 22 Abs. 1 Nr. 2 werden
nach dem Wort „Inhalt“ ein
Komma und danach die Worte
„Umfang und Nachweis“ und
nach dem Wort „Tätigkeit“ die
Worte „einschließlich Baustel-
lenpraxis“ eingefügt.

bb)In Nr. 3 wird der Punkt durch
ein Komma ersetzt und als Nr. 4
und 5 werden angefügt:

„4. die Bestimmung der Ingeni-
eurkammer als zuständige
Stelle nach § 2 Abs. 4,

5. Ausgleichsmaßnahmen nach
§ 19d Abs. 7 nach Maßgabe
der Art. 14 und Art. 15 
Abs. 3 der Richtlinie 2005/
36/EG.“

b) In Abs. 2 wird die Angabe „des Ra-
tes vom 21. Dezember 1988 über ei-
ne allgemeine Regelung zur Aner-
kennung der Hochschuldiplome, die
eine mindestens dreijährige Berufs-
ausbildung abschließen (89/48/EWG)
(ABl. EG Nr. L 19, S. 16), geändert
durch die Richtlinie 2001/19/EG des
Europäischen Parlaments und des
Rates vom 14. Mai 2001 zur Ände-
rung der Richtlinien 89/48/EWG und
92/51/EWG des Rates über eine all-
gemeine Regelung zur Anerken-
nung beruflicher Befähigungsnach-
weise und der Richtlinien 77/452/
EWG, 77/453/EWG, 78/686/EWG,
78/687/EWG, 78/1026/EWG, 78/
1027/EWG, 80/154/EWG, 80/155/
EWG, 85/384/EWG, 85/432/EWG,
85/433/EWG und 93/16/EWG des
Rates über die Tätigkeit der Kran-
kenschwester und des Krankenpfle-
gers, die für die allgemeine Pflege
verantwortlich sind, des Zahnarztes,
des Tierarztes, der Hebamme, des
Architekten, des Apothekers und
des Arztes (ABI. EG Nr. L 206, S. 1)“
durch die Angabe „2005/36/EG“ er-
setzt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des
auf die Verkündung folgenden Kalender-
monats in Kraft. Abweichend hiervon tritt
Art. 2 Nr. 6 und Nr. 9 am 1. Januar 2008
in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. November 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r  u n d
L a n d e s e n t w i c k l u n g

D r.  R h i e l
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz zur Änderung des Hessischen Architekten- und Stadtplanergesetzes* 1)

Vom 15. November 2007

*) Ändert GVBl. II 50-37
1) Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung der Richtlinie

2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22), geändert durch
die Richtlinie 2006/100/EG des Rates vom 20. November
2006 (ABl. EU Nr. L 363 S. 141).

Artikel 1

Das Hessische Architekten- und Stadt-
planergesetz vom 23. Mai 2002 (GVBl. I 
S. 182), geändert durch Gesetz vom 
2. März 2005 (GVBl. I S. 134), wird wie
folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird folgende
Angabe angefügt:

„§ 24 Außerkrafttreten“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Berufsbezeichnung

1. „Architektin“ oder „Architekt“,

2. „Innenarchitektin“ oder „Innen-
architekt“,

3. „Landschaftsarchitektin“ oder
„Landschaftsarchitekt“,

4. „Stadtplanerin“ oder „Stadtpla-
ner“

darf nur führen, wer unter der je-
weiligen Berufsbezeichnung in ein
Berufsverzeichnis nach § 3 dieses
Gesetzes oder § 19b des Ingenieur-
kammergesetzes vom 30. Septem-
ber 1986 (GVBl. I S. 281), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 15. No-
vember 2007 (GVBl. I S. 784), ein-
getragen oder aufgrund des Rechts
der Europäischen Gemeinschaften
oder als auswärtige berufsangehöri-
ge Person oder Berufsgesellschaft
nach § 7 dazu berechtigt ist.“

b) Abs. 5 erhält folgende Fassung:

„(5) Das Recht zur Führung aka-
demischer Grade und die nach dem
Recht der Europäischen Gemein-
schaften gewährte Befugnis, die Be-
rufsbezeichnung nach dem Recht
des Heimat- oder Herkunftsstaates
in einer dessen Amtssprache zu
führen, bleiben unberührt.“

c) Als Abs. 6 wird angefügt:

„(6) Die Architekten- und Stadt-
planerkammer Hessen kann in be-
gründeten Einzelfällen den Nach-
weis der rechtmäßigen Führung der
Berufsbezeichnung nach Abs. 1 bis
5 verlangen.“

3. Dem § 2 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Das nach dem Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaften gewährte
Recht, im Geltungsbereich und nach
Maßgabe dieses Gesetzes unbeschadet

der Geltung sonstigen Rechts densel-
ben Beruf wie den, für den die berufs-
angehörige Person oder Berufsgesell-
schaft in ihrem Herkunftsmitgliedstaat
der Europäischen Union oder in einem
nach dem Recht der Europäischen Ge-
meinschaften gleichgestellten anderen
Staat qualifiziert ist, aufzunehmen und
unter denselben Voraussetzungen wie
eine inländische berufsangehörige
Person oder Berufsgesellschaft auszu-
üben, bleibt unberührt.“

4. In § 3 Abs. 4 werden nach dem Wort
„wurde“ die Worte „ , und nach dem
Recht der Europäischen Gemeinschaf-
ten anerkannte, von den Vorschriften
dieses Gesetzes oder aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Vorschriften ab-
weichende Rechte, die zur Niederlas-
sung im Geltungsbereich dieses Geset-
zes berechtigen“ eingefügt.

5. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nr. 1 werden nach
dem Wort „Hochschule“ die
Worte „oder vergleichbaren
Ausbildungseinrichtung“ ein-
gefügt.

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Eine berufsqualifizierende Aus-
bildung setzt eine Regelstudi-
enzeit von insgesamt mindes-
tens acht Semestern oder vier
Jahren auf Vollzeitbasis oder
sechs Studienjahren, die zumin-
dest drei Jahre Vollzeitstudium
an einer Hochschule oder einer
vergleichbaren Ausbildungs-
einrichtung umfassen und die
mit einer Prüfung auf Hoch-
schulniveau erfolgreich abge-
schlossen wurde, voraus, es sei
denn, nach diesem Gesetz, auf-
grund dieses Gesetzes oder
nach dem Recht der Europäi-
schen Gemeinschaften ist ein
Studiengang mit anderer Regel-
studienzeit anerkannt.“

cc) Als neuer Satz 3 wird eingefügt:

„Beträgt die Regelstudienzeit
nach Satz 2 weniger als acht
Semester oder vier Jahre, aber
mindestens sechs Semester
oder drei Jahre, beträgt die Zeit
der praktischen Tätigkeit nach
Satz 1 Nr. 2 vier Jahre.“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert:

Nach der Zahl „2“ wird die An-
gabe „und Satz 3“ und wird
nach dem Wort „Berufsaufga-
ben“ die Angabe „(einschließ-
lich Baustellenpraxis von min-



destens sechs Monaten)“ einge-
fügt. Die Worte „den aufgrund
dieses Gesetzes vorgeschriebe-
nen“ werden gestrichen.“

bb) Als neuer Satz 2 wird eingefügt:

„Das Nähere über Inhalt, Um-
fang und Nachweis der prakti-
schen Tätigkeit und der Fortbil-
dungsmaßnahmen ist durch
Rechtsverordnung zu regeln.“

cc) Der neue Satz 4 erhält folgende
Fassung:

„Der Nachweis der Gleichwer-
tigkeit der in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen
Union oder in einem nach dem
Recht der Europäischen Ge-
meinschaften gleichgestellten
anderen Staat erworbenen Be-
rufspraxis mit den Anforderun-
gen nach Satz 1 kann verlangt
werden.“

c) Als neuer Abs. 5 wird eingefügt:

„(5) Soweit die Ausbildung nicht
den Voraussetzungen nach diesem
Gesetz oder den aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Rechtsvor-
schriften für die Niederlassung oder
hauptberufliche Anstellung ent-
spricht, können nach Maßgabe des
Rechts der Europäischen Gemein-
schaften aufgrund einer Rechtsver-
ordnung Ausgleichsmaßnahmen in
Form

1. eines höchstens dreijährigen An-
passungslehrganges oder

2. einer Eignungsprüfung

verlangt werden, soweit der Schutz
der Allgemeinheit oder der Auf-
traggeberschaft das erfordern. Die
betreffende Person hat in diesem
Falle das Recht der Wahl zwischen
einer der Ausgleichsmaßnahmen.“

d) Die bisherigen Abs. 5 bis 7 werden
Abs. 6 bis 8.

e) Der neue Abs. 6 wird wie folgt
geändert:

aa) In Satz 1 Nr. 5 werden die Wor-
te „bei Aufnahme der Berufs-
tätigkeit“ gestrichen.

bb) In Satz 1 Nr. 6 werden nach
dem Wort „Behörde“ die Worte
„und gegebenenfalls vergleich-
bare nach dem Recht eines an-
deren Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union oder nach
dem Recht der Europäischen
Gemeinschaften gleichgestell-
ten anderen Staates ausgestell-
te andere Nachweise“ einge-
fügt.

cc) In Satz 1 Nr. 7 wird der Punkt
durch ein Komma ersetzt und
als Nr. 8 angefügt:

„8. weitere nach dem Recht
der Europäischen Gemein-
schaften anzuerkennende
Nachweise.“

dd) Nach Satz 2 werden folgende
Sätze angefügt:

„Der Empfang der Nachweise
ist binnen eines Monats schrift-
lich oder mittels elektronischer
Post zu bestätigen. Auf fehlen-
de Nachweise ist hinzuweisen.
Ist die Prüfung der Unterlagen
bei Berufsangehörigen nach § 1
Abs. 1 Nr. 2 bis 4 besonders
aufwendig, verlängert sich die
Frist um einen Monat.“

6. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird in der Angabe „Abs. 1
bis 3“ die Zahl „3“ durch die Zahl
„4“ ersetzt.

b) Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Wird vorübergehend oder
gelegentlich eine Dienstleistung
entsprechend den Berufsaufgaben
nach § 2 Abs. 1 und 2 im Lande
Hessen erbracht, ohne dass die Per-
son oder Gesellschaft in ein Berufs-
verzeichnis oder Berufsgesell-
schaftsverzeichnis einer entspre-
chenden Kammer eines Bundeslan-
des eingetragen ist, ist deren erst-
malige Ausführung unter Angabe
des Namens oder der Firma, des
Ortes der Niederlassung, der be-
rufsständischen Kammer oder ver-
gleichbaren Einrichtung oder der
Aufsichtsbehörde sowie der Be-
zeichnung des Vorhabens (Objekt)
und des belegenen Ortes der Archi-
tekten- und Stadtplanerkammer
Hessen zuvor oder in dringenden
Fällen nachträglich schriftlich oder
durch elektronische Post anzuzei-
gen. Mit der Anzeige sind Angaben
zu machen über

1. die Staatsangehörigkeit der Per-
son,

2. die Berechtigung zur Führung
der Berufsbezeichnung,

3. den Umfang der Berechtigung
zur Ausübung des Berufs oder
der Tätigkeit in dem Heimat-
oder Herkunftsstaat sowie

4. eine angemessene Berufshaft-
pflichtversicherung.

Soweit weder die Ausbildung noch
die Berufsbezeichnung noch die
Ausübung des Berufs oder der
Tätigkeit in dem Herkunftsmit-
gliedstaat der Europäischen Union
oder einem nach dem Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaften gleich-
gestellten anderen Staat reglemen-
tiert ist, kann die Anzeige in belie-
biger Form darüber, dass die betref-
fende Tätigkeit während der vor-
hergehenden zehn Jahre mindes-
tens zwei Jahre berechtigt ausgeübt
wurde, erfolgen. Die Anzeige ist
einmal jährlich zu erneuern, wenn
beabsichtigt ist, während des be-
treffenden Jahres weitere Dienst-
leistungen zu erbringen. Erfolgte
eine entsprechende Anzeige bereits
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bei einer anderen Architekten- oder
Ingenieurkammer eines Bundeslan-
des, genügt eine formlose Mittei-
lung darüber. Die Anzeige ist nicht
erforderlich bei der Bewerbung um
öffentlich oder nicht öffentlich aus-
geschriebene Dienstleistungsauf-
träge und Wettbewerbe; wird dar-
aufhin ein Auftrag erteilt, ist die
Anzeige nachzuholen. Soweit die
Voraussetzungen zur Führung der
in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 genannten
Berufsbezeichnungen nicht vorlie-
gen, ist die Berufsbezeichnung in
einer Amtssprache des Staates der
Niederlassung zu führen; besteht
dort keine entsprechende Berufsbe-
zeichnung, ist der Ausbildungs-
nachweis in einer Amtssprache des
Staates der Niederlassung anzuge-
ben. Die Architekten- und Stadt-
planerkammer kann in begründe-
ten Zweifelsfällen Nachweise über
die Angaben der Anzeige oder Mit-
teilung verlangen. Die Daten kön-
nen bis zu fünf Jahre nach Ab-
schluss des Objekts in einem be-
sonderen Register gespeichert wer-
den, ohne dass die betreffende Per-
son oder Berufsgesellschaft damit
Mitglied der Architekten- und
Stadtplanerkammer oder eines Ver-
sorgungswerkes oder einer anderen
Einrichtung wird, und sind danach
oder spätestens zehn Jahre nach
der Anzeige zu löschen. Für die An-
zeige und Registrierung dürfen
Kosten nicht erhoben werden.“

7. Dem § 9 wird als Abs. 3 und 4 ange-
fügt:

„(3) Die Architekten- und Stadt-
planerkammer Hessen kann durch
Rechtsverordnung als zuständige Stel-
le nach § 158c Abs. 2 Satz 1 des Geset-
zes über den Versicherungsvertrag in
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 7632-1, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 26. März 2007
(BGBl. I S. 378), bestimmt werden.

(4) Die Architekten- und Stadtplan-
erkammer Hessen ist die nach dem
Recht der Europäischen Gemeinschaf-
ten zuständige Behörde und Kontakt-
stelle in allen Angelegenheiten ihres
Geschäftsbereichs. Die Zuständigkeit
anderer Behörden bleibt unberührt.“

8. In § 14 wird als Abs. 2a eingefügt:

„(2a) Das Finanzwesen kann in
Form leistungsbezogener Planaufstel-
lung und Bewirtschaftung entspre-
chend § 7a der Hessischen Landes-
haushaltsordnung in der Fassung vom
15. März 1999 (GVBl. I S. 248), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 20. De-
zember 2004 (GVBl. I S. 539), sowie in
Form der Buchführung und Bilanzie-
rung nach den Grundsätzen des Han-
delsgesetzbuches entsprechend § 71a
der Hessischen Landeshaushaltsord-
nung ausgeführt werden. Die Ent-
scheidung darüber trifft der Vorstand.“

9. § 21 Abs. 2, 4, 8, 11, 12 und 13 wird
aufgehoben.

10. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Abs. 1 Nr. 2 wird nach dem
Wort „Inhalt“ ein Komma und
danach die Angabe „Umfang
und Nachweis“ und nach dem
Wort „Tätigkeit“ die Angabe
„einschließlich  Baustellenpra-
xis“ eingefügt.

bb) Nach Nr. 5 werden als Nr. 6 
bis 8 eingefügt:

„6. Ausgleichsmaßnahmen
nach § 4 Abs. 5 in Überein-
stimmung mit Art. 14 und
15 Abs. 3 der Richtlinie
2005/36/EG des Europä-
ischen Parlaments und des
Rates vom 7. September
2005 über die Anerken-
nung von Berufsqualifika-
tionen (ABl. EU Nr. L 255
S. 22), geändert durch
Richtlinie 2006/100/EG des
Rates vom 20. November
2006 (ABl. EU Nr. L 363 
S. 141),

7. nach § 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 8
anzuerkennende Nachwei-
se,

8. die Bestimmung der Archi-
tekten- und Stadtplaner-
kammer Hessen als zu-
ständige Stelle nach § 9
Abs. 3,“

cc) Die bisherige Nr. 6 wird zu 
Nr. 9.

b) In Abs. 2 wird die Angabe „des Ra-
tes vom 10. Juni 1985 für die ge-
genseitige Anerkennung der Di-
plome, Prüfungszeugnisse und
sonstige Befähigungsnachweise
auf dem Gebiet der Architektur
und für Maßnahmen zur Erleichte-
rung der tatsächlichen Ausübung
des Niederlassungsrechts und des
Rechts auf freien Dienstleistungs-
verkehr (85/384/EWG) (ABl. EG
Nr. L 223, S. 15), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 2001/19/EG
des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 14. Mai 2001 zur
Änderung der Richtlinien 89/48/
EWG und 92/51/EWG des Rates
über eine allgemeine Regelung zur
Anerkennung beruflicher Befähi-
gungsnachweise und der Richtli-
nien 77/452/EWG, 77/453/EWG,
78/686/EWG, 78/687/EWG, 78/
1026/EWG, 78/1027/EWG, 80/154/
EWG, 80/155/EWG, 85/384/EWG,
85/432/EWG, 85/433/EWG und 93/
16/EWG des Rates über die Tätig-
keit der Krankenschwester und des
Krankenpflegers, die für die allge-
meine Pflege verantwortlich sind,
des Zahnarztes, des Tierarztes, der
Hebamme, des Architekten, des
Apothekers und des Arztes (ABl.
EG Nr. L 206, S. 1), nach der Richt-
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linie des Rates vom 21. Dezember
1988 über eine allgemeine Rege-
lung zur Anerkennung der Hoch-
schuldiplome, die eine mindestens
dreijährige Berufsausbildung ab-
schließen (89/48/EWG) (ABl. EG
Nr. L 19, S. 16), geändert durch die
Richtlinie 2001/19/EG,“ ersetzt
durch „2005/36/EG“.

11. Als § 24 wird angefügt:

„§ 24

Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme
von § 10 mit Ablauf des 31. Dezember
2012 außer Kraft.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des
auf die Verkündung folgenden Kalender-
monats in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 15. November 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r  u n d
L a n d e s e n t w i c k l u n g

D r.  R h i e l
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D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz 
zur Anpassung des Hessischen Wassergesetzes an bundesrechtliche Vorgaben 

zum Hochwasserschutz und zur Änderung anderer Rechtsvorschriften1)

Vom 19. November 2007

1) Das Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2001/42/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Juni
2001 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter
Pläne und Programme (ABl. EG Nr. L 197 vom 21. Juli 2001,
S. 30)

2) Ändert GVBl. II 85-61

Artikel 12)

Das Hessische Wassergesetz vom 
6. Mai 2005 (GVBl. I S. 305) wird wie folgt
geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt
geändert:

a) Nach der Angabe „§ 5 Informati-
on und Anhörung der Öffentlich-
keit“ wird die Angabe „§ 5a Stra-
tegische Umweltprüfung von
Maßnahmenprogrammen“ einge-
fügt.

b) Im Ersten Abschnitt des Zweiten
Teils werden nach der Angabe
„Ökologie der Gewässer“ ein
Komma und die Worte „Hoch-
wasserschutz, Deich- und Stauan-
lagen“ angefügt. 

c) Der Angabe „§ 14 Verbote“ wer-
den ein Komma und die Worte
„Genehmigungen in Über-
schwemmungsgebieten, Uferbe-
reichen und Gewässern“ ange-
fügt.

d) Die Angabe zu § 15 erhält folgen-
de Fassung: „§ 15 Überschwem-
mungsgefährdete Gebiete“.

e) Nach der Angabe „§ 16 Zusätzli-
che Maßnahmen“ wird die Anga-
be „Zweiter Abschnitt Hochwas-
serschutz, Deich- und Stauanla-
gen“ gestrichen und die Angabe
„§ 16a Hochwasserschutzpläne“
eingefügt.

f) Nach der Angabe „§ 21“ wird die
Angabe „Hochwasserwarnung“,
eingefügt.

g) Nach der Angabe „§ 23 Betrieb
und Unterhaltung von Stauanla-
gen“ wird das Wort „Dritter“
durch das Wort „Zweiter“ ersetzt.

h) Der Angabe „§ 77 Planfeststel-
lung“ werden die Worte „und
Plangenehmigung“ angefügt.

2. In § 1 Satz 1 werden nach dem Wort
„dienen“ die Worte „und dass so
weit wie möglich Hochwasser
zurückgehalten, der schadlose Was-
serabfluss gewährleistet und der Ent-
stehung von Hochwasserschäden
vorgebeugt wird“ angefügt.

3. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 4 werden die Worte „Um-
weltinformationsgesetzes in der
Fassung vom 23. August 2001 

(BGBl. I S. 2219)“ durch die Worte
„Hessischen Umweltinformati-
onsgesetzes vom 14. Dezember
2006 (GVBl. I S. 659)“ ersetzt.

b) In Abs. 5 Satz 2 wird die Angabe
„Abs. 1 bis 3“ durch die Angabe
„Abs. 2 bis 4“ ersetzt.

4. Nach § 5 wird als § 5a eingefügt:

„§ 5a
(zu § 36 Abs. 7 Satz 3

des Wasserhaushaltsgesetzes)

Strategische Umweltprüfung von
Maßnahmenprogrammen

(1) Für das Maßnahmenprogramm
ist nach § 14b Abs. 1 Nr. 1 in Verbin-
dung mit Anlage 3 Nr. 1.4 des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung in der Fassung vom 25. Juni
2005 (BGBl. I S. 1758, 2797), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 21. De-
zember 2006 (BGBl. I S. 3316), in der
jeweils geltenden Fassung eine Stra-
tegische Umweltprüfung durchzu-
führen. Die für das Maßnahmenpro-
gramm zuständige Behörde legt den
Untersuchungsrahmen fest, erstellt
den Umweltbericht und beteiligt die
betroffenen Behörden. Im Umweltbe-
richt kann auf Angaben im Bewirt-
schaftungsplan verwiesen werden. 
§ 14a, § 14d Abs. 1 und §§ 14f bis h
des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung gelten entspre-
chend. 

(2) Für die Öffentlichkeitsbeteili-
gung im Rahmen der Strategischen
Umweltprüfung gilt § 14i in Verbin-
dung mit § 9 Abs. 1 bis 1b des Geset-
zes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung entsprechend. Für die grenz-
überschreitende Behörden- und Öf-
fentlichkeitsbeteiligung gilt § 14j des
Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung entsprechend. Die
Einbeziehung der Öffentlichkeit für
das Maßnahmenprogramm soll mit
der Einbeziehung der Öffentlichkeit
für den Bewirtschaftungsplan nach 
§ 5 verbunden werden.

(3) Nach Abschluss der Behörden-
und Öffentlichkeitsbeteiligung ist der
Umweltbericht zu überprüfen. § 14k
des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung gilt entspre-
chend. Der Veröffentlichung des
Maßnahmenprogramms nach § 4
Abs. 2 ist eine zusammenfassende
Erklärung zu den Umwelterwägun-
gen und zur Berücksichtigung des
Umweltberichts sowie eine Darle-
gung der Überwachungsmaßnahmen
auf der Grundlage des Umweltbe-



richts beizufügen. § 14l Abs. 2 Nr. 2
und 3 und § 14m des Gesetzes über
die Umweltverträglichkeitsprüfung
gelten entsprechend. Die Überwa-
chung soll soweit wie möglich mit
den Überwachungsmaßnahmen nach
der Verordnung zur Umsetzung der
Wasserrahmenrichtlinie vom 17. Mai
2005 (GVBl. I S. 382) verbunden wer-
den; sie ist von der nach § 15 dieser
Verordnung zuständigen Behörde
wahrzunehmen.“

5. In der Überschrift zum Ersten Ab-
schnitt des Zweiten Teils vor § 7 wer-
den der Angabe „Ökologie der Ge-
wässer“ ein Komma und die Worte
„Hochwasserschutz, Deich- und
Stauanlagen“ angefügt.

6. In § 8 Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe
„Abs.“ durch die Angabe „Satz“ er-
setzt.

7. § 13 erhält folgende Fassung:

„§ 13

(zu § 31b des Wasserhaushalts-
gesetzes)

Überschwemmungsgebiete

(1) Die Gewässer oder Gewässer-
abschnitte, bei denen durch Hoch-
wasser nicht nur geringfügige Schä-
den entstanden oder zu erwarten
sind, werden durch die oberste Was-
serbehörde im Staatsanzeiger für das
Land Hessen veröffentlicht. Die Liste
ist fortlaufend an neue Erkenntnisse
anzupassen.

(2) Gebiete an Gewässern und
Gewässerabschnitten nach Abs. 1,
die bei Hochwasser überschwemmt
oder durchflossen werden, sowie Ge-
biete, die für die Hochwasserentlas-
tung oder Rückhaltung beansprucht
werden, werden festgestellt und
durch Rechtsverordnung als Über-
schwemmungsgebiete festgesetzt.
Dabei ist mindestens ein Hochwas-
serereignis zugrunde zu legen, das
statistisch einmal in hundert Jahren
zu erwarten ist (Bemessungshoch-
wasser). Bis zu einer Festsetzung
nach Satz 1 gelten auch die in den
Arbeitskarten der Wasserbehörden
dargestellten und im Staatsanzeiger
für das Land Hessen veröffentlichten
Gebiete als festgesetzte Überschwem-
mungsgebiete nach Satz 1, höchstens
jedoch für zehn Jahre ab Veröffentli-
chung. Die Ausweisung durch Ar-
beitskarten darf nur solche Flächen
zum Gegenstand haben, die mit 
hoher Wahrscheinlichkeit von einer
künftigen Festsetzung nach Satz 1
erfasst werden. Durch Rechtsver-
ordnung festgesetzte Überschwem-
mungsgebiete sind im Liegenschafts-
kataster nachzuweisen.

(3) Als festgesetzte Überschwem-
mungsgebiete im Sinne von Abs. 2
Satz 1 gelten ferner die Gebiete zwi-
schen Gewässer und Deichen sowie
die Beckenräume (Gesamtstauräume

zuzüglich Freiräume) von Talsperren
und Hochwasserrückhaltebecken.
Abs. 2 Satz 5 gilt entsprechend.

(4) In Überschwemmungsgebieten
nach Abs. 2 und 3 sind geeignete
bautechnische Maßnahmen vorzu-
nehmen, um den Eintrag von wasser-
gefährdenden Stoffen bei Über-
schwemmungen zu verhindern. Die
Anforderungen nach Satz 1 und Re-
gelungen zum Verbot der Errichtung
neuer Ölheizungsanlagen in Über-
schwemmungsgebieten werden
durch Rechtsverordnung nach § 47
Abs. 3 festgelegt. Die Abwasserbe-
seitigungspflichtigen und die Träger
der Wasserversorgung haben die
notwendigen baulichen und betrieb-
lichen Maßnahmen zu treffen, um
mögliche Störungen der Wasserver-
sorgung und der Abwasserbeseiti-
gung so weit wie möglich zu vermei-
den.

(5) Überschwemmungsgebiete nach
Abs. 2 Satz 1 sind bis zum 10. Mai
2010 festzusetzen oder durch die
Veröffentlichung von Arbeitskarten
entsprechend zu sichern. Die Frist
endet mit Ablauf des 10. Mai 2012
für Überschwemmungsgebiete, in
denen kein hohes Schadenspotenzial
besteht. Überschwemmungsgebiete
nach Abs. 2 und 3 sind in Raumord-
nungs- und Bauleitplänen zu kenn-
zeichnen. 

(6) Werden bei der Rückgewin-
nung natürlicher Rückhalteräume
Anordnungen getroffen, die die ord-
nungsgemäße land- oder forstwirt-
schaftliche Nutzung beschränken, so
gilt § 35 Abs. 1, 3 bis 5 entsprechend.
Zur Zahlung verpflichtet ist das
Land.“

8. § 14 erhält folgende Fassung:

„§ 14

(zu § 31b des 
Wasserhaushaltsgesetzes)

Verbote, Genehmigungen in 
Überschwemmungsgebieten, 

Uferbereichen und Gewässern

(1) In Überschwemmungsgebieten
nach § 13 Abs. 2 und 3 und in Ufer-
bereichen dürfen durch Bauleitpläne
keine neuen Baugebiete ausgewie-
sen werden; ausgenommen sind Bau-
leitpläne für Häfen und Werften. 

(2) Die Ausweisung neuer Bauge-
biete nach Abs. 1 kann ausnahms-
weise genehmigt werden, wenn 

1. keine anderen Möglichkeiten der
Siedlungsentwicklung bestehen
oder geschaffen werden können,

2. das neu auszuweisende Gebiet
unmittelbar an ein bestehendes
Baugebiet angrenzt,  

3. eine Gefährdung von Leben, er-
hebliche Gesundheits- oder Sach-
schäden nicht zu erwarten sind,
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4. der Hochwasserabfluss und die
Höhe des Wasserstandes nicht
nachteilig beeinflusst werden,

5. die Hochwasserrückhaltung nicht
beeinträchtigt und der Verlust
von verloren gehendem Rückhal-
teraum umfang-, funktions- und
zeitgleich ausgeglichen wird,

6. der bestehende Hochwasser-
schutz nicht beeinträchtigt wird,

7. keine nachteiligen Auswirkungen
auf Oberlieger und Unterlieger zu
erwarten sind, 

8. die Belange der Hochwasservor-
sorge beachtet sind, 

9. die Bauvorhaben so errichtet wer-
den, dass bei dem Bemessungs-
hochwasser, das der Festsetzung
des Überschwemmungsgebietes
zugrunde gelegt wurde, keine
baulichen Schäden zu erwarten
sind und 

10. bei Gebieten in Uferbereichen die
Gewässerqualität nicht nachteilig
beeinflusst wird. 

Bedarf der Bauleitplan auch einer
Genehmigung nach den Vorschriften
des Baugesetzbuches, entscheidet
die hierfür zuständige Behörde im
Einvernehmen mit der Wasserbehör-
de. 

(3) Die Errichtung und die Erwei-
terung einer baulichen Anlage nach
den §§ 30, 34 und 35 des Baugesetz-
buches in Überschwemmungsgebie-
ten und in Uferbereichen sowie die
Errichtung oder Erweiterung bauli-
cher Anlagen in Gewässern bedürfen
der Genehmigung. Die Genehmi-
gung darf nur erteilt werden, wenn
im Einzelfall das Vorhaben

1. die Hochwasserrückhaltung nicht
oder nur unwesentlich beeinträch-
tigt und der Verlust von verloren
gehendem Rückhalteraum zeit-
gleich ausgeglichen wird,

2. den Wasserstand und den Abfluss
bei Hochwasser nicht nachteilig
verändert,

3. den bestehenden Hochwasser-
schutz nicht beeinträchtigt,

4. hochwasserangepasst ausgeführt
wird und

5. bei Anlagen im Uferbereich und
in Gewässern die Gewässerqua-
lität nicht nachteilig beeinflusst

oder wenn die nachteiligen Auswir-
kungen durch Auflagen oder Bedin-
gungen ausgeglichen werden kön-
nen.

(4) Über Abs. 3 hinaus bedürfen in
Überschwemmungsgebieten nach 
§ 13 Abs. 2 und 3, in Uferbereichen
und in Gewässern der Genehmi-
gung:

1. das Lagern von Stoffen, die die
Wasserqualität gefährden, auf
dem Boden,

2. die Umwandlung von Grün- in
Ackerland,

3. das Anlegen, Erweitern und Be-
seitigen von Baum- und Strauch-
pflanzungen im Außenbereich, so-
weit dies nicht dem Ausbau oder
der Unterhaltung des Gewässers,
der Erhaltung oder Wiederherstel-
lung einer natürlichen Auenland-
schaft, der Verjüngung des Pflan-
zenbestandes, der ordnungs-
gemäßen Forstwirtschaft oder der
Gefahrenabwehr dient.

Die Genehmigung darf nur erteilt
werden, wenn alle nach den allge-
mein anerkannten Regeln der Tech-
nik möglichen Vorkehrungen zur
Gefahrenabwehr und zur Vorsorge
für den Hochwasserfall getroffen
werden, das Vorhaben den ord-
nungsgemäßen Wasserabfluss und
die Hochwasserrückhaltung nicht
wesentlich beeinträchtigt und keine
Gefahren für die Gewässerqualität
hervorruft. Im Uferbereich gelten bei
der Anwendung von Pflanzenschutz-
mitteln die im Rahmen der Zulas-
sung festgelegten Abstandsregelun-
gen zu Oberflächengewässern. Bei
der Düngung sind die Vorschriften
der Düngeverordnung in der Fas-
sung vom 27. Februar 2007 (BGBl. I
S. 222) in der jeweils geltenden Fas-
sung zu beachten.  

(5) Andere behördliche Zulassun-
gen aufgrund des Wasserhaushalts-
gesetzes oder dieses Gesetzes
schließen die Genehmigung nach
Abs. 3 und 4 ein. Ist für ein Vorhaben
eine Genehmigung nach Abs. 3 oder
4 erforderlich und eine Zulassung
nach der Hessischen Bauordnung
oder dem Hessischen Naturschutzge-
setz vorgeschrieben, entscheidet die
hierfür zuständige Behörde im Be-
nehmen mit der Wasserbehörde.“

9. § 15 erhält folgende Fassung:

„§ 15

(zu § 31c des Wasserhaushalts-
gesetzes)

Überschwemmungsgefährdete 
Gebiete

(1) Überschwemmungsgefährdete
Gebiete sind Gebiete, die erst bei
Überschreitung des Bemessungs-
hochwassers nach § 13 Abs. 2 
Satz 2 überschwemmt werden oder
die bei Versagen von Deichen oder
vergleichbaren öffentlichen Hoch-
wasserschutzeinrichtungen über-
schwemmt werden können. Für die
Abgrenzung der Gebiete, die bei
Überschreitung des Bemessungs-
hochwassers nach § 13 Abs. 2 Satz 2
überschwemmt werden, ist ein Hoch-
wasserereignis zugrunde zu legen,
das mindestens dem 1,3-Fachen des
Abflusses des Bemessungshochwas-
sers nach § 13 Abs. 2 Satz 2 ent-
spricht. Überschwemmungsgefähr-
dete Gebiete, in denen durch Über-
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schwemmungen erhebliche Beein-
trächtigungen des Wohls der Allge-
meinheit entstehen können, sind
durch die Wasserbehörde zu ermit-
teln, in Kartenform darzustellen und
durch die betroffene Kommune
ortsüblich bekannt zu machen. Sie
sind in Raumordnungs- und Bauleit-
plänen zu kennzeichnen. 

(2) In überschwemmungsgefähr-
deten Gebieten sind Vorkehrungen
zu treffen und, soweit erforderlich,
bautechnische Maßnahmen vorzu-
nehmen, um den Eintrag von wasser-
gefährdenden Stoffen bei Über-
schwemmungen entsprechend den
allgemein anerkannten Regeln der
Technik zu verringern. Die näheren
Anforderungen werden durch
Rechtsverordnung nach § 47 Abs. 3
festgelegt.“

10. Nach § 16 wird die Überschrift
„Zweiter Abschnitt Hochwasser-
schutz, Deich- und Stauanlagen“ ge-
strichen.

11. Als neuer § 16a wird eingefügt:

„§ 16a

(zu §§ 31d und 32 des 
Wasserhaushaltsgesetzes)

Hochwasserschutzpläne

(1) Soweit erforderlich, erstellt die
Wasserbehörde Hochwasserschutz-
pläne nach Maßgabe des § 31d 
Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes. 

(2) Die Hochwasserschutzpläne
sind im Staatsanzeiger für das Land
Hessen zu veröffentlichen und bei
Bedarf zu aktualisieren. Das Verfah-
ren für die Erstellung der Hochwas-
serschutzpläne muss den Anforde-
rungen an die Durchführung einer
Strategischen Umweltprüfung nach
dem Gesetz über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung entsprechen; die
Vorschriften der §§ 14a und 14b, 14d,
14f bis 14o des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung gel-
ten entsprechend. 

(3) Die Hochwasserschutzpläne
sind bis zum 10. Mai 2009 aufzustel-
len. Die Aufstellung von Hochwas-
serschutzplänen ist nicht erforder-
lich, wenn bestehende Pläne zur Ver-
besserung des Hochwasserschutzes
den Anforderungen nach § 31d 
Abs. 1 des Wasserhaushaltsgesetzes
entsprechen.

(4) In grenzüberschreitenden
Flussgebietseinheiten sind die Hoch-
wasserschutzpläne mit den betroffe-
nen Ländern und Staaten abzustim-
men. Es können auch grenzüber-
schreitend gemeinsame Hochwasser-
schutzpläne erstellt werden.“

12. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende
Fassung:

„§ 21

(zu § 31a des Wasserhaushaltsge-
setzes)

Hochwasserwarnung, 
Wasserwehr“

b) Als neuer Abs. 1 wird eingefügt:

„(1) Soweit erforderlich, rich-
ten die Wasserbehörden an den
oberirdischen Gewässern Hoch-
wasserwarn- und -meldedienste
ein, um die örtlich zuständigen
Behörden und die Öffentlichkeit
in den betroffenen Gebieten
rechtzeitig vor zu erwartendem
Hochwasser zu warnen. Die Ge-
wässerabschnitte, für die die obe-
re Wasserbehörde für den Warn-
und Meldedienst zuständig ist,
werden durch Rechtsverordnung
nach § 55 Abs. 2 Satz 1 festgelegt.
Aus Einrichtung und Betrieb der
Warn- und Meldedienste können
Dritte keine Ansprüche ableiten.
Die oberste Wasserbehörde unter-
richtet in geeigneter Form die zu-
ständigen staatlichen Stellen und
die Bevölkerung über die grund-
sätzlichen Hochwassergefahren
und geeignete Vorsorgemaßnah-
men.“

c) Die bisherigen Abs. 1 und 2 wer-
den Abs. 2 und 3.

d) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4
und in Satz 1 werden nach der
Zahl „229“ das Komma und die
Zahl „336“ gestrichen.

13. Nach § 23 wird in der Überschrift das
Wort „Dritter“ durch das Wort
„Zweiter“ ersetzt.

14. § 31 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden nach dem Wort
„Wasserbehörde“ die Worte
„durch Rechtsverordnung“ einge-
fügt.

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz
eingefügt:

„In der Rechtsverordnung können
auch Regelungen zur Ausübung
und Beschränkung der Schifffahrt
sowie zur Bestimmung der für die
Überwachung zuständigen Be-
hörde getroffen werden.“

c) In dem neuen Satz 4 werden die
Worte „Dies gilt“ durch die Anga-
be „Satz 2 und 3 gelten“ ersetzt. 

14a. § 55 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas-
sung:

„Die Wahrnehmung der Aufga-
ben nach dem Wasserhaushalts-
gesetz, diesem Gesetz, den auf-
grund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen und
dem Umweltschadensgesetz vom
10. Mai 2007 (BGBl. I S. 666), so-
weit ein Umweltschaden oder die
Gefahr eines Umweltschadens
nach § 2 Nr. 1b des Umweltscha-
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densgesetzes vorliegt, obliegt der
unteren Wasserbehörde, wenn
nichts anderes bestimmt ist.“

b) In Abs. 2 Satz 1 wird das Wort
„und“ durch ein Komma ersetzt
und nach dem Wort „Rechtsver-
ordnungen“ folgende Worte an-
gefügt „und nach dem Umwelt-
schadensgesetz“.

15. In § 76 Abs. 2 wird die Angabe 
„§ 15“ durch die Angabe „§ 14“ er-
setzt.

16. § 77 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Worte
„und Plangenehmigung“ ange-
fügt.

b) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

c) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die Anforderungen des 
§ 74 Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 und 2 des
Hessischen Verwaltungsverfah-
rensgesetzes gelten nicht, wenn
eine Plangenehmigung nach den
Voraussetzungen des § 31 Abs. 3
des Wasserhaushaltsgesetzes zu-
lässig ist.“

16a. § 84 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 5 wird der Punkt
durch ein Komma ersetzt und fol-
gende Angabe angefügt:

„9. die Darstellung überschwem-
mungsgefährdeter Gebiete
nach § 15 Abs. 1 und die Er-
stellung von Hochwasser-
schutzplänen nach § 16a.“

b) Dem Abs. 2 wird als neuer Satz
angefügt:

„Zur Erfüllung der in Abs. 1 ge-
nannten Aufgaben dürfen gemar-
kungs- und flurstücksbezogene
Angaben in Druckwerken oder
elektronisch veröffentlicht wer-
den.“

17. § 86 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 wird die Angabe „§ 14
Abs. 2 Satz 1“ durch die Angabe
„entgegen § 14 Abs. 3 Satz 1 und
Abs. 4 Satz 1 Maßnahmen ohne
Genehmigung durchführt“ er-
setzt.

b) In Nr. 2 wird die Angabe „Abs. 3
Satz 1“ durch die Angabe „Abs. 4
Satz 1 Nr. 3“ ersetzt.

c) In Nr. 12 wird nach den Worten
„Rechtsverordnung nach“ die
Angabe „§ 6, § 31 Abs. 1 Satz 2,“
eingefügt.

18. In Anlage 2 zu § 24 Nr. 2 wird nach
Nr. 34 folgende Nr. 34a eingefügt:

„34a Ginsheimer Altrhein Einmün-
dung des Schwarzbaches Mün-
dung in Rhein“

Artikel 23)

Aufhebung der Verordnung über 
die Zuständigkeiten nach dem 

Wasserhaushaltsgesetz

Die Verordnung über die Zuständig-
keiten nach dem Wasserhaushaltsgesetz
vom 22. Februar 1978 (GVBl. I S. 148),
geändert durch Verordnung vom 23. März
1982 (GVBl. I S. 74), wird aufgehoben.

Artikel 34)

Änderung des 
Hessischen Naturschutzgesetzes

Das Hessische Naturschutzgesetz vom
4. Dezember 2006 (GVBl. I S. 619) wird
wie folgt geändert:

1. In § 32 wird nach Abs. 1 als Abs. 1a
eingefügt:

„(1a) Abweichend von § 6a Abs. 1
Satz 4 des Verkündungsgesetzes vom
2. November 1971 (GVBl. I S. 258), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 4. De-
zember 2006 (GVBl. I S. 619), sind die
Abgrenzungskarten der Gebiete nach
Abs. 1 bei den unteren Naturschutz-
behörden bereitzuhalten. Zur Vermei-
dung ungebührlicher Erschwernisse
können sie bei weiteren Behörden be-
reitgehalten werden. § 6a Abs. 1 und 2
des Verkündungsgesetzes bleibt im
Übrigen unberührt.“

2. In § 50 Abs. 2 Nr. 4 wird der Punkt
durch ein Komma ersetzt und folgende
Angabe angefügt:

„5. für die Wahrnehmung der Aufga-
ben nach dem Umweltschadens-
gesetz vom 10. Mai 2007 (BGBl. I
S. 666), soweit ein Umweltschaden
oder die Gefahr eines Umwelt-
schadens nach § 2 Nr. 1a des Um-
weltschadensgesetzes vorliegt.“

Artikel 45)

Das Hessische Gesetz zur Ausführung
der Verwaltungsgerichtsordnung in der
Fassung vom 27. Oktober 1997 (GVBl. I 
S. 381), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 21. Juli 2006 (GVBl. I S. 394), wird
wie folgt geändert:

In § 16a Abs. 4 Satz 1 werden nach dem
Wort „Regierungspräsidium“ die Worte
„oder die Investitionsbank Hessen“ ein-
gefügt.
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Artikel 56)

Gesetz zum Erlass von 
Rechtsverordnungen über Binnenschiff-

fahrtsinformationsdienste7)

§ 1

Die zur Umsetzung der Richtlinie
2005/44/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 7. September 2005
über harmonisierte Binnenschifffahrts-
dienste (RIS) auf den Binnenwasser-
straßen der Gemeinschaft (ABl. EG Nr. L
255 S. 152) für den Bereich der Häfen des
Landes erforderlichen Rechtsverordnun-

gen erlässt die für Binnenschifffahrt zu-
ständige Ministerin oder der hierfür zu-
ständige Minister.

§ 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf
des 31. Dezember 2012 außer Kraft.

Artikel 6

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2008
in Kraft. Abweichend hiervon tritt Art. 5
am Tage nach der Verkündung in Kraft.

6) GVBl. II 64-10
7) Das Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2005/44/EG

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Septem-
ber 2005 über harmonisierte Binnenschifffahrtsinformations-
dienste (RIS) auf den Binnenwasserstraßen der Gemeinschaft
(ABl. EG Nr. L 255 S. 152).

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 19. November 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r

K o c h f ü r  U m w e l t ,  l ä n d l i c h e n  R a u m  
u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

D i e t z e l
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Beschluss 
zur Änderung des Beschlusses über die Zuständigkeit der einzelnen 

Ministerinnen und Minister nach Art. 104 Abs. 2 der 
Verfassung des Landes Hessen vom 2. November 2005 (GVBl. I S. 702)*)

Vom 20. November 2007

*) Ändert GVBl. II 13-56 

Der Beschluss über die Zuständigkeit
der einzelnen Ministerinnen und Minister
nach Art. 104 Abs. 2 der Verfassung des
Landes Hessen vom 2. November 2005
(GVBl. I S. 702), geändert durch Be-
schluss vom 16. Oktober 2006 (GVBl. I 
S. 525), wird wie folgt geändert:

1. Abschnitt 2 (Geschäftsbereich des
Hessischen Ministers des Innern und
für Sport) wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 209 werden nach dem Wort
„Abstimmungen,“ die Worte „Recht
der politischen Parteien,“ angefügt.

b) In Nr. 215 wird nach dem Wort
„Glücksspielwesen“ der Klammer-
zusatz „(ohne Staatslotterien)“ ge-
strichen.

2. Abschnitt 3 (Geschäftsbereich des
Hessischen Ministers der Finanzen)
wird wie folgt geändert:

a) Nr. 318 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Nr. 319 bis 334 wer-
den Nr. 318 bis 333.

3. Abschnitt 6 (Geschäftsbereich des
Hessischen Ministers für Wissenschaft
und Kunst) wird wie folgt geändert:

a) Nr. 603 erhält folgende Fassung:

„603 Hochschulbau, Gemein-
schaftsaufgabe Forschungs-
bauten einschließlich Groß-
geräte, Investitionsangele-
genheiten der wissenschaftli-
chen Einrichtungen, Studen-
tenwohnheimbau,“

b) Nr. 610 erhält folgende Fassung:

„610 Kulturelle Angelegenheiten
des Films und der Medien,
insbesondere kulturelle und
wirtschaftliche Filmförde-
rung,“

c) In Nr. 618 wird nach der abschlie-
ßenden Klammer der Punkt durch
ein Komma ersetzt.

d) Nach Nr. 618 wird die Nr. 619 vor
die Überschrift des Unterabschnitts
„Unmittelbar nachgeordnet“ einge-
fügt und nach dem Wort „GmbH“
das Komma durch einen Punkt er-
setzt.

e) In Nr. 625 werden die Worte „Staat-
liche Museen Kassel,“ gestrichen.

f) Nach Nr. 625 wird als neue Nr. 626
eingefügt:

„626 Museumslandschaft Hessen
Kassel,“

g) Die bisherigen Nr. 626 bis 638 wer-
den die Nr. 627 bis 639.

4. Abschnitt 7 (Geschäftsbereich des
Hessischen Ministers für Wirtschaft,
Verkehr und Landesentwicklung) wird
wie folgt geändert:

a) In Nr. 716 werden nach dem Wort
„Luftverkehr“ die Worte „ein-
schließlich des Schutzes gegen
Fluglärm“ eingefügt.

b) Nach Nr. 742 wird als neue Nr. 743
eingefügt:

„743 Frankfurter Sparkasse,“

c) Die bisherigen Nr. 743 bis 751 wer-
den Nr. 744 bis 752.

d) In Nr. 752 wird nach dem Wort
„Hessen“ der Punkt durch ein
Komma ersetzt.

e) Nach Nr. 752 wird als Nr. 753 ange-
fügt:

„753 LTH-Bank für Infrastruktur.“

5. In Abschnitt 9 (Geschäftsbereich der
Hessischen Sozialministerin) wird in
Nr. 931 das Wort „Lebensbeziehun-
gen“ durch das Wort „Lebensformen“
ersetzt.

Wiesbaden, den 20. November 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

K o c h

Die Hessische Landesregierung hat am 24. September 2007 
gemäß Art. 104 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung des Landes Hessen 

eine Änderung der Zuständigkeit der einzelnen Ministerinnen und Minister beschlossen. 

Der Landtag hat gemäß Art. 104 Abs. 2 Satz 2 der Verfassung des Landes Hessen
am 14. November 2007 von dem Beschluss Kenntnis genommen.

Die Änderung der Zuständigkeitsregelung wird nachstehend veröffentlicht.
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Verordnung 
über die gerichtliche Zuständigkeit zur Entscheidung in

gesellschaftsrechtlichen Angelegenheiten*)

Vom 12. November 2007

*) GVBl. II 210-96

Aufgrund

1. des § 98 Abs. 1 Satz 2 des Aktiengeset-
zes vom 6. September 1965 (BGBl. I 
S. 1089), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 16. Juli 2007 (BGBl. I S. 1330),
auch in Verbindung mit § 98 Abs. 3
des Aktiengesetzes, § 27 des Ein-
führungsgesetzes zum Aktiengesetz
vom 6. September 1965 (BGBl. I 
S. 1185), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 10. November 2006 (BGBl. I 
S. 2553), § 6 Abs. 2 Satz 2 und § 99
Abs. 1 des Investmentgesetzes vom 
15. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2676),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
5. Januar 2007 (BGBl. I S. 10), § 35
Abs. 3 Satz 1 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes in der Fassung vom 
17. Dezember 1992 (BGBl. 1993 I S. 3),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
28. Mai 2007 (BGBl. I S. 923) und § 6
Abs. 2 Satz 1 des Mitbestimmungsge-
setzes vom 4. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1153), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 14. August 2006 (BGBl. I S. 1911),

2. des § 132 Abs. 1 Satz 3 des Aktienge-
setzes, auch in Verbindung mit § 260
Abs. 1 Satz 1 des Aktiengesetzes, 
§ 51b Satz 1 des Gesetzes betreffend
die Gesellschaften mit beschränkter
Haftung in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 4123-1,
veröffentlichten bereinigten Fassung,
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19. April 2007 (BGBl. I S. 542), § 99
Abs. 1 des Investmentgesetzes und 
§ 36 Satz 1 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes,

3. des § 327c Abs. 2 Satz 4 in Verbindung
mit § 293c Abs. 2 des Aktiengesetzes
und § 10 Abs. 4 Satz 1 des Umwand-
lungsgesetzes vom 28. Oktober 1994
(BGBl. I S. 3210, 1995 I S. 428), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 19. April
2007 (BGBl. I S. 542),

4. des § 66 Abs. 3 Satz 1 des Wertpapier-
erwerbs- und Übernahmegesetzes vom
20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3822),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16. Juli 2007 (BGBl. I S. 1330),

wird verordnet:

§ 1

(1) Die gerichtliche Entscheidung über

1. die Zusammensetzung des Aufsichts-
rats nach § 98 Abs. 1 Satz 1 des Akti-
engesetzes, § 27 des Einführungsge-
setzes zum Aktiengesetz, § 6 Abs. 2
Satz 2 und § 99 Abs. 1 des Investment-
gesetzes, § 35 Abs. 3 Satz 1 des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes und § 6
Abs. 2 Satz 1 des Mitbestimmungsge-
setzes,

2. die richtige Ermittlung des maßgebli-
chen Umsatzverhältnisses durch die
Abschlussprüfer nach § 98 Abs. 3 des
Aktiengesetzes,

3. das Auskunftsrecht des Aktionärs nach
§ 132 Abs. 1 Satz 1 des Aktiengeset-
zes, über das Auskunfts- und Ein-
sichtsrechts des Gesellschafters nach 
§ 51b Satz 1 des Gesetzes betreffend
die Gesellschaften mit beschränkter
Haftung und das Auskunftsrecht nach
§ 36 Satz 1 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes,

4. die abschließenden Feststellungen der
Sonderprüfer nach § 260 Abs. 1 Satz 1
des Aktiengesetzes, § 99 Abs. 1 des 
Investmentgesetzes und § 36 Satz 1
des Versicherungsaufsichtsgesetzes,

5. die Auswahl und Bestellung der sach-
verständigen Prüfer für die Angemes-
senheit der Barabfindung nach § 327c
Abs. 2 Satz 3 des Aktiengesetzes,

wird für die Bezirke der Landgerichte in
Hessen dem Landgericht Frankfurt am
Main übertragen.

(2) Die Zuständigkeiten für bürgerli-
che Rechtsstreitigkeiten, die sich aus dem
Wertpapiererwerbs- und Übernahmege-
setz ergeben, werden für die Bezirke der
Landgerichte in Hessen dem Landgericht
Frankfurt am Main zugewiesen.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar
2008 in Kraft. Sie tritt mit dem Ablauf des
31. Dezember 2009 außer Kraft.

Wiesbaden, den 12. November 2007

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r  d e r  J u s t i z

K o c h B a n z e r
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Verordnung 
zur Bestimmung straßenverkehrsrechtlicher Zuständigkeiten*)

Vom 12. November 2007

*)  GVBl. II 61-60

Aufgrund

1. des § 1 Satz 1 des Gesetzes zur Be-
stimmung von Zuständigkeiten vom
3. April 1998 (GVBl. I S. 98), geändert
durch Gesetz vom 16. Oktober 2006
(GVBl. I S. 510),

2. des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes
über Ordnungswidrigkeiten in der
Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl.
I S. 603), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 7. August 2007 (BGBl. I 
S. 1786),

3. des § 68 Abs. 1 Satz 2 der Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung in der
Fassung vom 28. September 1988
(BGBl. I S. 1797), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 24. Mai 2007
(BGBl. I S. 893), in Verbindung mit 
§ 1 Satz 1 des Gesetzes über Ermäch-
tigungen zum Erlass von Rechtsver-
ordnungen vom 3. Juli 1961 (BGBl. I
S. 856),

4. des § 15 des Kraftfahrsachverständi-
gengesetzes vom 22. Dezember 1971
(BGBl. I S. 2086), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 31. Oktober
2006 (BGBl. I S. 2407),

5. des § 2 Abs. 1 und 2 der Verordnung
zur Durchführung des Kraftfahrsach-
verständigengesetzes vom 24. Mai
1972 (BGBl. I S. 854), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 22. Oktober
2003 (BGBl. I S. 2085),

6. des § 89 Abs. 1 und 3 des Hessischen
Gesetzes über die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung in der Fassung
vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S. 14),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
17. Oktober 2005 (GVBl. I S. 674),

7. des § 26 Abs. 1 Satz 1 des Straßenver-
kehrsgesetzes in der Fassung vom 
5. März 2003 (BGBl. I S. 312, 919), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
7. September 2007 (BGBl. I S. 2246),

8. des Art. 3 Abs. 2 Satz 1 und des Art. 7
Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes zu dem
Übereinkommen vom 2. Dezember
1972 über sichere Container vom 
10. Februar 1976 (BGBl. II S. 253), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom
31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407),

9. des § 8 Abs. 3 Satz 1 des Berufskraft-
fahrer-Qualifikations-Gesetzes vom
14. August 2006 (BGBl. I S. 1958),

10. des § 1 des Gesetzes über die Er-
mächtigung zur Bestimmung der Zu-
ständigkeiten für die Durchführung
des Übereinkommens vom 1. Septem-
ber 1970 über internationale Beför-
derungen leicht verderblicher Le-
bensmittel und über die besonderen
Beförderungsmittel, die für diese Be-

förderung zu verwenden sind, vom
18. Mai 1977 (GVBl. I S. 198),

11. des § 47 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der Fahr-
zeug-Zulassungsverordnung vom 
25. April 2006 (BGBl. I S. 988), geän-
dert durch Verordnung vom 18. De-
zember 2006 (BGBl. I S. 3226),

12. § 30 Abs. 2 des Fahrlehrergesetzes
vom 25. August 1969 (BGBl. I S. 1336),
zuletzt geändert durch Verordnung
vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407), 

verordnet die Landesregierung, soweit
die Zuständigkeiten zwischen den Ver-
waltungsstufen nach § 89 Abs. 3 des Hes-
sischen Gesetzes über die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung bestimmt werden,
im Einvernehmen mit dem Minister des
Innern und für Sport,

aufgrund

des Art. 109 Abs. 1 Satz 2 der Verfassung
des Landes Hessen und des Abschnitts II
Nr. 2 der Anordnung des Ministerpräsi-
denten über die Ausübung des Gnaden-
rechts vom 26. November 1974 (GVBl. I 
S. 563), geändert durch Anordnung vom
17. März 1989 (GVBl. I S. 105),

verordnet der Minister des Innern und für
Sport:

Inhaltsübersicht

E r s t e r   T e i l

Allgemeine Zuständigkeiten
nach dem Straßenverkehrsrecht 
und Zuständigkeiten nach dem 
Straßenverkehrsgesetz §§ 1 bis 5

Z w e i t e r   T e i l

Zuständigkeiten nach dem
Fahrlehrergesetz §§ 6 und 7

D r i t t e r   T e i l

Zuständigkeiten nach der
Fahrerlaubnis-Verordnung §§ 8 und 9

V i e r t e r   T e i l

Zuständigkeiten nach der
Straßenverkehrs-Ordnung §§ 10 und 11

F ü n f t e r   T e i l

Zuständigkeiten nach der
Ferienreiseverordnung § 12

S e c h s t e r   T e i l

Zuständigkeiten nach der 
Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung §§ 13 bis 17

S i e b e n t e r   T e i l

Zuständigkeiten nach dem 
Kraftfahrsachverständigenrecht § 18



A c h t e r   T e i l

Zuständigkeiten nach der 
Fahrzeug-Zulassungs-
verordnung §§ 19 und 20

N e u n t e r   T e i l

Zuständigkeiten nach der 
Verordnung zur Sicherstellung 
des Straßenverkehrs § 21

Z e h n t e r   T e i l

Zuständigkeiten nach der 
Fahranfängerfortbildungs-
verordnung § 22

E l f t e r   T e i l

Zuständigkeiten für den Vollzug 
der Verordnung über technische 
Kontrollen von Nutzfahrzeugen 
auf der Straße § 23

Z w ö l f t e r   T e i l

Zuständigkeiten für den 
Vollzug des Gesetzes zu dem 
Übereinkommen vom 
2. Dezember 1972 über 
sichere Container §§ 24 und 25

D r e i z e h n t e r   T e i l

Zuständigkeiten für den 
Vollzug des Berufskraftfahrer-
Qualifikations-Gesetzes § 26

V i e r z e h n t e r   T e i l

Zuständigkeiten für den 
Vollzug der Berufskraftfahrer-
Qualifikations-Verordnung § 27

F ü n f z e h n t e r   T e i l

Zuständigkeiten für den 
Vollzug des Übereinkommens 
vom 1. September 1970 über 
internationale Beförderungen 
leicht verderblicher Lebensmittel 
und über die besonderen 
Beförderungsmittel, die für diese 
Beförderungen zu verwenden sind § 28

S e c h z e h n t e r   T e i l

Schlussvorschriften §§ 29 und 30

E r s t e r  T e i l

Allgemeine Zuständigkeiten nach
dem Straßenverkehrsrecht und 

Zuständigkeiten nach dem 
Straßenverkehrsgesetz

§ 1

Zuständige oberste Landesbehörde
nach dem Straßenverkehrsrecht ist das
für Straßenverkehr zuständige Ministeri-
um als Landesordnungsbehörde.

§ 2

(1) Verwaltungsbehörde nach § 5 Satz 1
des Straßenverkehrsgesetzes ist

1. für das Verlangen, eine Versicherung
an Eides statt über den Verbleib eines
inländischen, ausländischen oder in-
ternationalen Führerscheines abzuge-
ben, in den Landkreisen die Landrätin
oder der Landrat und in den kreisfrei-
en Städten die Oberbürgermeisterin
oder der Oberbürgermeister als Fahr-
erlaubnisbehörde,

2. im Übrigen in der Stadt Hanau und
den kreisfreien Städten die Oberbür-
germeisterin oder der Oberbürger-
meister und in den Landkreisen die
Landrätin oder der Landrat als Zulas-
sungsbehörde.

(2) Die Fahrerlaubnisbehörden sind
auch zuständig für die Entgegennahme
der Verzichtserklärung nach § 29 Abs. 5
Satz 1 des Straßenverkehrsgesetzes.

§ 3

(1) Zuständige Verwaltungsbehörde
für die Verfolgung und Ahndung von
Ordnungswidrigkeiten nach den §§ 24,
24a und 24c des Straßenverkehrsgesetzes
ist

1. in der Stadt Frankfurt am Main die
Oberbürgermeisterin oder der Ober-
bürgermeister als örtliche Ordnungs-
behörde und

2. im Übrigen das Regierungspräsidium
Kassel als Bezirksordnungsbehörde.

(2) Unbeschadet der Zuständigkeit
nach Abs. 1 Nr. 2 sind auch die Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister (Ober-
bürgermeisterinnen und Oberbürgermeis-
ter) als örtliche Ordnungsbehörden für
die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten nach den §§ 24, 24a und 24c 
des Straßenverkehrsgesetzes einschließ-
lich der Erteilung von Verwarnungen, der
Erhebung von Verwarnungsgeldern, der
Einstellung von Verfahren und der
Kostenentscheidungen nach § 25a Abs. 2
des Straßenverkehrsgesetzes zuständig.
Dies gilt nicht für Verfahrenseinstellun-
gen einschließlich der Kostenentschei-
dungen nach § 25a Abs. 2 des Straßenver-
kehrsgesetzes, wenn die betroffene Per-
son sich nicht zur Sache geäußert hat.

(3) Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 gelten nicht
für Ordnungswidrigkeiten, die auf Bun-
desautobahnen begangen worden sind,
für Verwarnungsverfahren, die von Poli-
zeivollzugsbeamtinnen, Polizeivollzugs-
beamten oder einer staatlichen Stelle ein-
geleitet werden, und für Bußgeldverfah-
ren, denen ein solches Verwarnungsver-
fahren vorausgegangen ist.

§ 4

Zuständige Behörde nach § 29 Abs. 3
Nr. 2 des Straßenverkehrsgesetzes für die
Anordnung über die Tilgung der Eintra-
gungen im Verkehrszentralregister ist das
Regierungspräsidium Kassel als Bezirks-
ordnungsbehörde.
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§ 5

Dem Regierungspräsidium Kassel als
Bezirksordnungsbehörde und der Ober-
bürgermeisterin oder dem Oberbürger-
meister der Stadt Frankfurt am Main als
örtlicher Ordnungsbehörde wird die Be-
fugnis übertragen, im Gnadenwege Fahr-
verbote wegen Verkehrsordnungswidrig-
keiten nach den §§ 24 und 24a des
Straßenverkehrsgesetzes vorläufig auszu-
setzen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Führer-
schein beschlagnahmt worden ist.

Z w e i t e r  T e i l

Zuständigkeiten nach dem
Fahrlehrergesetz

§ 6

Zuständige Verwaltungsbehörde für
die Ausführung des Fahrlehrergesetzes
und der darauf beruhenden Rechtsverord-
nungen sowie für die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
nach § 36 des Fahrlehrergesetzes ist das
Regierungspräsidium als Bezirksord-
nungsbehörde.

§ 7

(1) An der Hessischen Polizeischule
wird eine Fahrlehrerausbildungsstätte für
Fahrlehreranwärterinnen und Fahrlehrer-
anwärter der hessischen Polizei einge-
richtet.

(2) Zuständige Stelle für die Aufgabe
des Prüfungsausschusses ist die Hessische
Polizeischule.

(3) Zuständige Stelle für die Aufgaben
der Erlaubnisbehörde ist das Präsidium
für Technik, Logistik und Verwaltung.

D r i t t e r  T e i l

Zuständigkeiten nach der 
Fahrerlaubnis-Verordnung

§ 8

Nach der Fahrerlaubnis-Verordnung
vom 18. August 1998 (BGBl. I S. 2214),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19. Juli 2007 (BGBl. I S. 1460), ist

1. höhere Verwaltungsbehörde das Re-
gierungspräsidium als Bezirksord-
nungsbehörde und

2. untere Verwaltungsbehörde (Fahrer-
laubnisbehörde) in den Landkreisen
die Landrätin oder der Landrat, in den
kreisfreien Städten die Oberbürger-
meisterin oder der Oberbürgermeister
als Kreisordnungsbehörde.

§ 9

(1) Zuständige Stelle für die Durch-
führung der Prüfung und die Ausferti-
gung der Prüfbescheinigung für Mofas
nach § 5 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 4 Satz 1
der Fahrerlaubnis-Verordnung ist die
Staatliche Technische Überwachung Hes-
sen.

(2) Zuständige Stelle nach der Fahrer-
laubnis-Verordnung für

1. a) die Anerkennung von öffentlichen
Schulen oder privaten Ersatzschu-
len als Träger der Mofa-Ausbildung
nach § 5 Abs. 3 Satz 1,

b) die Festlegung der Prüforte nach 
§ 17 Abs. 4 Satz 4,

c) die Anerkennung von Sehteststel-
len nach § 67 Abs. 1 sowie die Auf-
sicht über die Inhaberin oder den
Inhaber der Anerkennung nach 
§ 67 Abs. 3 Satz 4,

d) die nachträgliche Anordnung von
Auflagen sowie den Widerruf der
Anerkennung bei den als aner-
kannt geltenden Sehteststellen
nach § 67 Abs. 4 Satz 2 oder 3, je-
weils auch in Verbindung mit § 67
Abs. 5 Satz 2, sowie die Aufsicht
über die als anerkannt geltenden
Sehteststellen nach § 67 Abs. 4
Satz 4, jeweils auch in Verbindung
mit § 67 Abs. 5 Satz 2,

e) die Rücknahme und den Widerruf
der Anerkennung der verkehrs-
psychologischen Beraterin oder des
verkehrspsychologischen Beraters
sowie die Aufsicht über diese Per-
sonen nach § 71 Abs. 5 Satz 1 und
2 und

f) die Genehmigung von Ausnahmen
nach § 74 Abs. 1 Nr. 1 in den Fäl-
len der Buchst. a bis e

ist das Regierungspräsidium als Be-
zirksordnungsbehörde,

2. a) die Anerkennung von Begutach-
tungsstellen für Fahreignung nach
§ 66 Abs. 1,

b) die Anerkennung von Stellen, die
Unterweisungen in lebensrettenden
Sofortmaßnahmen oder Ausbildun-
gen in Erster Hilfe für den Erwerb
der Fahrerlaubnis nach § 68 Abs. 1
durchführen, die nachträgliche An-
ordnung von Auflagen nach § 68
Abs. 2 Satz 3, die Rücknahme nach
§ 68 Abs. 2 Satz 4, den Widerruf
nach § 68 Abs. 2 Satz 5 und die
Ausübung der Aufsicht nach § 68
Abs. 2 Satz 6 über diese Stellen,

c) die Anordnung von Auflagen und
den Widerruf der Anerkennung
der Hilfsorganisationen nach § 76
Nr. 16 und

d) die Genehmigung von Ausnahmen
nach § 74 Abs. 1 Nr. 1 in den Fäl-
len der Buchst. a bis c

ist das Regierungspräsidium Darm-
stadt als Bezirksordnungsbehörde,

3. a) die Anerkennung von Personen zur
Leitung besonderer Aufbausemina-
re nach § 36 Abs. 6 Satz 1,

b) die Anerkennung von Kursen zur
Wiederherstellung der Kraftfahr-
eignung nach § 70 Abs. 1 und

c) die Genehmigung von Ausnahmen
nach § 74 Abs. 1 Nr. 1 in den Fäl-
len der Buchst. a und b
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ist das Regierungspräsidium Gießen
als Bezirksordnungsbehörde.

(3) Im Übrigen ist für die Ausführung
der Fahrerlaubnis-Verordnung die Fahr-
erlaubnisbehörde nach § 8 Nr. 2 zustän-
dig. Davon abweichend ist Fahrerlaubnis-
behörde nach der Fahrerlaubnis-Verord-
nung

1. für Dienstfahrerlaubnisse der Polizei
das Präsidium für Technik, Logistik
und Verwaltung und

2. für die Genehmigung von Ausnahmen
nach § 74 Abs. 1 Nr. 1 von der Pflicht,
den Führerschein beim Führen von
Kraftfahrzeugen mitzuführen und zu-
ständigen Personen auf Verlangen
auszuhändigen (§ 4 Abs. 2 Satz 2),
auch die Polizeibehörde.

V i e r t e r  T e i l

Zuständigkeiten nach der
Straßenverkehrs-Ordnung

§ 10

Höhere Verwaltungsbehörde nach den
Vorschriften der Straßenverkehrs-Ord-
nung vom 16. November 1970 (BGBl. I 
S. 1565, 1971 I S. 38), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 18. Dezember
2006 (BGBl. I S. 3226), ist für Autobahnen
das Hessische Landesamt für Straßen-
und Verkehrswesen, im Übrigen das Re-
gierungspräsidium als Bezirksordnungs-
behörde.

§ 11

(1) Nach § 44 Abs. 1 Satz 1 der
Straßenverkehrs-Ordnung ist zuständige
Verwaltungsbehörde

1. für die Autobahnen das Hessische
Landesamt für Straßen- und Verkehrs-
wesen,

2. für sonstige Straßen

a) in kreisfreien Städten die Oberbür-
germeisterin oder der Oberbürger-
meister als Kreisordnungsbehörde,

b) in kreisangehörigen Gemeinden
mit mehr als 50 000 Einwohnern die
Oberbürgermeisterin oder der
Oberbürgermeister als örtliche Ord-
nungsbehörde,

c) in kreisangehörigen Gemeinden mit
bis zu 50 000 Einwohnern die Bür-
germeisterin oder der Bürgermeis-
ter als örtliche Ordnungsbehörde;
dies gilt nicht

aa) für Anordnungen zur An-
bringung von Verkehrszeichen
und Einrichtungen, Anordnun-
gen von Verkehrsbeschränkun-
gen und Verboten

für den Bereich der Bundes-
straßen,

in kreisangehörigen Gemein-
den mit bis zu 7 500 Einwoh-
nern für den Bereich der Lan-
desstraßen und

wenn sich die Anordnung von
Verkehrsbeschränkungen und
Verkehrsverboten nach § 45
über das Gemeindegebiet hi-
naus auswirkt,

bb) für die Anordnung nach § 45
der Einrichtung von Licht-
zeichenanlagen nach § 37 
und von Fußgängerüberwegen
nach § 26 im Zuge von Bundes-
und Landesstraßen – ausge-
nommen im Zuge der Orts-
durchfahrten in Gemeinden mit
mehr als 30 000 Einwohnern –
und

cc) für die Erteilung einer Erlaubnis
nach § 29 Abs. 2 oder 3 und § 30
Abs. 2 sowie die Zulassung ei-
ner Ausnahme nach § 46 Abs. 1
Nr. 5 oder 7, wenn sich die Maß-
nahme über das Gemeindege-
biet hinaus auswirkt,

d) im Übrigen der Landrat als Kreis-
ordnungsbehörde.

(2) Werden im Zusammenhang mit der
Erteilung einer Erlaubnis nach § 29 Abs. 2
der Straßenverkehrs-Ordnung Anordnun-
gen zur Anbringung von Verkehrszeichen
und -einrichtungen sowie von Verkehrs-
beschränkungen und -verboten erforder-
lich, so ist hierfür die für die Erteilung 
der Erlaubnis zuständige Stelle zuständig.

(3) Hat die Anordnung einer Verkehrs-
beschränkung oder eines Verkehrsverbo-
tes nach § 45 der Straßenverkehrs-
Ordnung in den Fällen des Abs. 1 Nr. 2
Buchst. a, b oder d Auswirkungen auf ei-
nen angrenzenden Verwaltungsbezirk, ist
hierfür die höhere Verwaltungsbehörde
zuständig.

(4) Ergeben sich im Falle des Abs. 3
Auswirkungen über den Zuständigkeits-
bereich einer höheren Verwaltungsbehör-
de hinaus, so ist die höhere Verwaltungs-
behörde zuständig, in deren Zuständig-
keitsbereich der längere Abschnitt der 
zu beschränkenden oder zu sperrenden
Straße liegt.

(5) Geht eine Veranstaltung nach § 29
Abs. 2 der Straßenverkehrs-Ordnung oder
nach § 30 Abs. 2 der Straßenverkehrs-
Ordnung über den Verwaltungsbezirk ei-
ner höheren Verwaltungsbehörde hinaus,
ist die höhere Verwaltungsbehörde zu-
ständig, in deren Verwaltungsbezirk die
Veranstaltung beginnt.

(6) Zuständige Stelle für die Genehmi-
gung von Ausnahmen nach § 46 Abs. 2
Satz 1 der Straßenverkehrs-Ordnung ist

1. für Ausnahmen vom Verbot von Ren-
nen mit Kraftfahrzeugen nach § 29
Abs. 1 die für die Erteilung der Erlaub-
nis nach § 29 Abs. 2 zuständige Stelle,

2. für Autobahnen das Hessische Landes-
amt für Straßen- und Verkehrswesen
und

3. im Übrigen das Regierungspräsidium
als Bezirksordnungsbehörde.
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F ü n f t e r  T e i l

Zuständigkeiten nach der
Ferienreiseverordnung

§ 12

Zuständig für die Genehmigung von
Ausnahmen nach § 4 Abs. 1 und 3 Satz 1
der Ferienreiseverordnung vom 13. Mai
1985 (BGBl. I S. 774), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 19. Juni 2007
(BGBl. I S. 1184), ist in den Landkreisen
die Landrätin oder der Landrat und in den
kreisfreien Städten die Oberbürgermeis-
terin oder der Oberbürgermeister als
Kreisordnungsbehörde.

S e c h s t e r  T e i l

Zuständigkeiten nach der Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung

§ 13

Höhere Verwaltungsbehörde nach den
Vorschriften der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung ist das Regierungspräsi-
dium als Bezirksordnungsbehörde.

§ 14

Untere Verwaltungsbehörde (Zulas-
sungsbehörde) nach den Vorschriften der
Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung ist
1. in der Stadt Hanau die Oberbürger-

meisterin oder der Oberbürgermeister
als örtliche Ordnungsbehörde,

2. in den Landkreisen die Landrätin oder
der Landrat und in den kreisfreien
Städten die Oberbürgermeisterin oder
der Oberbürgermeister als Kreisord-
nungsbehörde,

3. für Fahrzeuge der hessischen Polizei
und für landeseigene Fahrzeuge der
Feuerwehren und der anderen Einhei-
ten und Einrichtungen des Katastro-
phenschutzes das Präsidium für Tech-
nik, Logistik und Verwaltung und

4. für die Berichtigung von Zulassungs-
bescheinigungen Teil I und Teil II auf-
grund von Begutachtungen nach § 19
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung auch die Staatliche Technische
Überwachung Hessen.

§ 15

Nach der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung ist 

1. zuständige Stelle für die Anerkennung
von

a) Überwachungsorganisationen zur
Durchführung von Hauptuntersu-
chungen und Sicherheitsüberprü-
fungen nach Nr. 1 der Anlage VIIIb
(Anlage VIII Nr. 3.1 und 3.2 – Aner-
kennung von Überwachungsorga-
nisationen) sowie von Einbau- und
Anbauabnahmen nach § 19 Abs. 3
Nr. 3 oder 4,

b) von Fahrtschreiber- und Kontroll-
geräteherstellern sowie von Fahr-

zeugherstellern und Fahrzeugim-
porteuren zur Durchführung von
Einbauprüfungen nach Nr. 1.1 der
Anlage XVIIIc (zu § 57b Abs. 3 und 4
– Anerkennung von Fahrtschreiber-
oder Kontrollgeräteherstellern und
von Fahrzeugherstellern oder Fahr-
zeugimporteuren zur Durchführung
von Prüfungen) und

c) von Schulungsstätten für Gasein-
bauprüfungen nach Nr. 7.1, 7. Spie-
gelstrich der Anlage XVIIa (zu 
§ 41a Abs. 7 und Anlage VIII 
Nr. 3.1.1.2 – Anerkennung von Kraft-
fahrzeugwerkstätten zur Durch-
führung von Gassystemeinbauprü-
fungen oder von wiederkehrenden
und sonstigen Gasanlagenprüfun-
gen sowie Schulungen der verant-
wortlichen Personen und Fachkräf-
te),

2. zuständige Stelle für die Aufsicht über

a) die Inhaberin oder den Inhaber der
Anerkennung nach Nr. 9.1 Satz 1
der Anlage VIIIb (Anlage VIII 
Nr. 3.1 und 3.2 – Anerkennung von
Überwachungsorganisationen),

b) die Anerkennungsstellen und das
Anerkennungsverfahren nach Nr. 8.1
Satz 1 sowie die Schulungen nach
Nr. 8.2 Satz 1 der Anlage VIIIc (An-
lage VIII Nr. 3.1.1.1 und 3.2 – Aner-
kennung von Kraftfahrzeugwerk-
stätten zur Durchführung von Si-
cherheitsprüfungen und/oder Un-
tersuchungen der Abgase sowie
Schulung der verantwortlichen Per-
sonen und Fachkräfte) und

c) die Kraftfahrzeugwerkstätten zur
Durchführung von Prüfungen der
Fahrtschreiber und Kontrollgeräte
nach Nr. 1.1 Satz 1 der Anlage XVIIId
(zu § 57b Abs. 3 und 4 – Anerken-
nung von Kraftfahrzeugwerkstätten
zur Durchführung von Prüfungen so-
wie Schulung der mit der Prüfung be-
auftragten Fachkräfte), soweit es sich
nicht um Mitgliedsbetriebe des Lan-
desinnungsverbandes für das Kraft-
fahrzeughandwerk handelt,

3. zuständige Stelle für die Anerkennung
und die Aufsicht nach § 57d Abs. 4
und 9,

4. zuständige Meldestelle nach 

a) Nr. 7.2 Satz 1 der Anlage VIIIc (An-
lage VIII Nr. 3.1.1.1 und 3.2 – Aner-
kennung von Kraftfahrzeugwerk-
stätten zur Durchführung von Si-
cherheitsprüfungen und/oder Un-
tersuchungen der Abgase sowie
Schulung der verantwortlichen
Personen und Fachkräfte) und

b) Nr. 7.2 Satz 1 der Anlage XVIIa (zu 
§ 41a Abs. 7 und Anlage VIII 
Nr. 3.1.1.2 – Anerkennung von Kraft-
fahrzeugwerkstätten zur Durch-
führung von Gassystemeinbauprü-
fungen oder von wiederkehrenden
und sonstigen Gasanlagenprüfungen
sowie Schulungen der verantwortli-
chen Personen und Fachkräfte),
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5. zuständige Stelle für die Genehmi-
gung einer abweichenden Regelung
im Zusammenhang mit dem Bezug von
Plaketten zur Durchführung von Ab-
gasuntersuchungen nach Anlage IXa
(§ 47a Abs. 5) Nr. 6 Satz 1,

6. zuständige Stelle für die Aufsicht über
die Schulungen nach Nr. 8.2 Satz 1 der
Anlage XVIIId (zu § 57b Abs. 3 und 4 –
Anerkennung von Kraftfahrzeugwerk-
stätten zur Durchführung von Prüfun-
gen sowie Schulung der mit der Prü-
fung beauftragten Fachkräfte) für die
nicht vom Bundesinnungsverband für
das Kraftfahrzeughandwerk ermäch-
tigten Stellen und

7. Meldestelle nach Nr. 8.2 der Anlage
XVIIId (zu § 57b Abs. 3 und 4 – Aner-
kennung von Kraftfahrzeugwerkstät-
ten zur Durchführung von Prüfungen
sowie Schulung der mit der Prüfung
beauftragten Fachkräfte)

das Regierungspräsidium Darmstadt als
Bezirksordnungsbehörde.

§ 16

(1) Nach der Straßenverkehrs-Zulas-
sungs-Ordnung ist zuständige Stelle nach
§ 70 Abs. 1 Nr. 2 für die Entscheidungen
über Ausnahmen für Personenkraftwagen
in bestimmten Einzelfällen von den fol-
genden Vorschriften

1. des § 22a Abs. 1 über die Bauartge-
nehmigung von Fahrzeugteilen in
Verbindung mit den in § 22 Abs. 1 je-
weils genannten Vorschriften,

2. der §§ 30 oder 30c über die Beschaf-
fenheit der Fahrzeuge und vorstehen-
der Außenkanten,

3. des § 35a über Sitze, Sicherheitsgur-
te, Rückhalteeinrichtungen für Kinder
und Rückhaltesysteme,

4. der §§ 36 und 36a über Räder, Berei-
fung und Reifenabdeckung,

5. des § 38a über die Sicherung gegen
unbefugtes Benutzen,

6. des § 41 über die Bremsanlage und
Bremskeile,

7. des § 43 Abs. 2 über die Abschlepp-
einrichtung,

8. des § 47 über die Abgas- und Parti-
kelemission,

9. des § 47c über die Auspuffmündung,

10. des § 49 über die Geräuschemission,

11. des § 50 Abs. 5 Satz 2 über die Fern-
lichtkontrolle und des § 50 Abs. 8
über die Leuchtweitenregulierung,

12. des § 53a Abs. 4 über die Warnblink-
anlage,

13. des § 53d Abs. 5 über die Nebel-
schlusslichtkontrollleuchte,

14. des § 54 Abs. 1 und 3 über die Fahrt-
richtungsanzeiger,

15. des § 57 Abs. 2 und 3 über das Ge-
schwindigkeitsmessgerät und

16. des § 59 Abs. 1 und 2 über das Fa-
brikschild und die Fahrzeug-Identifi-
zierungsnummer

in den Landkreisen die Landrätin oder
der Landrat und in den kreisfreien Städ-
ten die Oberbürgermeisterin oder der
Oberbürgermeister als Kreisordnungs-
behörde, in den übrigen Fällen das Regie-
rungspräsidium als Bezirksordnungsbe-
hörde.

(2) Werden für ein Fahrzeug neben
den in Abs. 1 genannten Ausnahmen wei-
tere Ausnahmen nach § 70 Abs. 1 Nr. 2
der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung
erforderlich, ist hierfür das Regierungs-
präsidium als Bezirksordnungsbehörde
zuständig.

(3) Für die Genehmigung von Ausnah-
men von § 70 Abs. 1 Nr. 2 der Straßenver-
kehrs-Zulassungs-Ordnung ist für Fahr-
zeuge der hessischen Polizei das Präsidi-
um für Technik, Logistik und Verwaltung
zuständig.

§ 17

Die Zuständigkeit der obersten Straßen-
baubehörde nach § 70 Abs. 2 der Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung wird der
oberen Straßenbaubehörde übertragen.

S i e b e n t e r  T e i l

Zuständigkeiten nach dem 
Kraftfahrsachverständigenrecht

§ 18

(1) Zuständige Behörde nach dem
Kraftfahrsachverständigengesetz für die

1. Anerkennung der Sachverständigen
und Prüfer nach den §§ 1 bis 9 (Aner-
kennungsbehörde),

2. Aufsicht über technische Prüfstellen
nach § 13 Abs. 1 Satz 1 und

3. Genehmigung von Ausnahmen nach
§ 17 Abs. 1

ist das Regierungspräsidium Darmstadt
als Bezirksordnungsbehörde.

(2) Zuständige Stelle nach der Verord-
nung zur Durchführung des Kraftfahr-
sachverständigengesetzes für die

1. Bildung des Prüfungsausschusses nach
§ 2 Abs. 1 und

2. Bestellung der Mitglieder des Prü-
fungsausschusses sowie zur Bestim-
mung des vorsitzenden Mitglieds nach
§ 2 Abs. 2

ist das Regierungspräsidium Darmstadt
als Bezirksordnungsbehörde.

A c h t e r  T e i l

Zuständigkeiten nach der 
Fahrzeug-Zulassungsverordnung

§ 19

Zuständige Stelle zur Anordnung von
Übermittlungssperren gegenüber Dritten
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nach § 43 Abs. 1 der Fahrzeug-Zulas-
sungsverordnung ist das Regierungspräsi-
dium Darmstadt als Bezirksordnungs-
behörde.

§ 20

Untere Verwaltungsbehörde (Zulas-
sungsbehörde) nach den Vorschriften der
Fahrzeug-Zulassungsverordnung ist 

1. in der Stadt Hanau die Oberbürger-
meisterin oder der Oberbürgermeister
als örtliche Ordnungsbehörde,

2. in den Landkreisen die Landrätin oder
der Landrat und in den kreisfreien
Städten die Oberbürgermeisterin oder
der Oberbürgermeister als Kreisord-
nungsbehörde,

3. für Fahrzeuge der hessischen Polizei
und für landeseigene Fahrzeuge der
Feuerwehren und der anderen Einhei-
ten und Einrichtungen des Katastro-
phenschutzes das Präsidium für Tech-
nik, Logistik und Verwaltung und

4. für die Ausstellung von Zulassungsbe-
scheinigungen Teil II nach § 12 Abs. 2
Satz 1 der Fahrzeug-Zulassungsver-
ordnung außerhalb eines Zulassungs-
verfahrens auch die Staatliche Techni-
sche Überwachung Hessen.

N e u n t e r  T e i l

Zuständigkeiten nach der Verordnung
zur Sicherstellung des Straßenverkehrs

§ 21

(1) Höhere Verwaltungsbehörde nach
§ 4 Abs. 3 Satz 1 und höhere Verkehrs-
behörde nach § 6 Abs. 1 Satz 1, § 8 Abs. 1
und 2 und § 9 Abs. 2 der Verordnung zur
Sicherstellung des Straßenverkehrs vom
23. September 1980 (BGBl. I S. 1795), zu-
letzt geändert durch Verordnung vom 
31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407), ist das
Regierungspräsidium als Bezirksord-
nungsbehörde.

(2) Untere Straßenverkehrsbehörde
nach § 2 Abs. 1 Satz 1, § 4 Abs. 3 Satz 2
und § 5 Abs. 4 sowie untere Verkehrs-
behörde nach § 6 Abs. 1 Satz 1 und nach
§ 9 Abs. 2 der Verordnung zur Sicherstel-
lung des Straßenverkehrs ist in den Land-
kreisen die Landrätin oder der Landrat
und in den kreisfreien Städten die Ober-
bürgermeisterin oder der Oberbürger-
meister als Kreisordnungsbehörde.

Z e h n t e r  T e i l

Zuständigkeiten nach der
Fahranfängerfortbildungsverordnung

§ 22

(1) Zuständige oberste Landesbehörde
nach § 1 der Fahranfängerfortbildungs-
verordnung vom 16. Mai 2003 (BGBl. I 
S. 709), geändert durch Verordnung vom
25. April 2006 (BGBl. I S. 988), ist das für
Straßenverkehr zuständige Ministerium.

(2) Zuständig nach § 4 Abs. 4 der
Fahranfängerfortbildungsverordnung für
die Anerkennung der Trägerinnen und Trä-
ger, die besondere Einweisungslehrgänge
in die praktischen Sicherheitsübungen
durchführen, ist das Regierungspräsidium
Gießen als Bezirksordnungsbehörde.

(3) Zuständig nach § 4 Abs. 7 der
Fahranfängerfortbildungsverordnung für
die Ausübung der Aufsicht über die Mo-
deratorinnen und Moderatoren und die
Trägerinnen und Träger der Einweisungs-
lehrgänge ist das Regierungspräsidium
Gießen als Bezirksordnungsbehörde.

(4) Zuständig nach § 4 Abs. 7 der
Fahranfängerfortbildungsverordnung für
die Ausübung der Aufsicht über die Se-
minarleiterinnen und Seminarleiter ist 
das Regierungspräsidium als Bezirksord-
nungsbehörde.

(5) Im Übrigen ist für die Durch-
führung der Fahranfängerfortbildungs-
verordnung die Fahrerlaubnisbehörde zu-
ständig.

E l f t e r   T e i l

Zuständigkeiten für den Vollzug der 
Verordnung über technische Kontrollen

von Nutzfahrzeugen auf der Straße

§ 23

Zuständige Landesbehörde für Kon-
trollen der Nutzfahrzeuge im öffentlichen
Straßenverkehr nach § 3 Abs. 1 der Ver-
ordnung über technische Kontrollen von
Nutzfahrzeugen auf der Straße vom 
21. Mai 2003 (BGBl. I S. 774), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 31. Ok-
tober 2006 (BGBl. I S. 2407), ist

1. die Polizeibehörde und

2. die Landrätin oder der Landrat in den
Landkreisen und die Oberbürgermeis-
terin oder der Oberbürgermeister in
kreisfreien Städten als Kreisordnungs-
behörde, soweit diese als zuständige
Verwaltungsbehörde nach § 1 Abs. 1
Nr. 1 Buchst. a der Verordnung zur Be-
stimmung von Zuständigkeiten für die
Ausführung der Rechtsvorschriften
zum Transport gefährlicher Güter auf
Straße, Schiene und Wasser vom 4. Fe-
bruar 1997 (GVBl. I S. 29), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 28. Ja-
nuar 1999 (GVBl. I S. 112), tätig wird.

Z w ö l f t e r  T e i l

Zuständigkeiten für den Vollzug des
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 

2. Dezember 1972 über sichere Container

§ 24

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten ist für Ordnungswidrigkei-
ten nach Artikel 7 des Gesetzes zu dem
Übereinkommen vom 2. Dezember 1972
über sichere Container das Regierungs-
präsidium als Bezirksordnungsbehörde.
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§ 25

Zuständig für die Erteilung und Ent-
ziehung der Zulassung nach Artikel IV
Abs. 1 des Übereinkommens sowie für die
Kontrolle der Container einschließlich der
hieraus folgenden Maßnahmen nach Arti-
kel IV Satz 5 und Artikel VI des Überein-
kommens ist das Regierungspräsidium als
Bezirksordnungsbehörde.

D r e i z e h n t e r  T e i l

Zuständigkeiten für den Vollzug des
Berufskraftfahrer-Qualifikations-

Gesetzes

§ 26

Zuständige Stelle für die Anerkennung
von Ausbildungsstätten nach § 7 Abs. 2,
den Widerruf der Anerkennung nach § 7
Abs. 3 und die Überwachung der Tätig-
keit dieser Ausbildungsstätten nach § 7
Abs. 4 Satz 2 des Berufskraftfahrer-Quali-
fikations-Gesetzes ist das Regierungsprä-
sidium Gießen als Bezirksordnungsbehör-
de. 

V i e r z e h n t e r  T e i l

Zuständigkeiten für den Vollzug der
Berufskraftfahrer-Qualifikations-

Verordnung

§ 27

Zuständige Behörde zur Erteilung der
Bescheinigung nach Anlage 3 (zu § 5 Abs. 4)
der Berufskraftfahrer-Qualifikations-Ver-
ordnung vom 22. August 2006 (BGBl. I 
S. 2108) ist das Regierungspräsidium als
Bezirksordnungsbehörde.

F ü n f z e h n t e r  T e i l

Zuständigkeiten für den Vollzug des
Übereinkommens vom 1. September

1970 über internationale Beförderungen
leicht verderblicher Lebensmittel und

über die besonderen Beförderungsmittel,
die für diese Beförderungen zu

verwenden sind

§ 28

Zuständig für den Vollzug des Über-
einkommens vom 1. September 1970 über
internationale Beförderungen leicht ver-
derblicher Lebensmittel und über die be-
sonderen Beförderungsmittel, die für die-
se Beförderungen zu verwenden sind
(BGBl. 1974 II S. 566), zuletzt geändert
am 19. April 1986 (BGBl. 1988 II S. 648),
ist

1. a) für die Bestimmung oder Anerken-
nung von Prüfstellen nach Anlage 1
Anhang 1 Ziff. 1 Satz 1 und

b) für die Bestimmung der Anwen-
dung von Prüfverfahren und für die

Beauftragung von Sachverständi-
gen nach Anlage 1 Anhang 2 
Ziff. 29 oder 49

für Straßenverkehr zuständige Minis-
terium,

2. für die Erteilung einer Genehmigung
nach Art. 4 Abs. 2 Buchst. a in den
Landkreisen die Landrätin oder der
Landrat und in den kreisfreien Städten
die Oberbürgermeisterin oder der
Oberbürgermeister.

S e c h z e h n t e r  T e i l

Schlussvorschriften

§ 29

Es werden aufgehoben:

1. die Verordnung zur Bestimmung von
straßenverkehrsrechtlichen Zuständig-
keiten vom 23. Januar 2001 (GVBl. I 
S. 90)1), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 18. Juli 2005 (GVBl. I 
S. 546),

2. die Verordnung über die Zuständigkeit
zur Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 24 und 
§ 24a des Straßenverkehrsgesetzes
vom 7. April 1992 (GVBl. I S. 134)2),

3. die Anordnung zur Bestimmung von
Zuständigkeiten für den Vollzug der
Verordnung über technische Kontrol-
len von Nutzfahrzeugen auf der Straße
vom 10. Mai 2004 (GVBl. I S. 203)3),

4. die Anordnung über Zuständigkeiten
nach dem Gesetz zu dem Übereinkom-
men vom 2. Dezember 1972 über si-
chere Container vom 17. Juli 1978
(GVBl. I S. 524)4),

5. die Verordnung zur Bestimmung der
Zuständigkeit für die Verfolgung und
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten
nach Art. 7 des Gesetzes zu dem Über-
einkommen vom 2. Dezember 1972
über sichere Container vom 28. April
1992 (GVBl. I S. 161)5),

6. die Anordnung über die Zuständigkeit
für die Fahrlehrerausbildungsstätte,
den Prüfungsausschuss und die Er-
laubnisbehörde im Bereich der Polizei
des Landes Hessen nach dem Fahrleh-
rergesetz vom 12. Mai 2004 (GVBl. I 
S. 212)6),

7. die Anordnung zur Bestimmung der
für die vorläufige Aussetzung von
Fahrverboten zuständigen Behörden
vom 2. Mai 2006 (GVBl. I S. 315)7) und

8. die Verordnung zur Bestimmung von
Zuständigkeiten für die Durchführung
des Übereinkommens vom 1. Septem-
ber 1970 über internationale Beförde-
rungen leicht verderblicher Lebensmit-
tel und über die besonderen Beförde-
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1) Hebt auf GVBl. II 61-51
2) Hebt auf GVBl. II 61-42
3) Hebt auf GVBl. II 61-53
4) Hebt auf GVBl. II 61-26
5) Hebt auf GVBl. II 61-43
6) Hebt auf GVBl. II 310-100
7) Hebt auf GVBl. II 61-55



rungsmittel, die für diese Beförderun-
gen zu verwenden sind vom 16. Januar
1990 (GVBl. I S. 18)8), geändert durch
Verordnung vom 24. April 2006 (GVBl. I
S. 138).

§ 30
Diese Verordnung tritt am Tage nach

der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft.
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Wiesbaden, den 12. November 2007

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  M i n i s t e r

K o c h f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r  
u n d  L a n d e s e n t w i c k l u n g

D r.  R h i e l

D e r  M i n i s t e r  d e s  I n n e r n
u n d  f ü r  S p o r t

B o u f f i e r

8) Hebt auf GVBl. II 355-41
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Verordnung
über Zuständigkeiten in beamtenrechtlichen Personalangelegenheiten 

im Geschäftsbereich des Sozialministeriums*)

Vom 15. November 2007

*) GVBl. II 320-183

Aufgrund

1. des § 71 Abs. 2 in Verbindung mit 
§ 66 Abs. 1 des Bundesbesoldungsge-
setzes in der Fassung vom 6. August
2002 (BGBl. I S. 3022) in der am 
31. August 2006 geltenden Fassung

verordnet die Landesregierung,

2. des § 12 Abs. 1 Satz 2 bis 5 des Hessi-
schen Beamtengesetzes in der Fas-
sung vom 11. Januar 1989 (GVBl. I 
S. 26), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 5. Juli 2007 (GVBl. I S. 378), in
Verbindung mit § 1 Abs. 3 und § 2
Abs. 2 der Ernennungsverordnung
vom 22. Januar 1991 (GVBl. I S. 25),
zuletzt geändert durch Verordnung
vom 6. Dezember 2005 (GVBl. I 
S. 802), 

3. des § 19a Abs. 1 Satz 5 und 6 in Ver-
bindung mit § 233a, des § 30 Abs. 1
Satz 2, des § 39 Abs. 3 Satz 1, des 
§ 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 in Verbin-
dung mit § 233a, des § 74 Abs. 1 
Satz 1, des § 78 Abs. 1 Satz 1, des 
§ 79 Abs. 5, des § 83a Abs. 3 Satz 2,
des § 84 Satz 3 und des § 97 Abs. 4
Satz 1 des Hessischen Beamtengeset-
zes,

4. des § 81 Abs. 1 in Verbindung mit 
§ 233a des Hessischen Beamtengeset-
zes und § 7 Abs. 1 Satz 1 der Ne-
bentätigkeitsverordnung in der Fas-
sung vom 21. September 1976
(GVBl. I S. 403), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 25. November 1998
(GVBl. I S. 492),

5. des § 17 Abs. 1 des Hessischen Beam-
tengesetzes, des § 25 der Hessischen
Laufbahnverordnung vom 18. Dezem-
ber 1979 (GVBl. I S. 266), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 17. De-
zember 1998 (GVBl. I S. 562), und des
§ 3 Abs. 1 Satz 5 der Hessischen Ver-
ordnung über die Beamten in Lauf-
bahnen besonderer Fachrichtungen
vom 22. Oktober 1990 (GVBl. I S. 581),
zuletzt geändert durch Verordnung
vom 18. Juli 2005 (GVBl. I S. 545),

6. des § 92 Abs. 2 Satz 5 des Hessischen
Beamtengesetzes in Verbindung mit 
§ 17 Abs. 5 Satz 2 der Hessischen Bei-
hilfenverordnung in der Fassung vom
5. Dezember 2001 (GVBl. I S. 482,
491, 564), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 7. November 2006
(GVBl. I S. 561),

7. des § 96 Satz 2 des Hessischen Beam-
tengesetzes in Verbindung mit § 2 
Abs. 3 Satz 1 der Dienstjubiläumsver-
ordnung vom 11. Mai 2001 (GVBl. I 
S. 251), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 12. Dezember 2006
(GVBl. I S. 671),

8. des § 106 Abs. 2 des Hessischen Be-
amtengesetzes und des § 15 Abs. 1
der Hessischen Urlaubsverordnung
vom 12. Dezember 2006 (GVBl. I 
S. 671),

9. des § 8a Satz 2 des Hessischen Besol-
dungsgesetzes in der Fassung vom
25. Februar 1998 (GVBl. I S. 50), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
26. September 2007 (GVBl. I S. 635),
auch in Verbindung mit § 1 Abs. 7
des Gesetzes über die Bezüge der
Mitglieder der Landesregierung vom
27. Juli 1993 (GVBl. I S. 339), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 15. De-
zember 2004 (GVBl. I S. 442),

10. des § 11 Abs. 2 Satz 1, des § 18 und
des § 28a Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2
Satz 2 des Hessischen Reisekostenge-
setzes in der Fassung vom 27. August
1976 (GVBl. I S. 390), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 17. Oktober
2005 (GVBl. I S. 674),

11. des § 14 des Hessischen Umzugsko-
stengesetzes vom 26. Oktober 1993
(GVBl. I S. 464), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 21. März 2005
(GVBl. I S. 218),

12. des § 37 Abs. 5, des § 38 Abs. 2 Satz 2,
des § 41 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 4, des
§ 83 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Satz 5
und des § 89 Satz 2 des Hessischen
Disziplinargesetzes vom 21. Juli 2006
(GVBl. I S. 394),

13. des § 126 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 des Be-
amtenrechtsrahmengesetzes in der
Fassung vom 31. März 1999 (BGBl. I
S. 655), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I 
S. 2748), in Verbindung mit § 1 Satz 2
des Gesetzes über Ermächtigungen
zum Erlass von Rechtsverordnungen
vom 3. Juli 1961 (BGBl. I S. 856) und
§ 1 Satz 2 der Verordnung zur Über-
tragung der Ermächtigung nach § 126
Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 des Beamten-
rechtsrahmengesetzes vom 2. Okto-
ber 1980 (GVBl. I S. 350), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 20. Juni
2002 (GVBl. I S. 342),

verordnet die Sozialministerin, soweit Be-
fugnisse nach § 1 Abs. 3 der Ernennungs-
verordnung übertragen werden, im Ein-
vernehmen mit dem Minister des Innern
und für Sport und, soweit der Hessischen
Bezügestelle Befugnisse übertragen wer-
den, im Einvernehmen mit dem Minister
der Finanzen:

§ 1

Zuständigkeiten nach dem Hessischen
Beamtengesetz,

der Dienstjubiläumsverordnung und der
Hessischen Urlaubsverordnung

Dem Regierungspräsidium Gießen
werden für diejenigen seiner und der Be-



diensteten der Hessischen Ämter für Ver-
sorgung und Soziales, die mit Aufgaben
nach dem Sozialen Entschädigungsrecht
betraut sind oder vor ihrer Versetzung in
den Ruhestand betraut waren, folgende
Befugnisse übertragen: 

1. Beamtinnen und Beamte bis ein-
schließlich Besoldungsgruppe A 15
und im Vorbereitungsdienst zu ernen-
nen, 

2. nach § 19a Abs. 1 Satz 5 des Hessi-
schen Beamtengesetzes die Probezeit
der Abteilungsleiterinnen und Abtei-
lungsleiter nachgeordneter Behörden
in der Besoldungsgruppe A 15 zu ver-
kürzen,

3. nach § 19a Abs. 1 Satz 6 des Hessi-
schen Beamtengesetzes Zeiten auf
die Probezeit der Abteilungsleiterin-
nen und Abteilungsleiter nachgeord-
neter Behörden in der Besoldungs-
gruppe A 15 anzurechnen,

4. nach §§ 28 bis 30 des Hessischen Be-
amtengesetzes Beamtinnen und Be-
amte bis einschließlich Besoldungs-
gruppe B 2 und im Vorbereitungs-
dienst innerhalb des Geschäftsbe-
reichs abzuordnen und zu versetzen,

5. nach §§ 28 bis 30 des Hessischen Be-
amtengesetzes und § 123 des Beam-
tenrechtsrahmengesetzes im Rahmen
der Zuständigkeit nach Nr. 1 Beam-
tinnen und Beamte zu einem anderen
Dienstherrn oder zu einer anderen
Verwaltung abzuordnen und zu ver-
setzen und das Einverständnis zu 
ihrer Abordnung und Versetzung in
den Geschäftsbereich zu erklären,

6. nach § 39 Abs. 3 Satz 1 des Hessi-
schen Beamtengesetzes zu entschei-
den, ob die Voraussetzungen des § 39
Abs. 1 des Hessischen Beamtengeset-
zes vorliegen, und den Tag der Been-
digung des Beamtenverhältnisses
festzustellen,

7. nach §§ 40 bis 43 des Hessischen Be-
amtengesetzes Beamtinnen und Be-
amte bis einschließlich Besoldungs-
gruppe B 2 und im Vorbereitungs-
dienst zu entlassen,

8. nach § 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Hes-
sischen Beamtengesetzes Beamtinnen
und Beamten zu genehmigen, den
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt
im Ausland zu nehmen, 

9. nach §§ 51 bis 56 des Hessischen Be-
amtengesetzes Beamtinnen und Be-
amte bis einschließlich Besoldungs-
gruppe B 2 in den Ruhestand zu ver-
setzen, 

10. nach § 74 Abs. 1 Satz 1 des Hessi-
schen Beamtengesetzes Beamtinnen
und Beamten aus zwingenden dienst-
lichen Gründen die Führung der
Dienstgeschäfte zu verbieten, 

11. nach § 78 Abs. 1 Satz 1 des Hessi-
schen Beamtengesetzes die Übernah-
me und Fortführung einer Neben-
tätigkeit im öffentlichen Dienst anzu-
ordnen, 

12. nach § 79 Abs. 5 des Hessischen Be-
amtengesetzes die Übernahme einer
Nebentätigkeit zu genehmigen, 

13. nach § 81 Abs. 1 des Hessischen Be-
amtengesetzes in Verbindung mit § 7
Abs. 1 der Nebentätigkeitsverord-
nung das Nutzungsentgelt im Einzel-
fall nach Maßgabe der allgemeinen
Festlegungen der obersten Dienst-
behörde festzusetzen,

14. nach § 83a Abs. 2 und 3 des Hessi-
schen Beamtengesetzes Ruhestands-
beamtinnen und Ruhestandsbeamten
sowie früheren Beamtinnen und Be-
amten eine Beschäftigung oder Er-
werbstätigkeit zu untersagen, 

15. nach § 84 des Hessischen Beamten-
gesetzes die Zustimmung zur Annah-
me von Belohnungen oder Geschen-
ken bis zu einem Wert von 75 Euro im
Einzelfall zu erteilen, 

16. nach §§ 85a, 85b und 85f des Hessi-
schen Beamtengesetzes über Anträge
der Beamtinnen und Beamten auf Be-
urlaubung und Teilzeitbeschäftigung
zu entscheiden,

17. nach § 92 Abs. 1 des Hessischen Be-
amtengesetzes über Anträge auf Er-
satz von Sachschäden außerhalb der
Unfallfürsorge nach dem Beamten-
versorgungsgesetz zu entscheiden, 

18. nach § 97 Abs. 4 des Hessischen Be-
amtengesetzes entlassenen Beamtin-
nen und Beamten die Führung der
Amtsbezeichnung mit dem Zusatz
„außer Dienst (a. D.)“ zu erlauben,

19. nach § 2 Abs. 3 Satz 1 der Dienstju-
biläumsverordnung die Ehrung von
Beamtinnen und Beamten vorzuneh-
men, die eine Dienstzeit von fünfund-
zwanzig oder vierzig Jahren vollen-
det haben,

20. nach § 15 Abs. 1 der Hessischen Ur-
laubsverordnung Sonderurlaub ohne
Besoldung aus wichtigem Grund zu
gewähren,

21. nach § 49 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung die Beamtinnen
und Beamten in Planstellen einzuwei-
sen und ihre Personalhauptakten zu
führen.

§ 2

Zuständigkeiten nach 
laufbahnrechtlichen Vorschriften

Dem Regierungspräsidium Gießen
werden für diejenigen seiner und der Be-
diensteten der Hessischen Ämter für Ver-
sorgung und Soziales, die mit Aufgaben
nach dem Sozialen Entschädigungsrecht
betraut sind oder vor ihrer Versetzung in
den Ruhestand betraut waren, folgende
Befugnisse übertragen:

1. für Beamtinnen und Beamte

a) nach § 25 Abs. 2 Satz 1 und 4 des
Hessischen Beamtengesetzes in
Verbindung mit § 3 Abs. 4 der Hes-
sischen Laufbahnverordnung die
Probezeit zu verkürzen,
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b) nach § 3 Abs. 6 der Hessischen
Laufbahnverordnung die Probezeit
zu verlängern,

c) nach § 25 Abs. 2 Satz 2 bis 4 und 
§ 27 Abs. 3 des Hessischen Beam-
tengesetzes in Verbindung mit § 3
Abs. 5 der Hessischen Laufbahn-
verordnung Tätigkeiten auf die Pro-
bezeit anzurechnen,

d) nach § 8 Abs. 3 Satz 1 der Hessi-
schen Laufbahnverordnung den re-
gelmäßigen Vorbereitungsdienst zu
verlängern,

e) nach § 8 Abs. 4 Satz 1 und 2 der
Hessischen Laufbahnverordnung
Tätigkeiten auf den Vorbereitungs-
dienst anzurechnen,

2. nach § 8 Abs. 5 der Hessischen Lauf-
bahnverordnung Angestellten, Arbei-
terinnen und Arbeitern, die sich min-
destens zwei Jahre ununterbrochen im
öffentlichen Dienst bewährt haben,
diese Zeit als Vorbereitungsdienst für
eine Laufbahn des einfachen Dienstes
anzurechnen,

3. nach § 14 Abs. 1 der Hessischen Lauf-
bahnverordnung in Verbindung mit 
§ 29 Abs. 1 der Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung für die Laufbahn des
mittleren Dienstes in der allgemeinen
Verwaltung vom 17. Dezember 2003
(StAnz. 2004 S. 167) Beamtinnen und
Beamte des einfachen Dienstes zur
Ausbildung für die Laufbahn des mitt-
leren Dienstes zuzulassen,

4. nach § 16 Abs. 1 der Hessischen Lauf-
bahnverordnung in Verbindung mit § 3
Abs. 2 der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung für den gehobenen Dienst in
der allgemeinen Verwaltung vom 
14. November 2003 (StAnz. S. 4770)
Beamtinnen und Beamte des mittleren
Dienstes zu einer Laufbahn des geho-
benen Dienstes derselben Fachrich-
tung zuzulassen,

5. nach § 3 Abs. 1 Satz 4 der Hessischen
Verordnung über die Beamten in Lauf-
bahnen besonderer Fachrichtungen
die Befähigung der Bewerberinnen
und Bewerber für ihre Fachrichtung
festzustellen. 

§ 3

Zuständigkeit nach der 
Hessischen Beihilfenverordnung

Dem Regierungspräsidium Kassel wird
die Befugnis, nach § 17 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1
und 2 der Hessischen Beihilfenverord-
nung über Anträge auf Beihilfen zu ent-
scheiden, für die Bediensteten des Ge-
schäftsbereichs des Sozialministeriums
und für diejenigen Bediensteten des Re-
gierungspräsidiums Gießen und der Hes-
sischen Ämter für Versorgung und Sozia-
les, die mit Aufgaben nach dem Sozialen
Entschädigungsrecht betraut sind, über-
tragen.

§ 4

Zuständigkeiten nach dem Hessischen
Reisekostengesetz und dem Hessischen

Umzugskostengesetz

(1) Das Regierungspräsidium Gießen
ist für diejenigen seiner und der Bediens-
teten der Hessischen Ämter für Versor-
gung und Soziales, die mit Aufgaben
nach dem Sozialen Entschädigungsrecht
betraut sind, zuständig für die Anordnung
und Genehmigung von Auslandsdienst-
reisen, Reisen zur Fortbildung zu im Aus-
land gelegenen Orten sowie Reisen zur
Fortbildung, die nicht im überwiegenden
dienstlichen Interesse liegen. 

(2) Die Beschäftigungs- oder Ausbil-
dungsbehörde ist vorbehaltlich des Abs. 1
auch zuständig für die Bewilligung von

1. Tage- und Übernachtungsgeld über
die ersten sieben Tage hinaus nach 
§ 11 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen Rei-
sekostengesetzes, auch in Verbindung
mit § 3 Abs. 1 Satz 1 der Hessischen
Trennungsgeldverordnung vom 21. De-
zember 1993 (GVBl. I S. 738), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 7. No-
vember 2006 (GVBl. I S. 561), 

2. Trennungsgeld nach § 23 des Hessi-
schen Reisekostengesetzes und § 12
des Hessischen Umzugskostengeset-
zes.

§ 5

Zuständigkeiten in 
Besoldungsangelegenheiten

Der Hessischen Bezügestelle werden
für den Geschäftsbereich des Sozialminis-
teriums und für diejenigen Bediensteten
des Regierungspräsidiums Gießen und
der Hessischen Ämter für Versorgung und
Soziales, die mit Aufgaben nach dem So-
zialen Entschädigungsrecht betraut sind
oder vor ihrer Versetzung in den Ruhe-
stand betraut waren, folgende Befugnisse
übertragen:

1. das Besoldungsdienstalter festzuset-
zen,

2. die Besoldung und die Amtsbezüge
festzusetzen, zu berechnen und die
Zahlung anzuordnen,

3. besoldungsrechtliche Anpassungen
und strukturelle Besoldungsänderun-
gen durchzuführen,

4. die Sonderzahlungen und die vermö-
genswirksamen Leistungen festzuset-
zen, zu berechnen und die Zahlung
anzuordnen,

5. nach § 66 des Bundesbesoldungsgeset-
zes Anwärterbezüge zu kürzen,

6. nach § 12 Abs. 2 des Bundesbesol-
dungsgesetzes zuviel gezahlte Bezüge
zurückzufordern, soweit die Überzah-
lung auf einer Maßnahme nach Nr. 1
bis 5 beruht oder Anwärterbezüge we-
gen Nichterfüllung von Auflagen nach
§ 59 Abs. 5 des Bundesbesoldungsge-
setzes zurückzuzahlen sind, 
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7. nach § 12 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbe-
soldungsgesetzes aus Billigkeitsgrün-
den

a) von der Rückforderung ohne Rück-
sicht auf die Höhe der Überzahlung
bis zu 500 Euro im Einzelfall abzu-
sehen,

b) die Zahlung bei Rückforderungsbe-
trägen bis zu 2 500 Euro in bis zu 
36 Monatsraten, bei Rückforde-
rungsbeträgen bis zu 10 000 Euro in
bis zu 18 Monatsraten zuzulassen,

8. über Widersprüche gegen Entschei-
dungen nach Nr. 1 bis 6 zu entschei-
den. 

§ 6

Zuständigkeiten nach dem 
Hessischen Disziplinargesetz

(1) Der Leiterin oder dem Leiter des
Regierungspräsidiums Gießen werden als
Dienstvorgesetzter oder Dienstvorgesetz-
tem derjenigen Bediensteten des Regie-
rungspräsidiums Gießen und der Hessi-
schen Ämter für Versorgung und Soziales,
die mit Aufgaben nach dem Sozialen Ent-
schädigungsrecht betraut sind oder vor
ihrer Versetzung in den Ruhestand be-
traut waren, folgende Befugnisse übertra-
gen: 

1. nach § 37 Abs. 3 Nr. 1 des Hessischen
Disziplinargesetzes Kürzungen der
Dienstbezüge bis zum zulässigen
Höchstmaß vorzunehmen, 

2. nach § 38 Abs. 2 Satz 1 des Hessischen
Disziplinargesetzes Disziplinarklage zu
erheben,

3. nach § 83 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4
Satz 4 des Hessischen Disziplinarge-
setzes Entscheidungen zum Unter-
haltsbeitrag zu treffen, 

4. nach § 89 Satz 1 des Hessischen Diszi-
plinargesetzes die Disziplinarbefugnis-
se bei Ruhestandsbeamtinnen und Ru-
hestandsbeamten auszuüben.

(2) Das Regierungspräsidium Gießen
übt im Rahmen seiner Ernennungszustän-
digkeit die Befugnisse der obersten
Dienstbehörde nach § 41 Abs. 2 und 3 des
Hessischen Disziplinargesetzes aus.

§ 7

Zuständigkeit für die Entscheidung 
über Widersprüche

(1) Dem Regierungspräsidium Gießen
wird hinsichtlich derjenigen seiner und
der Bediensteten der Hessischen Ämter
für Versorgung und Soziales, die mit Auf-
gaben nach dem Sozialen Entschädi-
gungsrecht betraut sind oder vor ihrer
Versetzung in den Ruhestand betraut wa-
ren, die Befugnis übertragen, über Wider-
sprüche in Verfahren nach § 126 Abs. 1
des Beamtenrechtsrahmengesetzes (§ 182
des Hessischen Beamtengesetzes) zu ent-
scheiden, soweit das Sozialministerium
den Verwaltungsakt nicht selbst erlassen
hat. § 5 Nr. 8 bleibt unberührt. 

(2) Vorschriften, die die Zuständigkeit
für die Entscheidung über Widersprüche
abweichend regeln, bleiben unberührt. 

§ 8

Aufhebung bisherigen Rechts

Die Verordnung über Zuständigkeiten
in beamtenrechtlichen Personalangele-
genheiten im Geschäftsbereich des Hessi-
schen Sozialministeriums vom 18. Juli
2002 (GVBl. I S. 402, 411)1), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 17. Mai 2006
(GVBl. I S. 166), wird aufgehoben.

§ 9

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2012 außer Kraft.

Wiesbaden, den 15. November 2007

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  S o z i a l m i n i s t e r i n

K o c h L a u t e n s c h l ä g e r

1) Hebt auf GVBl. II 320-165
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Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Arbeitszeit der bei den Justizvollzugsan-

stalten tätigen Beamtinnen und Beamten*)

Vom 12. November 2007

*) Ändert GVBl. II 324-39

Aufgrund des § 85 Abs. 1 Satz 2 des
Hessischen Beamtengesetzes in der Fas-
sung vom 11. Januar 1989 (GVBl. I S. 26),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
5. Juli 2007 (GVBl. I S.378), wird verord-
net:

Artikel 1

Nach § 2 der Verordnung über die Ar-
beitszeit der bei den Justizvollzugsanstal-
ten tätigen Beamtinnen und Beamten
vom 18. Dezember 2003 (GVBl. I S. 527)
wird als neuer § 2a eingefügt:

„§ 2a

Zur Erprobung neuer Arbeitszeitmo-
delle kann die oberste Dienstbehörde von
den Bestimmungen dieser Verordnung
zeitlich begrenzte Ausnahmen zulassen.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 12. November 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e r  J u s t i z

B a n z e r
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Zehnte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten 

der Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher*)

Vom 30. Oktober 2007

*) Ändert GVBl. II 323-123

Aufgrund des § 49 Abs. 3 des Bundes-
besoldungsgesetzes in der Fassung vom
6. August 2002 (BGBl. I S. 3022) in der am
31. August 2006 geltenden Fassung in
Verbindung mit § 1 der Verordnung zur
Übertragung der Ermächtigung nach § 49
Abs. 3 Satz 1 des Bundesbesoldungsge-
setzes vom 4. November 1975 (GVBl. I 
S. 254) wird im Einvernehmen mit dem
Minister des Innern und für Sport verord-
net:

Artikel 1

Die Verordnung zur Abgeltung der
Bürokosten der Gerichtsvollzieherinnen
und Gerichtsvollzieher vom 2. September
1998 (GVBl. I S. 383), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 13. Februar 2007
(GVBl. I S. 242), wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort „Schreibge-
bühren“ durch das Wort „Doku-
mentenpauschalen“ ersetzt.

b) In  Satz 2 werden die Zahl „2006“
durch die Zahl „2007“ und die Zahl
„47,2“ durch die Zahl  „47,8“ er-
setzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe
„600 Deutsche Mark“ durch die
Angabe „310 Euro“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Zahl
„2006“ durch die Zahl „2007“ und
die Zahl „22 800“ durch die Zahl
„21 350“ ersetzt.

c) In Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe
„40 Deutsche Mark“ durch die An-
gabe „20,45 Euro“ ersetzt.

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte
„der Gerichtskasse“ durch die Wor-
te „dem Oberlandesgericht“ er-
setzt.

b) In  Abs. 2 werden die Worte „den
Vorstand des Amtsgerichts“ durch
die Worte „die Präsidentin oder den
Präsidenten des Oberlandesge-
richts“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit Wirkung
vom 1. Januar 2007 in Kraft.

Wiesbaden, den 30. Oktober 2007

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  d e r  J u s t i z

B a n z e r
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Zweite Verordnung 
zur Änderung der Verordnung über Zuständigkeiten in 

beamtenrechtlichen Personalangelegenheiten im Geschäftsbereich 
des Hessischen Kultusministeriums*)

Vom 30. Oktober 2007

*) Ändert GVBl. II 320-173

Aufgrund des § 37 Abs. 5, des § 38
Abs. 2 Satz 2, des § 83 Abs. 3 Satz 2 und
Abs. 4 Satz 5 und des § 89 Satz 2 des Hes-
sischen Disziplinargesetzes vom 21. Juli
2006 (GVBl. I S. 394) wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über Zuständigkeiten
in beamtenrechtlichen Personalangele-
genheiten im Geschäftsbereich des Hessi-
schen Kultusministeriums vom 20. März
2006 (GVBl. I S. 83), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 4. August 2006
(GVBl. I S. 470), wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht sind die Worte
„der Hessischen Disziplinarordnung“
durch „dem Hessischen Disziplinarge-
setz“ zu ersetzen.

2. Der Achte Abschnitt erhält folgende
Fassung:

„ACHTER ABSCHNITT

Zuständigkeiten nach dem Hessischen
Disziplinargesetz

§ 10

Den Leiterinnen und Leitern der in
§ 1 Abs. 1 aufgeführten Dienststellen

werden, soweit in § 13 Abs. 1 nichts
anderes bestimmt ist, für ihren Ge-
schäftsbereich als Dienstvorgesetzte
folgende Befugnisse übertragen:

1. nach § 37 Abs. 3 Nr. 1 des Hessi-
schen Disziplinargesetzes Kürzun-
gen der Dienstbezüge bis zum
zulässigen Höchstmaß vorzuneh-
men,

2. nach § 38 Abs. 2 Satz 1 des Hessi-
schen Disziplinargesetzes Diszipli-
narklage zu erheben,

3. nach § 83 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4
Satz 4 des Hessischen Disziplinar-
gesetzes Entscheidungen zum Un-
terhaltsbeitrag zu treffen,

4. nach § 89 Satz 1 des Hessischen
Disziplinargesetzes die Disziplinar-
befugnisse bei Ruhestandsbeamtin-
nen und Ruhestandsbeamten aus-
zuüben.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

Wiesbaden, den 30. Oktober 2007

D i e  H e s s i s c h e  K u l t u s m i n i s t e r i n

Wo l f f
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Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts zum Achten Staatsvertrag zur Änderung 

rundfunkrechtlicher Staatsverträge

*) Zu GVBl. II Anhang Staatsverträge

Auf die nachstehend abgedruckte Veröf-
fentlichung im Bundesgesetzblatt 2007
Teil I S. 2315 wird hingewiesen:

„Aus dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 11. September 2007 - 1 BvR
2270/05, 1 BvR 809/06, 1 BvR 830/06 -
wird folgende Entscheidungsformel veröf-
fentlicht:

Die Zustimmungsgesetze und Zustim-
mungsbeschlüsse der Länder zu Artikel 6
Nummer 4 des Achten Staatsvertrages zur
Änderung rundfunkrechtlicher Staatsver-
träge (Achter Rundfunkänderungsstaats-
vertrag) sind mit dem Grundrecht der
Rundfunkfreiheit aus Artikel 5 Absatz 1
Satz 2 des Grundgesetzes unvereinbar.

Die vorstehende Entscheidungsformel hat
gemäß § 31 Abs. 2 des Bundesverfas-
sungsgerichtsgesetzes Gesetzeskraft.

Berlin, den 27. September 2007

D i e  B u n d e s m i n i s t e r i n
d e r  J u s t i z

B r i g i t t e  Z y p r i e s “
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müssen spätestens am 15. November schriftlich beim Verlag vorlie-
gen. Fälle höherer Gewalt, Streik, Aussperrung und dergleichen ent-
binden den Verlag von der Verpflichtung auf Erfüllung von Aufträ-
gen und Schadensersatzleistungen.
Bezugspreis: Der jährliche Bezugspreis beträgt 58,20 EUR einschl.
MwSt. und Versand. Einzelausgaben kosten bis zu einem Umfang
von 16 Seiten EUR 3,83. Bei stärkeren Ausgaben erhöht sich der
Preis um 3,06 EUR je zusätzlich angefangener 16 Seiten. Die Preise
verstehen sich inkl. MwSt. und zzgl. Porto und Verpackung.


